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101. Plenarsitzung des Landtags Rheinland-Pfalz 
am 12. Oktober 2005 

 
 

Die Sitzung wird um 14:01 Uhr vom Präsidenten des 
Landtags eröffnet. 
 
Präsident Grimm: 
 
Guten Tag, meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich eröffne die 101. Plenarsitzung des Landtags Rhein-
land-Pfalz.  
 
Schriftführende Abgeordnete sind Nils Wiechmann und 
Dieter Klöckner. Letzterer führt die Rednerliste. 
 
Wir haben einige Abgeordnete, die heute nicht teilneh-
men können, und zwar die Abgeordneten Marianne 
Grosse, Michael Hörter, Erhard Lelle, Hedi Thelen, Ulla 
Schmidt und Dr. Edmund Geisen sowie die Staatsminis-
ter Hans-Artur Bauckhage und Gernot Mittler.  
 
Ich freue mich, zu Beginn der Sitzung zwei Kollegen, 
auch in Ihrem Namen, zu einem runden Geburtstag 
gratulieren zu können, und zwar wurde am 4. Oktober 
Vizepräsident Jürgen Creutzmann 60 Jahre alt, herzli-
chen Glückwunsch und alles Gute! 
 

(Beifall im Hause) 
 

Der Kollege Michael Billen wurde am 4. Oktober 50 
Jahre alt, auch ihm von dieser Stelle herzliche Glück-
wünsche!  
 

 (Beifall im Hause – 
Frau Spurzem, SPD: In Abwesenheit!) 

 
 
Meine Damen und Herren, die ausgedruckte Tagesord-
nung liegt Ihnen vor. Hinweise dazu habe ich nicht zu 
machen. Gibt es Einsprüche, Widersprüche oder Hin-
weise zu dieser Tagesordnung? – Das ist nicht der Fall. 
Dann kann ich sie so feststellen.  
 
Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 
 

AKTUELLE   STUNDE 
 

„Folgen der drohenden Verschärfung der Chemi-
kalienrichtlinie ‚REACH’ bei den Beratungen des 
Europäischen Parlaments für die Wirtschaft in 

Rheinland-Pfalz“ 
auf Antrag der Fraktion der CDU 

– Drucksache 14/4562 – 
 

Für die Antrag stellende Fraktion spricht Herr Abgeord-
neter Dr. Gebhart. 
 
 
Abg. Dr. Gebhart, CDU: 
 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Wenn wir 
heute über die Neuregelung der Chemikalienpolitik in 
Europa reden, dann reden wir über eines der größten 
einzelnen Gesetzgebungsvorhaben, das sich Europa 
jemals auf seine Fahnen geschrieben hat. 

Im Ziel herrscht große Einigkeit: Nachhaltige Entwick-
lung, Schutz von Mensch und Umwelt auf der einen 
Seite, und auf der anderen Seite wollen wir Wettbe-
werbsfähigkeit von Unternehmen bewahren und verbes-
sern. Das ist das Ziel.  
 
Meine Damen und Herren, aber wenn wir uns die kon-
kreten Vorlagen, die im Moment auf dem Tisch liegen, 
ansehen, zunächst den Kommissionsentwurf über 1.000 
Seiten, dann müssen wir feststellen – wir haben darüber 
vor wenigen Wochen debattiert –, dass gravierende 
Mängel bestehen. Das Ziel wird am Ende nicht erreicht.  
 

(Ramsauer, SPD: Das wissen Sie?) 
 

In den letzten Tagen hat sich viel bewegt. Zunächst gab 
es Hoffnung. Im Industrie- und im Wettbewerbsaus-
schuss des Europäischen Parlaments wurden vernünfti-
ge Kompromisse gefunden. Aber diese Hoffnung wurde 
vor wenigen Tagen stark getrübt. 
 
Was ist passiert? Der federführende Umweltausschuss 
im Europäischen Parlament hat mit den Stimmen der 
Sozialisten, der Liberalen und der GRÜNEN sinnvolle 
Vorschläge, die bereits gefunden waren, wieder über 
den Haufen geworfen. Der Verordnungsentwurf wurde 
an mehreren Stellen ganz empfindlich verschärft.  
 
Meine Damen und Herren, die Landesregierung vertritt 
im Land regelmäßig eine durchaus vernünftige Position 
im Hinblick auf die Chemikalienpolitik.  
 

(Pörksen, SPD: Oh, wie großzügig! – 
Dr. Weiland, CDU: In diesen Fällen selten! – 

Zuruf der Abg. Frau Grützmacher,  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Ich will das ausdrücklich sagen. Ich begrüße dies. Meine 
Damen und Herren von der Landesregierung – auch das 
muss ich sagen –, Ihr Problem ist aber, dass Ihre eige-
nen Leute in Brüssel sich nicht an diese Positionen 
halten. 
 

(Beifall der CDU) 
 

Wir müssen leider immer wieder feststellen, dass es 
Ihnen nicht gelingt, die eigenen Leute in Europa auf eine 
vernünftige Position zu bringen. Deswegen fordere ich 
die Landesregierung und Sie, Herr Beck, auf, nutzen Sie 
Ihre  Möglichkeiten  in  Brüssel  und  Berlin.   Nur  dann 
– wirklich nur dann – helfen Sie unserem Land wirklich 
weiter.  
 

(Beifall der CDU – 
Pörksen, SPD: Schon geht es los!) 

 
Meine Damen und Herren, wenn das, was der Umwelt-
ausschuss wünscht, so beschlossen würde, dann wäre 
das fatal für unsere Wirtschaft, auch in Rheinland-Pfalz 
für unsere Chemieindustrie, einer der größten Arbeitge-
ber im Land. Mehr als 55.000 Menschen sind direkt 
beschäftigt. Meine Damen und Herren, das sollte uns zu 
denken geben.  
 
Warum wäre es so fatal, wenn das beschlossen würde, 
was der Umweltausschuss favorisiert? Vieles von dem, 
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was dort vorgeschlagen wird, wäre unglaublicher büro-
kratischer Aufwand. Stoffe würden vom Markt ver-
schwinden, nicht deswegen, weil sie so gefährlich wä-
ren, sondern schlicht und ergreifend deswegen, weil 
allein die Registrierungskosten nicht bezahlt werden 
könnten. 
 
Die Kosten wären immens. Vor allem die kleinen und 
mittleren Unternehmen wären hart getroffen. Arbeitsplät-
ze stehen auf dem Spiel. Meine Damen und Herren, das 
kann und darf nicht die Lösung für die Probleme an 
unserem Standort Deutschland sein. 
 

(Beifall der CDU) 
 

Meine Damen und Herren, was wäre die Alternative? 
Die Alternative wäre ein ausgewogeneres, ein besseres 
„REACH“, das heißt vernünftige Testanforderungen, weg 
von der reinen Mengenorientierung, weg von der befris-
teten Zulassung, Geschäftsgeheimnisse wahren. Meine 
Damen und Herren, das sind nur einige, aber sehr wich-
tige Punkte. 
 
Frau Ministerin Conrad, Sie haben vor wenigen Tagen 
einen Brief an die Europaabgeordneten geschrieben.  
 

(Zuruf von der SPD: Das ist richtig!) 
 

In diesem Brief haben Sie unter anderem dafür gewor-
den, dass die Registrierung von Stoffen in der Regel in 
Konsortien erfolgen soll. Die Intention, die dahin-
tersteckt, unnötige Tierversuche vermeiden, ist mit Si-
cherheit richtig. Das muss mit Sicherheit geregelt wer-
den: Tierversuche vermeiden, doppelte Tierversuche für 
ein und denselben Stoff vermeiden. Ich denke, das ist 
auch eine moralische Verpflichtung, die wir alle haben. 
 
Wenn wir es aber zur Regel machen, dass nun auch 
solche Daten, die nicht in Zusammenhang mit Tierver-
suchen stehen, ebenfalls in Konsortien geteilt werden 
müssen, dann ist es gefährlich, weil wichtige Informatio-
nen, wichtig aus Wettbewerbsgründen, wichtige und 
zum Teil vertrauliche Informationen, zum Beispiel über 
Anwendungen, auf diesem Weg preisgegeben werden 
könnten.  
 

(Glocke des Präsidenten) 
 
 
Davon können wir ausgehen, am Ende sind es nicht die 
rheinland-pfälzischen Unternehmen, die von dieser 
Regel profitieren würden, die rheinland-pfälzischen Un-
ternehmen mit ihrem großen Know-how. Es werden eher 
die ausländischen Wettbewerber sein.  
 
Ihr Vorschlag ist gut gemeint, aber ich habe erhebliche 
Zweifel, dass dieser Vorschlag wirklich zu Ende gedacht 
ist. 
 

(Beifall der CDU – 
Dr. Gölter, CDU: So ist es!) 

 
 

Präsident Grimm: 
 
Herr Kollege, die Redezeit ist längst überschritten. 

Abg. Dr. Gebhart, CDU: 
 
Sie würden mit diesem Vorschlag der heimischen Wirt-
schaft einen Bärendienst erweisen. 
 
 
Präsident Grimm: 
 
Herr Kollege! 
 
 
Abg. Dr. Gebhart, CDU: 
 
Ich bitte Sie, ich fordere Sie auf, überdenken Sie diesen 
Vorschlag. Nehmen Sie ihn zurück. 
 

(Beifall der CDU – 
Schwarz, SPD: Ist Ihre Regierungs- 

erklärung zu Ende?) 
 
 
Präsident Grimm: 
 
Lieber Herr Kollege, auch wenn Sie noch nicht so lange 
im Landtag sind, so wissen Sie dennoch, dass man sich 
an die Geschäftsordnung zu halten hat. 
 

(Zuruf von der CDU: Das gilt aber  
auch für alle!) 

 
Herr Ramsauer spricht für die SPD-Fraktion. 
 
 
Abg. Ramsauer, SPD: 
 
Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Lieber Kollege Dr. Gebhart, Sie sind noch nicht so 
sehr lange im Plenum,  
 

(Zurufe von der CDU) 
 

 
aber eines müssten Sie doch schon erkannt haben: Sie 
müssten doch schon erkannt haben, dass dieses Thema 
schon immer ein wichtiges Thema für die Sozialdemo-
kraten in diesem Haus gewesen ist und wir dieses The-
ma in diesem Haus schon von Anfang an begleitet ha-
ben. 
 

(Beifall der SPD und der FDP – 
Dr. Gölter, CDU: Das bestreitet  

doch keiner!) 
 

 
Meine Damen und Herren, in der Tat: Die Chemikalien-
politik der Europäischen Union ist ein existenziell wichti-
ges Thema für die Menschen in unserem Land, für die 
Verbraucherinnen und Verbraucher, aber auch für die 
Industrie und das Gewerbe in Rheinland-Pfalz. Herr 
Dr. Gebhart, deshalb haben wir nicht nur einen Brief 
geschrieben, sondern wir haben über Jahre hinweg 
versucht, die Entscheidungsmöglichkeiten in Brüssel 
und in Straßburg zu beeinflussen. 
 

(Dr. Gölter, CDU: Das bestreitet  
auch niemand!) 
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Herr Dr. Gölter, der nun meint, dazwischenrufen zu 
müssen, weiß es. Er war selbst mit dabei, als wir mit 
dem Wirtschaftsausschuss in Brüssel waren, 
 

(Dr. Gölter, CDU: Das ist doch  
nicht das Problem!) 

 
und er weiß, was wir als Sozialdemokraten dort vorge-
tragen haben. 
 
Insbesondere – darüber sollten Sie einmal nachdenken 
– gibt es eine intensive Zusammenarbeit nicht nur mit 
den Arbeitgebern, sondern auch mit den Gewerkschaf-
ten und insbesondere mit der IG BCE. Wir haben schon 
2002 ein Positionspapier zur Chemikalienpolitik erarbei-
tet. Wir haben 2005 ein Positionspapier zu „REACH“ 
beschlossen, – – 
 

(Dr. Rosenbauer, CDU: Sagen Sie  
doch einmal etwas zum Inhalt!) 

 
 
– Hören Sie doch zu, dann werden Sie es erfahren! Sie 
müssen lernen zuzuhören. 
 
– – das inzwischen auch Beschluss eines Landespartei-
tages ist und das den Bundesparteitag der SPD wenige 
Tage vor dem Plenum in Brüssel beschäftigen wird. 
Meine Damen und Herren, deswegen ist es wichtig zu 
wissen, wer sich wofür einsetzt. Wenn Herr Dr. Gebhart 
nebenbei sagt, wir sollten unsere Leute auf Linie brin-
gen, wollen wir einmal sehen, wer wann in welchem 
Parlament seine Leute auf Linie bringen kann. 
 

(Beifall der SPD und der FDP) 
 

Meine Damen und Herren, wenn es Lobbyisten für die 
Verbraucherinnen und Verbraucher in diesem Land gibt, 
wenn es Lobbyisten für die Industrie und das Gewerbe 
gibt, so sind das die rheinland-pfälzischen Sozialdemo-
kraten gemeinsam mit der Landesregierung und unserer 
Umweltministerin Frau Conrad und unserem Minister-
präsidenten Kurt Beck, der das Engagement des Bun-
deskanzlers in dieser Frage sehr intensiv begleitet hat.  
 

(Dr. Gölter, CDU: Auch das  
bestreitet niemand!) 

 
– Ich sage nicht, dass Sie es bestreiten. 
 
Für uns ist das Thema so wichtig, dass wir es auch noch 
in den nächsten drei Wochen intensiv begleiten werden, 
bis in Brüssel die Entscheidung gereift sein wird. Herr 
Dr. Gebhart, wir sollten aber nicht so tun, als sei mit dem 
Plenarbeschluss alles verloren; denn im Anschluss dar-
an sind natürlich auch die Regierungen und der Rat 
gefragt. Wir wissen, dass die britische Präsidentschaft 
eher in Richtung unserer Auffassung arbeiten wird. 
 
 
Meine Damen und Herren, worum geht es denn eigent-
lich? – Es geht nicht nur darum, die Interessen einzelner 
Industriezweige zu verfolgen, sondern es geht ganz 
konkret darum, dass Arbeitsplätze in unserem Land 
Rheinland-Pfalz nicht nur in der Großindustrie oder in 
der Chemischen Industrie, sondern auch in kleineren 

Unternehmen, im Gewerbe verschiedener Art gesichert 
werden können. 
 

(Beifall der SPD und der FDP) 
 

Meine Damen und Herren, es geht aber auch darum, 
dass sich die Menschen in diesem Land darauf verlas-
sen können, dass Produkte entsprechend geprüft sind 
und Produkte auf den Markt kommen, denen sie ver-
trauen können. Uns ging es immer und geht es auch 
heute noch einerseits um die Gewährleistung  eines 
hohen Gesundheits- und Umweltschutzniveaus und 
andererseits um die Förderung von Innovation und 
Wettbewerb in der Industrie und damit um die Verhinde-
rung einer Abwanderung von Arbeitsplätzen in einer 
globalisierten Welt aus diesem Land und aus der Bun-
desrepublik Deutschland. 
 
Aber die Verhältnismäßigkeit von Risikoausschluss und 
Aufwand muss stimmen. Dieses Verhältnis stimmt nicht 
in dem Entwurf des Umweltausschusses des Europäi-
schen Parlaments. Wir bedauern diesen Entschluss 
außerordentlich. 
 

(Beifall der SPD und der FDP) 
 

Wir wissen aber auch, dass es Beschlüsse der beiden 
mitberatenden Ausschüsse für Industrie und Binnen-
markt gibt, in denen pragmatische Kompromisse formu-
liert sind, und dies mit den mehrheitsbeschaffenden 
Stimmen der Sozialdemokraten im Europäischen Parla-
ment. 
 

(Glocke des Präsidenten) 
 
Unser Europa-Abgeordneter Ralf Walter und der SPD-
Fraktionsvorsitzende Martin Schulz bekräftigen, dass es 
nach wie vor die Möglichkeit zu einer pragmatischen 
Lösung gibt. Wie diese aussehen könnte, erläutere ich in 
der zweiten Runde.  
 
Danke schön. 
 

(Beifall der SPD und der FDP) 
 

 
Präsident Grimm: 
 
Es spricht nun Herr Abgeordneter Dr. Braun.  
 
 
Abg. Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Herr Ram-
sauer, Sie haben den Spannungsbogen schön aufge-
baut. Zum Inhalt wollen Sie in der zweiten Runde etwas 
sagen, in der ersten Runde haben Sie nichts dazu ge-
sagt. 
 

(Dr. Rosenbauer, CDU: So ist das! – 
Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 

Hartloff, SPD: Schauen Sie einmal,  
für welches Ergebnis Sie  

applaudieren!) 
 

Wir freuen uns auf die zweite Runde. 



 Landtag Rheinland-Pfalz - 14. Wahlperiode - 101. Sitzung, 12. Oktober 2005 6713
 

  
 

Ich möchte aber direkt zum Inhalt kommen. Wir wollen in 
Europa eine gemeinsame Chemikalienpolitik mit allen 
Ländern, also auch mit den neuen Ländern, betreiben. 
Darunter zählen sowohl diejenigen, die neu aufgenom-
men worden sind, als auch diejenigen, die noch aufge-
nommen werden. Das ist wichtig, sonst hätten wir sehr 
unterschiedliche Standards in Europa, und die CDU 
würde sich wahrscheinlich täglich darüber beschweren, 
dass es Wettbewerbsnachteile für die deutsche Chemi-
sche Industrie gibt. Deswegen ist „REACH“ genau der 
richtige Weg, den Europa eingeschlagen hat, um eine 
Vereinheitlichung sowohl der Wettbewerbsvorausset-
zungen als auch der Umweltvoraussetzungen in Europa 
zu schaffen. Meine Damen und Herren, wir unterstützen 
diesen Weg. 
 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 

 
Wir unterstützen diesen Weg nicht nur deshalb, weil er 
ein gemeinsamer Weg ist, sondern weil er ein neuer 
Weg ist und eine neue Perspektive eröffnet. Darin wird 
der Verbraucherschutz schon von vornherein mitberück-
sichtigt. Wir machen also nicht nur Industriepolitik, die 
bestimmt auch wichtig ist, sondern wir betreiben auch 
eine Verbraucherschutzpolitik, die besonders im Bereich 
der Chemikalien wichtig ist.  
 
Meine Damen und Herren, Sie alle, die Sie auch kom-
munalpolitisch aktiv sind, wissen doch, was wir früher an 
Kontrolle in der Chemischen Industrie bei den Produkten 
versäumt haben. Was müssen wir heute sanieren, bei-
spielsweise an den Schulen? Was kosten uns die PCB-
Sanierungen? 
 
Deswegen ist es wichtig, den Verbraucherschutz von 
vornherein mit einzubeziehen und die Stoffe, die neu auf 
den Markt kommen, zu testen. Die Stoffe sollen nicht 
erst in den Markt eingeführt werden, um hinterher an der 
Verbraucherin oder dem Verbraucher zu untersuchen, 
ob sie sich bewähren. Die Stoffe müssen vorab getestet 
werden. Das gilt auch für die Altstoffe, meine Damen 
und Herren. Deswegen ist es richtig, dass die alten und 
die neuen Stoffe getestet werden. 
 
 
So will es der Umweltausschuss. Er fordert auch, dass 
geringe Margen getestet werden. Wir können doch nicht 
sagen, dass diese Tests erst ab 100 Tonnen notwendig 
sind; denn manchmal sind giftige Stoffe vorhanden, die 
schon in viel kleineren Dosen wirken. Deswegen müs-
sen wir alle Stoffe testen. 
 
Es gibt im Europäischen Umweltausschuss einen Kom-
promiss: Man will gar nicht über 100.000 Stoffe testen, 
sondern man ist inzwischen bei Stoffen über 1 Tonne 
angelangt. Das sind 30.000 Stoffe. Diese Stoffe sollen 
auch nicht sofort auf einmal getestet werden, sondern in 
den nächsten Jahren. Dies ist finanzierbar und in der 
Industrie tatsächlich auch machbar, ohne dass sie ü-
bermäßig belastet wird. Das tut dem Verbraucherschutz 
gut, und das tut natürlich auch unseren Kindern gut, die 
später einmal mit der Belastung aus der Chemischen 
Industrie leben müssen, meine Damen und Herren. 
 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vor kurzem war in einigen Zeitungen zu lesen, dass in 
Speyer Untersuchungen durchgeführt wurden. Je jünger 
die Kinder sind, desto mehr Giftstoffe wurden in ihrem 
Blut nachgewiesen. Es wurden nicht mehr die alten 
Stoffe nachgewiesen, sondern es sind primär neue Stof-
fe hinzugekommen. Deswegen müssen wir die neuen 
Stoffe, die auf den Markt kommen, neu testen. Dies ist 
nicht nur – wie die Chemische Industrie behauptet – eine 
Frage der Analysegenauigkeit. Man kann sich nicht 
zurücklehnen und sagen, die Analysen seien genauer 
geworden, und deswegen würden mehr Stoffe nachge-
wiesen. Nein, diese Stoffe sind in der Umwelt vorhan-
den, werden vom Körper aufgenommen und haben ihre 
Auswirkungen. Ich spreche in diesem Zusammenhang 
nicht nur von Allergien, sondern von allen Umweltkrank-
heiten, die es gibt. Deswegen muss man mit „REACH“ in 
Europa diesen Schritt gehen und darf „REACH“ nicht 
verwässern, Herr Dr. Gebhart.  
 
Meine Damen und Herren von der SPD und von der 
CDU, man muss bei der Sache bleiben und darf nicht 
immer dem Industrie-Ausschuss nachgeben, Her Ram-
sauer. 
 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
Ich weiß nicht, ob Sie ein Schreiben nicht erreicht hat. 
Ich habe vor kurzem aus Germersheim eine Zuschrift 
des Hausfrauenbundes erhalten, die uns dazu auffor-
dert, wirklich bei der Chemikalienrichtlinie „REACH“ bei 
der Sache und streng zu bleiben, weil wir dadurch den 
Verbraucherschutz direkt an der Quelle betreiben kön-
nen. 
 

(Vereinzelt  Beifall  bei  dem  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Ich glaube, Verbraucherinnen und Verbraucher sind 
diejenigen, die geschützt werden müssen. Wenn es für 
die Industrie zumutbar ist – es ist zumutbar für die In-
dustrie, denn es handelt sich um einen langen Kompro-
missweg, der auch im Umweltausschuss abgestimmt 
worden ist und bei dem schon viel Lobbyarbeit der In-
dustrie mit eingearbeitet wurde –, dann ist der Verbrau-
cherschutz voranzustellen.  
 

(Glocke des Präsidenten) 
 
Wir wollen das. Deswegen unterstützen wir den Um-
weltausschuss, den federführenden Ausschuss des 
Europäischen Parlaments, in seiner Abstimmung. 
 
Vielen Dank. 
 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
 

Präsident Grimm: 
 
Ich erteile Herrn Abgeordneten Hohn das Wort. 
 
 
Abg. Hohn, FDP: 
 
Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Die EU-Chemikalienrichtlinie wird zur unendlichen 
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Geschichte. Der Streit um die Verordnung geht weiter. 
Wir haben das gerade erlebt.  
 
Der Umweltausschuss des Europäischen Parlaments, 
der die Chemiekalienrichtlinie federführend betreut, hat 
sich jetzt für ein aufwändigeres Verfahren als zuvor der 
Ausschuss für Binnenmarkt und der Ausschuss für In-
dustrie ausgesprochen. 
 
Erneut ist also Bewegung in dieses Regelwerk gekom-
men, das für die Chemische Industrie, und zwar vor 
allem für kleinere und mittlere Unternehmen der Chemi-
schen Industrie, von existenzieller Bedeutung ist.  
 
Die Konturen der künftigen Chemiekalienverordnung 
werden sich voraussichtlich erst Mitte November ab-
zeichnen, wenn die Verordnung im Europäischen Par-
lament verhandelt wird. 
 
Meine Damen und Herren, die EU-Kommission ver-
spricht sich von der Chemiekalienverordnung einen 
großen Nutzen im Kampf gegen Allergien, Asthma oder 
andere durch Chemikalien ausgelöste Krankheiten. Da 
kann ich dem Kollegen Braun nur zustimmen. Das wie-
derum könne Kosten für Behandlungen, Arbeitsausfall 
oder Umweltschäden in Milliardenhöhe sparen. 
 
Meine Damen und Herren, Ziel der EU-Kommission ist 
es auch, durch „REACH“ die Sicherheit von Mensch und 
Umwelt zu erhöhen und die Wettbewerbsfähigkeit der 
europäischen Industrie zu stärken. Diese Ziele und Er-
wartungen unterstützt unsere Fraktion ohne Vorbehalt. 
 
Meine Damen und Herren, der Mittelstand befürchtet 
gravierende Folgen für die Wettbewerbsfähigkeit, wenn 
nach der Absicht des Umweltausschusses selbst für 
kleinste Stoffmengen hoher bürokratischer Aufwand 
betrieben werden muss. Daher hatten sich der Aus-
schuss für Binnenmarkt und der Industrieausschuss 
darauf verständigt, einen Ansatz zu wählen, der sich 
mehr am Risiko als an der produzierten Menge der Che-
mikalien orientiert. 
 
Für Stoffe bis zu zehn Tonnen sollen weniger Daten zur 
Registrierung und Prüfung verlangt werden. Vorgesehen 
ist zudem eine Übergangsfrist von elf Jahren. Es gibt 
Stimmen aus dem konservativen und dem liberalen 
Lager, dass dieses Votum des Umweltausschusses die 
Industrie in der Bürokratie ersticken lässt und der Da-
tenaufwand für die kleineren Hersteller nicht mehr hand-
habbar ist. 
 
Meine Damen und Herren, unsere Fraktion ist der Mei-
nung, dass Chemikaliensicherheit nur durch eine Ver-
ordnung erreicht wird, die nicht zum bürokratischen 
Monster für die Unternehmen wird. Herr Kollege Geb-
hart, in diesem Punkt bin ich einmal auf die Kompeten-
zen der neuen Bundeskanzlerin gespannt. 
 

(Dr. Gölter, CDU: Was soll denn  
der Quatsch? – 

Schwarz, SPD: Da hat er Recht!) 
 

Meine Damen und Herren, nach der Vorstellung des 
Umweltausschusses des Europäischen Parlaments 
wären Nutznießer der Verordnung die Hersteller von 

Erzeugnissen außerhalb der EU, die sich bei der Ver-
wendung von Chemikalien nicht an die „REACH“-
Vorgaben halten müssen. 
 

(Dr. Gölter, CDU: So etwas Billiges! – 
Weitere Zurufe im Hause) 

 
– Ich verstehe die Unruhe gar nicht. 
 
Ungeprüfte Chemikalien könnten in Verbraucherproduk-
ten wie Bekleidungstextilien und Lederwaren, aber auch 
in Bauteilen für die Automobil- und Elektroindustrie prob-
lemlos in die EU-Mitgliedstaaten importiert werden. Die 
Folge wäre eine massive Wettbewerbsverzerrung. Per 
Saldo führt die „REACH“-Verordnung in der vorliegen-
den Fassung zum Verlust von Arbeits- und Ausbildungs-
plätzen, ohne den Umwelt- und Verbraucherschutz an-
gemessen zu verbessern. 
 

(Beifall bei der FDP) 
 

Meine Damen und Herren, auf weitere Konsequenzen 
komme ich im zweiten Teil meiner Ausführungen. 
 
Vielen Dank. 
 

(Beifall bei FDP und SPD) 
 
 

Präsident Grimm: 
 
Als Gäste im Landtag begrüße ich Bürgerinnen und 
Bürger aus Herxheim sowie Mitglieder der Gewerkschaft 
Transnet aus Trier. Seien Sie herzlich willkommen im 
Landtag! 

(Beifall im Hause) 
 

Ich erteile Frau Umweltministerin Conrad das Wort. 
 
 
Frau Conrad, Ministerin für Umwelt und Forsten: 
 
Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Es ist richtig, die Beratung über ein neues umfas-
sendes europäisches Chemikalienrecht tritt zurzeit in 
eine sehr entscheidende Phase. Das Parlament berät 
über rund 1.500 verschiedene Anträge. Die ersten Ent-
scheidungen des Ausschusses für Binnenmarkt, des 
Ausschusses für Industrie, aber auch des Umweltaus-
schusses liegen hierzu bereits vor.  
 
Die erste Lesung im Parlament soll am 15. Novem-
ber 2005 erfolgen. Es ist beabsichtigt, in den nächsten 
Wochen einen gemeinsamen Standpunkt von Kommis-
sion und Parlament, nach Möglichkeit auch unter Einbe-
ziehung der nationalen Regierungen, zu erreichen. Die 
britische Präsidentschaft strebt an, bis Ende November 
eine politische Entscheidung herbeizuführen. 
 
Herr Gebhart, ich möchte zwei Anmerkungen zu dem 
machen, was Sie gesagt haben. Zunächst einmal herzli-
chen Dank für das Lob an die Landesregierung für die 
Position, die wir seit Jahren vertreten haben. 
 
Ich muss aber den Versuch zurückweisen, hier zu diffe-
renzieren und zu glauben, die Erfolge seien die Erfolge 
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einer Partei. Im Ausschuss für Binnenmarkt und im In-
dustrieausschuss sind die Beschlüsse mit einer überwäl-
tigenden Mehrheit gefasst worden, an der sich auch die 
Mitglieder der sozialistischen Fraktion, aber auch die der 
EVP beteiligt haben. 
 

(Beifall bei der SPD) 
 

Meine Damen und Herren, bleiben Sie bei der Berichter-
stattung im Parlament bei der Wahrheit. 
 
Gerade in Richtung Europa sollten wir noch einmal sa-
gen, die Europäische Kommission hat ein nie da gewe-
senes beispielhaftes Beteiligungsverfahren eingeleitet. 
Das spricht für ein Europa der Beteiligung der Menschen 
und auch der Organisationen. Die Landesregierung hat 
dieses Verfahren genutzt. 
 
Wir haben darüber hinaus aber in jeder Phase auf jedem 
zur Verfügung stehenden Weg mit jeder politischen 
Entscheidungsebene bis zum Kommissionspräsidenten 
und den einzelnen Kommissaren gerade auch zuletzt in 
den Gesprächen des Ministerpräsidenten gegenüber 
dem Europäischen Parlament, gegenüber der Bundes-
regierung direkt und auch gegenüber dem Bundesrat 
interveniert und unsere Überlegungen im Interesse einer 
praktikablen, kosteneffizienten und den Verbraucher-
schutz berücksichtigenden Verordnung deutlich ge-
macht. 
 
Wir haben uns im Wesentlichen von vier Eckpunkten 
leiten lassen:  
 
1. Wir wollen eine Vereinfachung erreichen, um mög-

lichst schnell, aber auch im Interesse der Wettbe-
werbsfähigkeit Daten, Registrierungen und Zulas-
sungen zu erreichen. 

 
2. Wir haben besonders die Belange der kleinen und 

mittelständischen Unternehmen berücksichtigt, aber 
auch die Innovationsfähigkeit. 

 
3. Wir wollen für faire Wettbewerbsbedingungen in 

diesem Prozess sorgen. 
 
4. Wir haben immer auch auf die Aspekte des Tier-

schutzes geachtet. 
 
Wir haben erhebliche Erfolge zu verzeichnen. Ich möch-
te nur einige Punkte nennen: 
 
Wir haben in der Produktionskette eine Registrierung 
von Anfang an und damit eine Erleichterung in der Wei-
terverarbeitung. Das hilft gerade kleinen und mittelstän-
dischen Unternehmen. 
 
Über 100.000 Polymere sind aus der Registrierpflicht 
herausgenommen worden, weil sie ungefährlich sind. 
 
 
Wir haben eine Verbesserung der Geschäfts- und Be-
triebsgeheimnisse erreicht.  
 
Wir haben eine direkte Entscheidung über die Registrie-
rung durch die Europäische Chemikalienbehörde durch-
gesetzt, die auch für Zulassungen zuständig ist und 

damit nationale Behörden- und nationale Alleingänge 
ausschließt. 
 
Wir haben eine verbesserte Übermittlung der sicher-
heitsrelevanten Daten innerhalb der Produktionskette bis 
zu den Endverbrauchern und -verbraucherinnen. 
 
Wir haben zudem eine Herausnahme der Forschung bis 
zu zehn Jahren von jeglicher Registrierungspflicht. Auch 
dies hilft. 
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich habe 
gesagt, zurzeit beraten die europäischen Gremien und 
das Europäische Parlament in der Schlussphase über 
die Umsetzung einer solchen Verordnung. 
 
Die Überschrift der Aktuellen Stunde, die lautet „Dro-
hende Verschärfung der Chemikalienrichtlinie“, ist 
falsch. Alle Beratungsergebnisse der Ausschüsse zeigen 
eine deutliche Tendenz auf, dass nämlich die in meinem 
letzten Schreiben angesprochenen Punkte ernst ge-
nommen werden. Viele davon finden sich in den Bera-
tungsergebnissen der Ausschüsse wieder. Ich denke, 
das ist ein Erfolg für uns. 
 

(Beifall bei der SPD) 
 

Von einer Verschärfung ist deshalb zurzeit nicht zu re-
den. 
 
Ich will auf einige Aspekte des Umweltausschusses 
eingehen. Die Bundesregierung muss eine Position 
beziehen. Gerade vor dem Hintergrund der nationalen 
Entscheidungssituation haben wir gegenüber dem Par-
lament die Punkte hervorgehoben. Bei 1.500 Anträgen 
war es wichtig, eine Sortierung vorzunehmen. Dem galt 
diese Intervention. Wir haben die zentralen Punkte in 
einem Antrag im Deutschen Bundesrat eingebracht. 
Dieser Antrag ist gestern vom Kabinett verabschiedet 
worden und wird am Freitag im Bundesrat beraten. 
 

(Beifall bei SPD und FDP) 
 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich will einige 
Punkte daraus hervorheben. Wir müssen ein Interesse 
haben, bei den problematischen Stoffen schnell zu einer 
Registrierung zu kommen. Das wollen wir auch aus 
Sicherheitsaspekten. Wir wollen, dass man eine Prioritä-
tenliste, eine Reihenfolge für die Registrierung und Zu-
lassung der Stoffe macht, die die problematischen Stoffe 
an den Anfang stellt. Wir wollen den Datenumfang und 
Untersuchungsaufwand daran orientieren, dass nicht nur 
die Produktionsmenge der einzige Maßstab dabei ist, 
sondern dass wir diesen Maßstab mit der Frage ver-
knüpfen, wie gefährlich ein Stoff ist, zum Beispiel Toxizi-
tät, und ob er in der Produktionskette in Kontakt mit 
Mensch und Umwelt kommt. Das ist die Frage der Ex-
position. Die Produktionsmenge ist maßgeblich für die 
Bedeutung des Stoffes in der Umwelt. Wir haben des-
wegen einen sehr einfachen Vorschlag unterbreitet, wie 
das umsetzbar ist, damit auch die kleinen und mittel-
ständischen Unternehmen mit einer solchen Registrie-
rung leben können. 
 
Meine sehr vereehrten Damen und Herren, der Verord-
nungsentwurf regelt den Umgang mit Importen. Es gibt 
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noch erhebliche Lücken. Unsere Forderung ist es, dass 
diese denselben Anforderungen unterliegen wie bei den 
in Europa produzierten und in Verkehr gebrachten Stof-
fen. Alles andere macht keinen Sinn und ist vor allen 
Dingen aus Sicherheitsgründen nicht zu rechtfertigen. 
Was wäre die Konsequenz? Die Konsequenz wäre, dass 
die Produktion gegebenenfalls in außereuropäische 
Länder verlagert würde, weil beim Import weniger Anfor-
derungen gestellt werden, als wenn ein Stoff hier produ-
ziert wird. Diese Position ist bei uns im Haus in Koopera-
tion und in Gesprächen mit Unternehmen erarbeitet 
worden. Ich habe mit Freude gelesen, dass der VCI das 
in seiner Position aufgenommen hat. Wir haben grund-
sätzlich zu „OSAR“ ja gesagt, das ist eine Registrierung 
des Stoffes. Das geschah, um Mehrfachregistrierungen 
zu vermeiden.  
 
Ich komme zu der Frage der Konsortien. Wir haben 
gesagt, wir wollen keine Zwangskonsortien. Wie man 
damit richtig umgeht, müssen wir diskutieren. Worum 
geht es eigentlich? Es geht um die Zusammenarbeit der 
Unternehmen bei der Registrierung. Es macht keinen 
Sinn, wenn 100 Unternehmen denselben Stoff produzie-
ren, dass jeder einzelne eine Registrierung macht und 
die entsprechenden Kosten trägt. 
 

(Vereinzelt Beifall bei SPD und FDP) 
 

Das macht auch vor dem Hintergrund der Tierschutzas-
pekte keinen Sinn. Ich denke, es ist sinnvoll, Anreize zu 
schaffen, dass Unternehmen zusammenarbeiten. Im 
Übrigen verfügt die Industrie schon heute über große 
Erfahrungen bei der gemeinsamen Nutzung von Daten 
und der damit zusammenhängenden Kostenaufteilung.  
 
 
Alle diese Punkte sind natürlich bedeutsam für Tierver-
suche. Wir wollen, dass Tierversuche vermieden wer-
den, soweit dies möglich ist.  
 
Herr Dr. Braun, deswegen verstehe ich an dieser Stelle 
die Position des Umweltausschusses nicht. Der Umwelt-
Ausschuss geht nach wie vor davon aus, dass nur die 
Menge für den Datenumfang entscheidend ist. Das ist 
unsinnig, weil auch große, nicht gefährliche Mengen 
oder solche, die nur im Containment behandelt werden, 
dann eine Unmenge von Tierversuchen brauchen. Das 
geht bis zur Mutagenität, wenn schon Stoffdaten vor-
handen sind. Dann ist dies überhaupt nicht notwendig. 
Wir wollen, dass andere Faktoren in die Beurteilung und 
den Datenumfang mit eingehen.  
 
Wir wollen, dass mehr Alternativmethoden zu Tierversu-
chen bei der Registrierung zugelassen werden und sich 
die Europäische Union hier stärker engagiert. Je nach-
dem, welche Alternativmethoden zugelassen werden, 
geht es um eine Größenordnung von 1,2 Millionen bis 
5 Millionen Tierversuchen. Es lohnt, zu Vereinfachungen 
zu kommen. 
 
Ich will noch einen letzten Punkt kurz ansprechen. Wir 
wollen, dass nicht die nationalen Behörden die Stoffe in 
Zukunft bewerten. Wenn das der Fall wäre, wäre es 
einfach, sich die Länder für die Bewertung eines Stoffes 
auszusuchen, in denen die Standards entsprechend 
gering sind. Im Interesse für einen fairen Wettbewerb für 

alle Unternehmen und Produkte soll die Bewertung bei 
der Europäischen Chemikalienagentur verbleiben. 
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich komme 
zum Schluss. Ich denke, an dieser Stelle und an diesem 
Verfahrensstand macht die Landesregierung deutlich, 
wir sind uns unserer Verantwortung für den Chemie-
standort Rheinland-Pfalz und den Chemiestandort 
Deutschland in Europa bewusst. Wir wollen, dass Si-
cherheit, Innovation und Wettbewerbsfähigkeit keine 
sich ausschließenden Gegensätze sind. Wir denken, 
dass wir dies mit unseren Vorschlägen immer wieder 
deutlich gemacht haben. Sie gehören in der Strategie 
einer nachhaltigen Entwicklung der Chemiebranche in 
Europa zusammen. Nur so kann die Chemie ihren Bei-
trag dazu leisten, dass die Lissabon-Strategie Erfolg hat, 
Europa zum wettbewerbsfähigsten und dynamischsten 
Wirtschaftsraum zu machen. 
 
Vielen Dank. 
 

(Beifall bei SPD und FDP) 
 

 
Präsident Grimm: 
 
Das Wort hat Herr Dr. Gebhart. 
 
 
Abg. Dr. Gebhart, CDU: 
 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Bei all dem, 
was gesagt wird, was wir uns wünschen, müssen wir 
feststellen, Fakt ist und bleibt das, was der Umweltaus-
schuss vor wenigen Tagen beschlossen hat. Es ist so. 
Ich kann es nur noch einmal sagen, das war mit den 
Stimmen der Sozialisten, der GRÜNEN und der Libera-
len. 
 

(Mertes, SPD: Die Schadenfreude  
ist Ihnen anzusehen! – 

Zuruf des Abg. Hartloff, SPD) 
 

Es ist die Wahrheit. 
 
Meine Damen und Herren, wenn wir uns ansehen, was 
dort beschlossen worden ist, und es mit Ergebnissen 
verschiedener Studien über die Auswirkungen von 
„REACH“ vergleichen, müssen wir feststellen, wenn es 
so beschlossen würde, wie es im Moment auf dem Tisch 
liegt, dann wird es in Europa und auch in Rheinland-
Pfalz am Ende viele Arbeitsplätze kosten. 
 

(Beifall bei der CDU) 
 

Meine Damen und Herren, wenn „REACH“ Anreize zu 
Produktionsverlagerungen setzt und am Ende die Fer-
tigerzeugnisse aus dem außereuropäischen Ausland 
nach Europa exportiert werden, dann haben wir alle 
nichts gewonnen. Die Wirtschaft hat nichts gewonnen. 
Die Menschen, die hier Arbeit suchen, haben nichts 
gewonnen. Die Umwelt hat auch nichts gewonnen. 
 
Wir müssen Folgendes sehen: Es ist und bleibt die gro-
ße Crux an dieser Regelung, „REACH“ ist so konzipiert, 
dass die Stoffe in Fertigerzeugnissen, die am Ende in 
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China oder sonst wo in der Welt hergestellt und am 
Ende zu uns exportiert werden, nicht den gleichen An-
forderungen unterliegen wie Stoffe, die in Europa herge-
stellt werden.  
 
Deswegen geht es nicht, und es ist deswegen ein 
Grundfehler, dass wir in Europa einseitig die Anforde-
rungen exorbitant nach oben treiben. Am Ende wird uns 
das sehr schaden. Deswegen brauchen wir ein besseres 
„REACH“.  
 

(Glocke des Präsidenten) 
 
Klar ist, die Position des Umweltausschusses ist 
schlecht. Sie schadet uns. Sie muss vom Tisch. Ich 
fordere Sie nochmals auf, tragen Sie vonseiten der Lan-
desregierung dazu bei.  
 

(Beifall der CDU) 
 
 

Präsident Grimm: 
 
Es spricht noch einmal Herr Abgeordneter Ramsauer. 
 
 
Abg. Ramsauer, SPD: 
 
Lieber Herr Dr. Gebhart, wir sollten uns gegenseitig nicht 
den Willen absprechen.  
 

(Beifall des Abg. Schweitzer, SPD) 
 

Richtig ist, dass Sozialdemokraten in den beiden Aus-
schüssen – im Binnenmarktausschuss und im Industrie-
ausschuss – natürlich für den vernünftigen Kompromiss 
gearbeitet haben. Richtig ist, dass alle maßgebenden 
Sozialdemokraten in Deutschland für diesen vernünfti-
gen Kompromiss arbeiten.  
 
Verehrte Frau Staatsministerin Conrad, wir unterstützen 
den Antrag des Ministerrates nicht nur, sondern wir 
arbeiten mit ihnen zusammen, dass das auch umgesetzt 
werden kann, meine Damen und Herren. 
 

(Vereinzelt Beifall bei SPD und FDP) 
 

Herr Dr. Braun, wenn Sie sagen “hart an der Sache“, der 
Spannungsbogen war tatsächlich so. Wir sagen Ihnen 
jetzt noch einmal unsere Forderungen, die im Wesentli-
chen mit den Beschlüssen der beiden genannten Aus-
schüsse übereinstimmen. Wir wollen: Ein Stoff, eine 
Registrierung. – Wir wollen aussagekräftige Grundda-
tensätze in der Vorregistrierungsphase. Wir wollen 
Stoffpriorisierung nach Risikomaßstäben, und wir wollen 
eine vereinfachte Expositionsbeurteilung mit Expositi-
onskategorien und Stärkung der Chemikalienagentur, 
die maßgebend sein muss.  
 
Meine Damen und Herren, wir sagen, es ist falsch, Stof-
fe lediglich nach ihren Eigenschaften, nicht aber nach 
ihrem Nutzen zu bewerten. 
 
Meine Damen und Herren, die generelle Registrierungs-
pflicht von geringen Herstellungsmengen ist nach wie 
vor nach unserer Auffassung unvernünftig. Das sind die 

wichtigen Punkte, die unterstreichen, warum wir sagen, 
dass es uns massiv darum geht und wir uns massiv 
dafür einsetzen, dass europaweit ein flexibles marktwirt-
schaftliches Instrument installiert wird, das einen er-
kennbaren ökologischen Nutzen schafft und auf eine 
überbordende Bürokratie verzichtet wird, meine Damen 
und Herren. 
 

(Beifall bei SPD und FDP) 
 

Es muss aber auch von kleineren und mittleren Unter-
nehmen getragen werden können. Es muss dazu beitra-
gen, dass hoch qualifizierte Arbeitsplätze in unserem 
Land nicht in Gefahr gebracht werden.  
 

(Beifall bei der SPD und Beifall der FDP) 
 

Meine Damen und Herren, ich will es hier noch einmal 
sagen, die SPD arbeitet im Land und im Bund und ge-
nauso in Europa mit, die Arbeitsplätze in der Chemie 
und in vielen anderen Gewerben zu sichern, aber glei-
chermaßen auch die Verbraucherinnen und Verbraucher 
vor Stoffen zu bewahren, die gefährlich sein könnten. 
 
Vielen Dank. 
 

(Beifall der SPD und der FDP) 
 

 
Präsident Grimm: 
 
Nunmehr hat Herr Abgeordneter Dr. Braun das Wort. 
 
 
Abg. Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
 
Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und Herren! 
Heute ist im „Handelsblatt“ zu lesen, dass der DGB-
Vorsitzende Michael Sommer noch einmal an die SPD-
Europaabgeordnete Mann geschrieben hat, dass sie 
nicht diesen Kompromissen im Binnenmarktausschuss 
zustimmen soll, sondern sie sich nicht weich klopfen 
lassen soll und den Vorbedingungen des Umweltaus-
schusses bitte zustimmen soll, und zwar – ich sage das 
hier noch einmal wörtlich –: „Die bisherigen Beratungs-
ergebnisse des Binnenmarkt- und Industrieausschusses 
würden den Umwelt-,  Gesundheits- und  Arbeitsschutz 
– Arbeitsschutz,  meine  Damen und Herren von der 
SPD – in einem Umfang vernachlässigen, der die Ziele 
des neuen Chemikalienrechts infrage stelle.“ 
 
Meine Damen und Herren, es ist doch tatsächlich so, 
dass wir um einen Kompromiss seit Jahren ringen. Jetzt 
sind wir nahe an diesem Kompromiss dran. Großbritan-
nien hat einen Kompromiss vorgeschlagen. Jedes Mal, 
wenn der Kompromiss in der Nähe ist – der Herr Minis-
terpräsident hat damals VCI, IG BCE und auch das 
Regierungspapier hier vorgestellt, da war der Kompro-
miss auch in der Nähe –, kommt die CDU als Lobbyist 
des VCI und sagt. Dieser Kompromiss ist uns nicht weit-
gehend genug, wir müssen es noch mehr aufweichen, 
noch mehr aufweichen und noch mehr aufweichen. – 
Am Schluss bleibt nichts mehr übrig, Herr Gebhart. Das 
ist doch das Problem, das wir haben. Wir haben uns 
doch in Europa auf den Weg gemacht, damit am 
Schluss ein Ergebnis vorliegt, damit am Schluss eben 
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nicht die Stoffe unter zehn Tonnen nicht getestet wer-
den, sondern sie auch getestet werden. Wir können nur 
durch die Tests feststellen, ob sie gefährlich sind oder 
nicht. 
 
Frau Conrad, es ist schon erstaunlich, dass Sie dann 
immer den Tierschutz anführen, wenn es um die EU-
Chemikalienrichtlinie geht. Wir sind uns sehr bewusst, 
dass wir da nacharbeiten müssen. Wir sind uns sehr 
bewusst, dass wir alternative Methoden brauchen. Aber 
wenn es um die transgenen Tiere in der Universitätskli-
nik in Mainz geht, dann höre ich Sie nicht. Da werden 
mehr Tiere verbraucht als vorher, wenn dieser neue Bau 
gemacht wird. Da höre ich Sie nicht so laut, nur wenn es 
um die Chemikalienrichtlinie geht, Frau Conrad. Da 
muss man schon ehrlich sein und sagen: Wenn, dann 
gilt das für alles. 
 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 

Wir sind auch nicht der Auffassung, dass es nur eine 
reine Umsetzung der Lissabon-Strategie geben muss. 
Natürlich soll Europa ein dynamischer Wachstumsraum 
bleiben und werden. Wir haben aber auch eine Nachhal-
tigkeitsstrategie in Europa. Diese Nachhaltigkeitsstrate-
gie muss genauso beachtet werden. Dazu dient 
„REACH“ in der Form, in der es jetzt im federführenden 
Umweltausschuss verabschiedet worden ist. 
 
 
Meine Damen und Herren, es wäre doch einmal schön, 
wir hätten im November endlich das Ergebnis und müss-
ten uns nicht weiter streiten, sondern die Industrie könn-
te sich darauf vorbereiten, zukunftsfähige, sichere und 
umweltschonende Arbeitsplätze in Deutschland und im 
übrigen Europa auch unter gleichen Wettbewerbsbedin-
gungen zu erhalten und neue zu schaffen. 
 

(Glocke des Präsidenten) 
 
Das wäre unser Ziel, und das bleibt unser Ziel.  
 
Vielen Dank. 
 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 

 
Präsident Grimm: 
 
Es spricht nun Herr Abgeordneter Hohn. 
 
 
Abg. Hohn, FDP: 
 
Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! In einem mittelständisch geprägten Land wie Rhein-
land-Pfalz schlagen Auswirkungen der geplanten Ver-
ordnung vor allem bei kleinen und mittleren Unterneh-
men besonders zu Buche. Mittelständische und kleine 
Unternehmen können nicht, wie das Großkonzerne 
können, ihre Produktion in Länder außerhalb der EU 
verlagern. Sie müssen mit „REACH“ leben, oder sie 
müssen aufgeben. Diese Situation ist für unsere Fraktion 
unter keinen Umständen hinnehmbar.  
 

(Beifall des Abg. Creutzmann, FDP) 

Meine Damen und Herren, die kleinen und mittleren 
Unternehmen verfügen im Allgemeinen nicht über die 
finanziellen Möglichkeiten, um in die Registrierung zu 
investieren. Eine Quersubventionierung durch ertragrei-
che Stoffe ist ebenfalls nicht möglich. Was die Auswir-
kungen auf Arbeitsplätze angeht, so ist davon auszuge-
hen, dass von den rund 150.000 Arbeitnehmern in klei-
nen und mittelständischen Unternehmen der Chemi-
schen Industrie in Deutschland etwa 50.000 um ihre 
Arbeitsplätze fürchten müssen, wenn der Vorschlag der 
EU-Kommission in unveränderter – ich betone: in unver-
änderter – Form in Kraft treten würde. In Rheinland-Pfalz 
wären davon schätzungsweise 5.000 Arbeitsplätze be-
troffen. 
 
 
Meine Damen und Herren, unsere dringende Bitte richtet 
sich daher an die Landesregierung, sich mit aller Kraft 
dafür einzusetzen – Frau Ministerin Conrad hat das 
schon unterstrichen –, dass überzogene Bürokratie 
vermieden wird und die berechtigten Belange der Wirt-
schaft angemessen berücksichtigt werden. 
 
 
Meine Damen und Herren, einige unserer Kernforderun-
gen für mehr Praktikabilität und Effizienz sind folgende: 
 
– umfassende Ausnahmeregelungen,  
– einheitliche Vorregistrierung, 
– verbesserte Möglichkeit zum Verzicht auf Prüfun-

gen, 
– freiwillige Konsortienbildung zur Datenteilung, 
– gleiche Wettbewerbsbedingungen für importierte 

Erzeugnisse, 
– Verantwortung auf der Seite der Unternehmen bei 

Produzenten und Importeuren, 
– der Tierschutz – das wurde auch schon betont – 

muss stärker in die Chemikalienverordnung einflie-
ßen, 

– Mehrfachregistrierungen müssen auch aus Gründen 
des Tierschutzes vermieden werden, 

– neben der Optimierung des Registrierungsverfah-
rens ist es deswegen notwendig, dass mehr Alter-
nativen als bisher zu Tierversuchen zugelassen 
werden, 

– Gesamtverantwortung für den „REACH“-Prozess 
bei der Europäischen Chemikalienagentur.  

 
 
Meine Damen und Herren, unsere Fraktion erwartet, 
dass der Verordnungsentwurf sowohl im Europäischen 
Parlament als auch im EU-Ministerrat so diskutiert und 
entschieden wird, dass er eine Hilfe für die Chemische 
Industrie darstellt und Verbesserungen vor allem für 
Menschen und Umwelt bringt. 
 
Vielen Dank. 
 

(Beifall der FDP und vereinzelt  
bei der SPD) 

 
 
Präsident Grimm: 
 
Für die Landesregierung spricht Herr Staatssekretär 
Eymael vom Wirtschaftsministerium. 
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Eymael, Staatssekretär: 
 
Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Umweltschutz ist ein hohes Gut, Verbraucherschutz 
ist ein hohes Gut, die es gilt, bei dieser EU-Chemi-
kalienrichtlinie entsprechend zu berücksichtigen. Ich 
glaube, wir sind im Plenum alle einig, dass diese wichti-
gen Bereiche und Aspekte in der Zukunft ausreichend 
berücksichtigt werden müssen.  
 
Dies kommt auch in dem Antrag zum Ausdruck, den die 
Landesregierung Rheinland-Pfalz formuliert hat und der 
jetzt im Grundsatz in den Bundesratsausschüssen und 
im Bundesrat behandelt wird. Es wird mir jedenfalls 
signalisiert, dass es im Wirtschaftsausschuss des Bun-
desrats, der voraussichtlich am 23. Oktober tagen wird, 
eine Mehrheit für diesen Antrag geben wird, sodass sich 
die ganze Aufregung nur teilweise lohnt, die von der 
Opposition gemacht worden ist. 
 
Ich meine – seien wir doch einmal ehrlich –, ein Aus-
schuss auf der EU-Ebene, der Umweltausschuss, hat 
eine Empfehlung ausgesprochen. Jetzt überlegen wir 
einmal. Ich bin lang genug Parlamentarier. 
 

(Dr. Gölter, CDU: Der ist federführend!) 
 

– Herr Dr. Gölter, Sie wissen auch, da kommt das Par-
lament, da kommt der Ministerrat. Das ist ein ganz ande-
res Verfahren als zum Beispiel bei einer Landesregie-
rung oder Bundesregierung. Insofern sollte man das 
relativieren. 
 
Ich will aber doch noch einmal deutlich machen, dass es 
uns darum geht, auch der Chemischen Industrie und 
insbesondere der mittelständischen Chemischen Indust-
rie eine Zukunftsperspektive zu geben. Wir haben in 
diesem Land über 100 Betriebe. Davon gehören mehr 
als 90 dem so genannten Mittelstand mit einer Größen-
ordnung von rund 57.000 Beschäftigten und einem Ge-
samtumsatz von 20,8 Milliarden Euro an. 
 
Wir sind ein bisschen stolz auf die Bilanz, die jetzt wie-
der vorgelegt worden ist, nämlich dass wir uns als Wirt-
schaftsstandort ohne weiteres auch mit anderen Bun-
desländern wie Baden-Württemberg oder Bayern ver-
gleichen können und im Ranking ganz oben stehen. 
 

(Beifall der FDP – 
Zuruf des  Abg.  Dr.  Braun,  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

 
Wir wollen alles daransetzen, dass wir einen vernünfti-
gen Ausgleich zwischen den Belangen des Umwelt-
schutzes, des Verbraucherschutzes und den wirtschaftli-
chen Interessen bekommen. 
 
Insofern kann ich nur das unterstützen, was in dem 
Antrag, den das Land Rheinland-Pfalz im Bundesrat 
gestellt hat, enthalten ist. Vielleicht können wir den An-
trag sogar gemeinsam unterstützen und alles daranset-
zen, dass auf der EU-Ebene der Einfluss von allen für 
unser Land Rheinland-Pfalz genutzt wird 
 
Wir sind im Grundsatz das Chemieland; denn jeder 
vierte Beschäftigte im Industriebereich ist im Chemiebe-

reich tätig. Es geht gar nicht um das eine Unternehmen, 
das immer wieder angesprochen wird, sondern es geht 
um die Vielzahl von kleinen und mittleren Unternehmen, 
die aufgrund der höheren Kosten und der zusätzlichen 
Bürokratie am meisten belastet sind. Für die brauchen 
wir eine deutliche Entlastung. 
 

(Beifall der FDP und vereinzelt  
bei der SPD) 

 
 
Präsident Grimm: 
 
Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Dann ist 
dieser Teil der Aktuellen Stunde abgeschlossen. 
 
Ich rufe nun das zweite Thema der  
 

AKTUELLEN   STUNDE 
 

auf: 
 

„Ergebnisse des USA-Besuchs von  
Ministerpräsident Kurt Beck“ 

auf Antrag der Fraktion der SPD 
– Drucksache 14/4567 – 

 
Für die Antrag stellende Fraktion spricht Herr Abgeord-
neter Lewentz. 
 
 
Abg. Lewentz, SPD: 
 
Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Wenn 
einer eine Reise tut, dann hat er einiges zu berichten. 
Ich hatte die Gelegenheit, als Teil einer Delegation, die 
von unserem Präsidenten und den beiden Vizepräsiden-
tinnen geleitet wurde, anzugehören. Wir haben Minister-
präsident Kurt Beck, die beiden Staatsminister Bruch 
und Mittler nach Amerika begleitet. 
 
Ich will zunächst einmal voranstellen, was mein persön-
liches Fazit dieser Reise als Abgeordneter gewesen ist. 
 
Wir hatten dort eine Reihe von Gesprächen. Ich will die 
Stichworte nennen: Partnerschaft South Carolina, 
deutsch-amerikanische Forschungspartnerschaft, Zu-
sammenarbeit von Universitäten, Konversion in Rhein-
land-Pfalz und natürlich das Repräsentieren unseres 
Landes, unseres Landtags am 3. Oktober bei der großen 
Feier in der Botschaft in Washington. 
 
Im Übrigen war es für uns wichtig, die Delegation des 
Ministerpräsidenten zu begleiten. 
 
Ich denke, der Anlass seines Besuchs war unter ande-
rem die Pflege der Beziehung zu Senat und Regierung. 
Er hat erkennbar einen Besuch bei Freunden durchge-
führt, und dieser Besuch fußte auf einer Regelmäßigkeit. 
Das konnte man an dem ihm entgegengebrachten Ver-
trauen spüren. 
 
Diese Reise war davon geprägt, dass Inhalte zählten 
und nicht spektakuläre „Sekundenfotos“. Von daher 
haben die Inhalte einen erkennbaren Fortschritt in der 
Beziehung zwischen unserem Land Rheinland-Pfalz und 
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den USA insbesondere mit Blick auf die Konversion 
gebracht. 
 
Wenn wir uns erinnern: Bis Anfang der 90er-Jahre wur-
de unser Land nicht zu Unrecht als Flugzeugträger der 
NATO bezeichnet. Seitdem haben wir eine sehr starke 
Entwicklung in der Frage der Stationierung der Streit-
kräfte in unserem Land durchlitten: Wir haben den Ab-
zug der Franzosen, den Abzug von Bundeswehrstreit-
kräften, aber auch den Abzug von Amerikanern zu ver-
kraften gehabt. Ich will als Stichwort nennen: Wir haben 
unter anderem vier Flugplätze verloren. 
 
Unser Land ist immer noch Stationierungsland für meh-
rere zehntausend US-amerikanische Soldaten und de-
ren Familien. Das bedeutet nicht nur die Stationierung 
und die Anwesenheit von Freunden, sondern auch eine 
immense Kaufkraft, die in unserem Land beheimatet ist. 
 
Wir haben den Ministerpräsident und seine Delegation 
begleitet. Ich denke, es ist selbstverständlich, dass wir 
mit unserer großen Landtagsdelegation, mit den mitrei-
senden Journalistinnen und Journalisten und den Indust-
rievertretern und Vertretern von gesellschaftlichen Insti-
tutionen aus unserem Land, nicht an allen Gesprächen 
teilnehmen konnten. Ich glaube, dies verbietet sich, 
wenn man ergebnisorientiert miteinander diskutieren will. 
Wir haben aber immer wieder Berichte durch den Minis-
terpräsidenten oder durch die beiden Minister über die 
Gespräche bekommen, die in den USA geführt wurden, 
sowie über die Gesprächspartner, die man getroffen hat. 
Ich will einige stellvertretend nennen: Senator Warner, 
dessen Kollege Chuck Hagel, den Stellvertretenden 
Sicherheitsberater Crouch, den Staatssekretär im Au-
ßenministerium, Burns, sowie den Chef der Europa-
Abteilung Dan Fried.  
 
Ich bin davon überezeugt, dass bei der Konversionskon-
ferenz in der Deutschen Botschaft, an der wir teilge-
nommen haben, klar geworden ist, wie hoch die Wert-
schätzung in den US-amerikanischen Streitkräften für 
unser Land ist. Dort wurde das Housing-Konzept ganz 
positiv aufgenommen, das wir in Rheinland-Pfalz auf 
den Weg gebracht haben. Dies wird auch eine wichtige 
Diskussionsgrundlage in der Frage bilden, wie es in 
Baumholder weitergeht. 
 
Herr Präsident, mit Ihrer Erlaubnis zitiere ich den frühe-
ren NATO-Oberbefehlshaber in Europa, General Joseph 
Ralston. Er hat bei der Konversionskonferenz daran 
erinnert, dass Deutschland während des Streits um den 
Irak-Krieg in Rheinland-Pfalz stets Gastgeber blieb, der 
sich kümmerte. Er hat gesagt, in Baumholder begleiteten 
deutsche Polizisten unsere Schulbusse, und die Bun-
deswehr bewacht seitdem die Air Base Ramstein. Er hat 
das als einen Beleg genannt – Amerikaner reagieren in 
den Gesprächen auch sehr gefühlsbetont –, dass die 
Chemie zwischen deutschen Institutionen in Rheinland-
Pfalz und den amerikanischen Streitkräften stimmen 
würde. 
 

(Beifall bei SPD und FDP) 
 

Ich denke, zu den Inhalten seiner Gespräche wird der 
Herr Ministerpräsident gleich selbst Ausführungen ma-
chen. 

Was wir in der Delegation, in den Gesprächen mit den 
mitgereisten Firmenvertretern und mit den Vertretern 
von Institutionen festgestellt haben, ist, dass diese Reise 
eine Wirkung als Türöffner entfaltet hat, und zwar als 
Türöffner für gemeinsame Beziehungen, die aufgebaut 
oder weiterentwickelt werden können. 
 

(Beifall bei SPD und FDP – 
Glocke des Präsidenten) 

 
Herr Präsident, wenn ich mir ein letztes Zitat aus der 
„Rheinpfalz“ erlauben darf, wo es in einem Bericht heißt: 
Michael Wenk fasst in die Tasche seines Jacketts und 
holt ein Bündel Visitenkarten heraus. Hinter jeder steckt 
ein Amerikaner, der sich für das Projekt PRE-Park inte-
ressiert. Kontakte nennen das Wirtschaftsleute, wie der 
geschäftsführende Gesellschafter des PRE-Parks sagte. 
15 bis 20 habe er als Mitglied der Delegation von Minis-
terpräsident Kurt Beck auf seiner Washington-Reise in 
dieser Woche knüpfen können. – Ähnlich lautet das 
Fazit des Landesinnungsmeisters Löw oder von Herrn 
Professor Rombach. 
 
Ich denke, das war eine sehr wichtige Delegationsreise, 
die wir begleiten durften. Wir haben gesehen, wie wich-
tig es ist, dass diese Kontakte, die insbesondere auch 
Herr Staatsminister Bruch über viele Monate hindurch 
geknüpft hat, von Erfolg gezeichnet sind und wir auf 
diese Art und Weise weitermachen müssen. 
 
Vielen Dank. 
 

(Beifall der SPD und der FDP) 
 

 
Präsident Grimm: 
 
Es spricht Herr Abgeordneter Dieter Schmitt. 
 
 
Abg. Schmitt, CDU: 
 
Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Herr Kollege, es ist in der Tat so, wenn man eine 
Reise tut, kann man etwas erleben oder berichten. 
 
Bei dieser Reise haben 13 Journalisten das berichtet, 
was sich zugetragen, stattgefunden hat. 
 
Ich gehe davon aus, dass jedem das Ergebnis dieser 
Reise bekannt ist. Es wurde gut über die Reise berichtet. 
Das habe ich als positiv empfunden. Insofern wundere 
ich mich über die heutige Aktuelle Stunde und bin ge-
spannt auf den Neuigkeitswert, den wir nachher dabei 
erleben werden. 
 

(Beifall der CDU) 
 

Herr Kollege, ich sage bewusst, dass dies eine gute, 
sinnvolle und zweckdienliche Reise war. Das ist nicht 
das Thema. 
 
Thema für uns Parlamentarier ist, dass wir in einer Aktu-
ellen Stunde über die Reise diskutieren. Wenn wir im 
Umkehrschluss über alle Reisen der Regierungsmitglie-
der, die nicht so selten sind, im Landtag debattieren 
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würden, hätten wir Themen für die nächsten Jahre. Soll 
das bedeuten, dass die anderen Reisen erfolgloser 
waren, oder war das die einzige erfolgreiche Reise, zu 
der ich gern meinen Glückwunsch ausspreche?  
 
Ich will nur deutlich machen, dass wir unsere Aktuellen 
Stunden nicht zu zweiten Regierungserklärungen und 
vielem anderen verkommen lassen sollten.  
 

(Beifall bei der CDU) 
 

Es geht darum, dass wir sagen, was es an Neuigkeits-
wert in diesem Bereich gibt.  
 
Ich habe der Delegation angehört, und ich lobe die Vor-
bereitung. Herr Kollege, wir müssen aber auch einmal 
darüber diskutieren, dass wir zum Teil Begleitpersonal 
waren. Wir müssen unter Umständen auch einmal über-
legen, ein eigenes, von uns gestaltetes Programm zu 
erarbeiten und entsprechende Gespräche zu führen. Ich 
kritisiere das jetzt nicht, weil das eine der ersten Reisen 
war. 
 
Ich möchte noch einen zweiten Punkt ansprechen. Mei-
ne Damen und Herren, es ist ohne Frage wichtig, dass 
man sich für die Stationierung einsetzt. Herr Ministerprä-
sident, eines hätte ich Ihnen gegönnt und es wäre mei-
ner Meinung nach auch angemessen gewesen, insbe-
sondere weil Herr Staatsminister Zuber, Entschuldigung 
Herr Bruch – beide mögen es mir verzeihen, da ich 
beide schätze –, eine hervorragende Vorarbeit geleistet 
hat. Nach der „Süddeutschen Zeitung“ – Herr Kollege, 
Sie haben aus sehr vielen anderen Zeitungen zitiert – 
war das das Glück der kurzen Begegnungen. Kurze 
Begegnungen können trotzdem effektiv sein. Ich hoffe, 
dass das Ergebnis aus diesen kurzen Begegnungen, an 
denen wir nicht teilnehmen konnten – das kritisiere ich 
auch nicht, wir konnten an den Begegnungen mit den 
Senatoren, mit denen auf der mittleren Ebene diskutiert 
wurde, nicht teilnehmen, auch das kritisiere ich nicht, da 
es auf das Ergebnis ankommt –, in diesem Zusammen-
hang getroffenen Ankündigungen und Aussagen stand-
hält, sodass nach dem Abzug in Baumholder das bleibt, 
was der Senat zugesagt hat.  
 
Herr Ministerpräsident, ich wäre froh gewesen – ich 
sage das nicht ironisch –, wenn es mit Präsident Bush 
an dem Tag, an dem wir sonntags die Kathedrale be-
sucht haben, zumindest zu einem Händedruck und zu 
einem kleinen Gespräch gekommen wäre. Das wäre 
Ihnen und uns angemessen gewesen. Ich hätte es sehr 
begrüßt, wenn wir uns nicht nur mit der anderen Ebene 
hätten zufrieden geben müssen.  
 
Ich möchte noch einen weiteren Punkt ansprechen, über 
den wir diskutieren sollten. Ich habe drei Dinge auf der 
USA-Reise gelernt.  
 
1. Bei dem einen Gespräch ist zum Ausdruck gekom-
men, dass die Amerikaner Bürgersinn haben. Sie über-
nehmen vieles, was der Staat tun muss, aber was sich 
der Staat nicht leisten kann.  
 
2. In Amerika hat die Demokratie, die Legislative – das 
sollten wir uns alle merken, wobei ich das bewusst jetzt 
und das andere in der zweiten Runde sage – einen 

Stellenwert, der auch für uns angemessen wäre. In 
Amerika zählt in erster Linie der Abgeordnete, der Sena-
tor, und erst in zweiter Linie zählt die Regierung. Das hat 
etwas mit dem gesellschaftlichen Stellenwert zu tun. Ich 
habe das als positiv empfunden. Das gilt auch für die 
Gesprächsschiene in diesem Bereich. Infolge dessen 
müssen wir in der Zukunft über unseren Parlamentari-
schen Rat – dazu haben wir dieses Gremium – versu-
chen, diese Gesprächsschiene zu verdeutlichen und zu 
stärken.  
 
3. Bei Gesprächen mit amerikanischen Bürgern, vor 
allem aber auch mit den Deutschen, die dort leben, 
wurde für mich deutlich, 
 

(Glocke des Präsidenten) 
 
dass dort eine Menge an Vorurteilen – Herr Präsident, 
ich erlaube mir, dass ich mit Ihrer Genehmigung den 
Satz noch zu Ende führe – in der Meinungs- und Image-
bildung in den einzelnen Staaten gegenüber Deutsch-
land besteht. Sie waren höchst verunsichert über das, 
was sich in den vergangenen Jahren in Deutschland 
getan hat, indem sie gefragt haben: Wie werden wir 
Amerikaner unterstützt? – Ich hätte es sehr begrüßt, 
wenn wir uns in der Zeit unmittelbar nach dem Irakkrieg 
– ich werte das nicht – ein bisschen deutlicher zu unse-
ren Freunden in Amerika bekannt hätten. Das wäre 
heute glaubhafter als der jetzige Besuch. 
 

(Beifall der CDU) 
 
 

Präsident Grimm: 
 
Ich erteile Herrn Abgeordneten Kuhn das Wort. 
 
 
Abg. Kuhn, FDP: 
 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Anlass der 
Delegationsreise des Ministerpräsidenten war die Aus-
richtung des 15. Jahrestages der Deutschen Einheit in 
der Deutschen Botschaft in Washington durch das Land 
Rheinland-Pfalz. Die Feier zur Deutschen Einheit verlief 
in einem würdigen Rahmen. Die Reden unseres Minis-
terpräsidenten und des früheren US-Außenministers 
Baker waren in der Tat die Höhepunkte einer Feier, die 
nicht nur Werbung für Deutschland, sondern auch deut-
lich erkennbar für unser Bundesland Rheinland-Pfalz in 
der Hauptstadt der USA darstellte.  
 
Nicht nur unser guter rheinland-pfälzischer Wein trug zu 
einer gelösten positiven Stimmung der ca. 2.500 Gäste 
bei. Dies war schon beeindruckend. Das war wirklich 
Werbung für Deutschland und für Rheinland-Pfalz. 
 
Es ist natürlich sinnvoll, eine solche Reise zu weiteren 
Kontakten im Interesse unseres Landes zu nutzen. Die 
Gespräche von Herrn Ministerpräsident Beck und Herrn 
Innenminister Bruch mit Vertretern der US-Admi-
nistration hatten zum Ziel, die rheinland-pfälzischen 
Stationierungsstandorte zu stärken.  
 
Von großer Bedeutung für Rheinland-Pfalz ist, dass die 
Chancen für einen Verbleib der Amerikaner in Baumhol-
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der gestiegen sind. Es scheint zumindest sicher, dass es 
für die US-Regierung keine Alternative zum Standort 
Baumholder gibt, wenn eine Panzerdivision weiter in 
Europa stationiert bleibt.  
 
Insbesondere der einflussreiche Vorsitzende des Streit-
kräfteausschusses des Senats, John Warner, hat deut-
lich gemacht, dass er weiter einen Verbleib der Ameri-
kaner in Baumholder wünscht.  
 
Herr Kollege Schmitt, vielleicht noch ein Wort zu Ihnen. 
Bei allem Selbstwertgefühl der Parlamentarier sollte man 
bei solchen Gesprächen schon akzeptieren, dass das 
Gespräche der Exekutive sind.  
 

(Schmitt, CDU: Das habe ich  
nicht kritisiert!) 

 
Es ist wichtig, dass wir das nicht vermischen und ent-
sprechend dem Protokoll verfahren. 
 
Es ist bei den Gesprächen in den Vereinigten Staaten 
noch einmal deutlich geworden, wie wichtig das von 
Herrn Innenminister Bruch angestoßene Housing-
Programm ist. Damit zeigt Rheinland-Pfalz, dass uns die 
Amerikaner willkommen sind und wir für die Angehöri-
gen der US-Streitkräfte und ihre Familien ein angeneh-
mes Wohnumfeld schaffen wollen.  
 
Gerade nach den zum Teil schlimmen Erfahrungen 
amerikanischer Soldaten im Irak kann dieser Faktor gar 
nicht hoch genug eingeschätzt werden. Im Übrigen kön-
nen die Amerikaner mit privat finanzieren Programmen 
Millioneninvestitionen sparen und vorhandene Unter-
künfte sehr viel schneller modernisieren. 
 
Für unsere Delegation waren weitere Gespräche von 
hohem Wert. Der Besuch bei der Weltbank brachte nicht 
nur tiefe Einblicke in die Förderpolitik dieser Institution, 
die mit manchem bestehenden Vorurteil auch aufge-
räumt hat. Das war wirklich hoch interessant. 
 
 
Bemerkenswert waren auch konkrete Ergebnisse für 
eine künftige Zusammenarbeit zwischen den Trägern 
unserer erfolgreichen Ruandahilfe und den Vertretern 
der Weltbank vor Ort. Die Zusage des deutschen Exeku-
tivdirektors, Herrn Deutscher, ist von hohem Wert und 
durchaus belastbar. So habe ich das jedenfalls empfun-
den.  
 
Eine dritte Begegnung von hohem Wert für mich persön-
lich fand im angrenzenden Bundesland Maryland statt. 
Der Besuch des dortigen Fraunhofer-Instituts, das eng 
mit dem Kaiserslauterner Institut zusammenarbeitet, 
zeigt, wie wichtig persönliche Kontakte sind. Professor 
Rombach, Mitglied der Delegation und Leiter des Fraun-
hofer-Instituts in Kaiserslautern, begann seine wissen-
schaftliche Karriere an der renommierten Universität 
Maryland. Er war zehn Jahre dort. Er nutzte seine her-
vorragenden Kontakte, um eine künftige Zusammenar-
beit mit der TU Kaiserslautern und dem dortigen Fraun-
hofer-Institut auf den Weg zu bringen. Bemerkenswert 
war an diesem Nachmittag und Abend die hohe Ein-
schätzung dieser Begegnung vonseiten der amerikani-
schen Partner.  

Der abschließende Besuch war von außerordentlicher 
Herzlichkeit geprägt. Die deutsche Schule in Washington 
präsentierte sich hervorragend. Da ist einem schon das 
Herz aufgegangen. Bemerkenswert war die Anregung 
des Schulleiters – dies nur am Rande bemerkt –, Schul-
busse mit Aufklebern der Landeskampagne „Wir ma-
chen’s einfach“ zu versehen und so in Washington für 
Rheinland-Pfalz zu werben.  
 
Das war eine schöne Geste der deutschen Schule.  
 

(Beifall bei FDP und SPD) 
 

Ich will nicht von den wunderschönen Begegnungen, 
den Fußballspielen und anderen Dingen berichten. Die 
Gesamtatmosphäre und die Herzlichkeit waren bemer-
kenswert. Ich denke, dass der Besuch der rheinland-
pfälzischen Delegation auch dort in angenehmer Erinne-
rung geblieben ist. 
 

(Glocke des Präsidenten) 
 
 
Insgesamt war die Delegationsreise – das darf ich auch 
für mich persönlich sagen – ertragreich und von nach-
haltigem Nutzen für Rheinland-Pfalz. Ich habe bei dieser 
Reise viel erfahren. Herr Kollege Schmitt hat auch un-
terstrichen, dass es einen nachhaltigen Nutzen für 
Rheinland-Pfalz gibt. 
 
Danke schön. 
 

(Beifall bei FDP und SPD) 
 

 
Präsident Grimm: 
 
Es spricht Frau Abgeordnete Grützmacher. 
 
 
Abg. Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
 
Meine Damen und Herren! Ich werde mich in meiner 
Rede im Gegensatz zu meinen Vorrednern mit den 
Ergebnissen der USA-Reise des Ministerpräsidenten 
beschäftigen. Ich glaube, so hieß auch das Thema der 
Aktuellen Stunde.  
 
Sehr geehrter Herr Beck, meine Damen und Herren! Im 
Vordergrund – das haben auch die Berichterstattungen 
ergeben – standen ganz stark die Bemühungen des 
Ministerpräsidenten und des Innenministers, die ameri-
kanischen militärischen Standorte, die noch in Rhein-
land-Pfalz bestehen, zu verstärken und in die Zukunft 
hinein zu verlängern. 
 
Meine Damen und Herren, ich muss doch etwas Wasser 
in den Wein gießen.  
 

(Zurufe der Abg. Schweitzer  
und Pörksen, SPD) 

 
 
– Herr Schweitzer, dazu bin ich zu alt. Für viele Men-
schen in den Gemeinden um Ramstein, Spangdahlem 
und Idar-Oberstein muss Ihr Werben und Bitten, dass 
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die amerikanischen Truppen doch in Rheinland-Pfalz 
bleiben sollen, oft wie bittere Ironie klingen; 
 

(Pörksen, SPD: Wie bitte?) 
 

denn diese Gemeinden und Regionen haben in den 
vergangenen Jahrzehnten schon viel unter dem Flug-
lärm und anderen Umweltbelastungen durch das Militär 
zu leiden gehabt.  
 

(Zuruf des Abg. Mertes, SPD) 
 

– Herr Mertes, in einer Demokratie redet man mit allen 
und auch mit denjenigen, die demonstrieren. 
 
Mit der Festlegung Ihrer zukünftigen Entwicklung auf das 
Militär nehmen Sie diesen Menschen auch in Zukunft 
viel an Lebensqualität und Entwicklungschancen. Das 
muss man sehen. Wie schwer das für die Menschen in 
den betroffenen Regionen ist, hat gerade eine Bürger-
versammlung in Hütschenhausen gezeigt. Viele dort 
sind verzweifelt. Sie beklagen vor allem – ich glaube, es 
wäre wichtig, diesen Punkt einmal zu besprechen – die 
mangelnde Transparenz bei den US-Streitkräften und 
fühlen sich sehr schlecht informiert. 
 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 

Meine Damen und Herren, ich will nicht verhehlen, dass 
wir GRÜNEN grundsätzlich andere Vorstellungen für die 
zukünftige Entwicklung der verbliebenen militärisch 
geprägten Regionen in unserem Bundesland haben. 
 
 
Herr Bruch, wenn Sie sagen, dass unser Bundesland 
einen weiteren Abzug von amerikanischen Truppen nicht 
verkraften kann, erinnert mich das an das Ende der 
80er-Jahre, als man sich überhaupt nicht vorstellen 
konnte, dass es möglich wäre, einen so enormen Abzug, 
wie wir ihn in den 90er-Jahren erlebt haben, verkraften 
zu können. Genau das Gegenteil ist eingetreten.  
 
 
Es gibt sehr viele Orte, die durch den Abzug des Militärs 
aufgeblüht sind, wie zum Beispiel Landau, Germersheim 
und Bad Kreuznach. Wo früher hohe Mauern und eintö-
nige Kasernengebäude standen, pulsiert heute das 
Leben und brummt die Wirtschaft. Eine solche Konversi-
on und Veränderung wünschen wir auch Ramstein, 
Hütschenhausen, Baumholder und Idar-Oberstein, um 
nur einige Beispiele zu nennen. 
 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf des Abg. Kuhn, FDP) 

 
Meine Damen und Herren, in unserer Kritik an den Er-
gebnissen der USA-Reise des Ministerpräsidenten geht 
es nicht nur darum, dass wir andere, zivile Visionen von 
der Weiterentwicklung haben. Nein, der viel größere und 
ganz konkrete Kritikpunkt bezieht sich auf das Thema 
„Atomwaffen“. 
 
Ich möchte daran erinnern, dass wir erst im September 
intensiv über das Thema „Abzug aller Atomwaffen aus 
Rheinland-Pfalz“ im Plenum debattiert haben. Alle vier 
Fraktionen haben, zwar in unterschiedlicher Intensität 

und Zielrichtung, deutlich gemacht, dass sie dafür sind, 
dass die Atomwaffen aus Rheinland-Pfalz abgezogen 
werden.  
 
In dem Antrag, der mit der Mehrheit der SPD und FDP 
angenommen wurde, steht ausdrücklich der Satz: „Der 
Landtag unterstützt das Bestreben und die Bemühungen 
der Landesregierung, in Gesprächen mit den amerikani-
schen Verbündeten einen Abzug der heute noch in 
Deutschland und Europa stationierten taktischen Nukle-
arwaffen zu erreichen.“ 
 
Herr Beck und Herr Bruch, habe ich irgendetwas nicht 
mitbekommen? Vielleicht können Sie mich hinterher 
noch aufklären. Ich habe in keinem Ihrer Gespräche, 
über die wir später geredet haben, und zwar weder mit 
dem Vorsitzenden des Streitkräfteausschusses, John 
Warner, noch mit anderen amerikanischen Gesprächs-
partnern irgendeinen Hinweis auf „Bestreben und Be-
mühungen“ Ihrerseits im Hinblick auf den Abzug der 
taktischen Atomwaffen gehört. 
 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 

Meine Damen und Herren, wann, wenn nicht in solchen 
Gesprächen, wollen Sie, Herr Beck, diesen Anspruch 
des Landtags einlösen, sich um den Abzug der Atom-
waffen zu bemühen? Kann es sein, dass Sie dies des-
wegen nicht angesprochen haben, weil Sie befürchten, 
dass Sie mit diesen heiklen Themen die Ergebnisse der 
Reise infrage stellen?  
 
Ich glaube, dass es gerade ein Zeichen eines guten 
freundschaftlichen Verhältnisses ist, wenn man auch 
schwierige Themen anspricht. Darum hätte auch das 
Thema „Atomwaffen in Rheinland-Pfalz“ auf die Agenda 
der Gespräche zwischen Ihnen, Herr Beck, und den 
amerikanischen Gesprächspartnern gehört. 
 

(Glocke des Präsidenten) 
 
Das hätte schon der Respekt vor der Legislative und vor 
allem vor unserem Landesparlament geboten. 
 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 

 
Präsident Grimm: 
 
Das Wort hat Herr Ministerpräsident Beck. 
 
 
Beck, Ministerpräsident: 
 
Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Ich möchte mich zunächst bei all 
denjenigen bedanken, die die Reise in die Vereinigten 
Staaten von Amerika unterstützt haben, und zwar bei 
der Delegation insbesondere dieses Parlaments unter 
der Leitung des Herrn Parlamentspräsidenten und den 
zwei Vizepräsidentinnen sowie einer Reihe von Mitglie-
dern dieses hohen Hauses. Ich habe das als sehr ange-
nehm und als Ausdruck einer gemeinsamen Botschaft 
empfunden, die wir aus Anlass dieses besonderen Ta-
ges, nämlich des 15. Jahrestags der Deutschen Einheit, 
in Amerika positionieren wollten. 
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Ich möchte mich auch herzlich dafür bedanken, dass 
uns die rheinland-pfälzische Wirtschaft in ganz entschei-
dender Weise materiell geholfen hat, diesen großen 
Empfang auszurichten. Das wäre ansonsten mit den 
Mitteln dieses Landes nur unter äußerster Strapaze der 
Finanzen möglich gewesen.  
 
Ich denke, dass sich die Unternehmen, die sich dort 
präsentiert haben, auch von der besten Seite gezeigt 
haben. Das gilt für die BASF genauso wie für Schott in 
Mainz, Apollinaris und die Bitburger Brauerei, die FIFA, 
die uns sehr geholfen hat, dass wir das Thema „Fußball-
Weltmeisterschaft“ darstellen konnten, die Nürburgring 
GmbH, die durch die Präsentation von Oldtimer-
Fahrzeugen großes Interesse erworben und viel Nach-
frage ausgelöst hat, und die Deutsche Post AG, die uns 
unterstützt hat. Ich hoffe, ich habe niemanden verges-
sen.  
 
Das war eine große Hilfe und zugleich Ausdruck dafür, 
dass sich ein Land nicht nur stellvertretend für die Bun-
desrepublik Deutschland als Gastgeber präsentiert, 
sondern auch die Gemeinschaft der Interessen – auch 
der wirtschaftlichen Interessen – zur Geltung gekommen 
ist. 
 
Dass wir uns nicht nur mit der deutschen Weinkönigin, 
sondern auch mit hervorragenden Weinen und Bieren 
sowie mit einem unserer Spitzenköche, der für das Re-
nommee unserer Gastronomie und die Lebensart in 
unserem Land steht, präsentiert haben, will ich aus-
drücklich zur Abrundung dieses Eindrucks hinzufügen. 
 
 
Meine Damen und Herren, neben diesem Dank will ich 
auch sagen, dass ich es für eine gute Gepflogenheit 
halte, dass sich deutsche Länder aus Anlass des 15. 
und anderer Jahrestage der Deutschen Einheit in unter-
schiedlichen Ländern dieser Welt präsentieren und da-
mit unterstreichen, dass wir uns alle gemeinsam über 
dieses Datum auch 15 Jahre danach zu freuen und 
anzuerkennen wissen, was die freie Welt an Beiträgen 
geleistet hat, dass es zu diesem Ereignis kommen konn-
te.  
 
Darüber hinaus vergessen wir auch nicht, gegenüber 
dem amerikanischen Volk und denjenigen, die dieses 
Engagement durch ihre Einsatzbereitschaft als Militär-
personen und unterstützende Personen über all diese 
Jahre gewährleistet haben, Dankeschön zu sagen und 
unsere Anerkennung und unseren Respekt auszudrü-
cken. 
 
Ich habe dort – ich will das auch in Erinnerung rufen – 
darauf Bezug genommen, dass wir nicht nur den 15. 
Jahrestag der Deutschen Einheit, sondern auch das 60. 
Jahr seit Ende des Zweiten Weltkriegs in diesem Jahr 
haben, wir gedenken konnten an die Furchtbarkeit die-
ses Krieges und die Nazidiktatur, wir uns aber auch 
bewusst sind, dass über diese Jahrzehnte hinweg bis 
zur Wiedervereinigung nicht zuletzt die Präsenz ameri-
kanischer Truppen entscheidend dazu beigetragen hat, 
Deutschland (West) – muss man formulieren – und 
Westberlin in Freiheit und Demokratie leben konnten 
und dann vor 15 Jahren dies auch für Deutschland ins-
gesamt Wirklichkeit geworden ist. 

Ich bin überzeugt, das auszudrücken, wäre Grund genug 
gewesen, um eine solche Reise zu unternehmen.  
 
Ich finde, dass man natürlich, wenn man eine solche 
weite Fahrt macht, sich auch weitere Ziele vornehmen 
und darum bemüht sein sollte, für sie einzutreten.  
 
Wir haben versucht, das in einem Rahmenprogramm der 
Delegation, insbesondere der Parlamentarier, aber auch 
des Kollegen Bruch, des Kollegen Mittler und mir, auch 
an unterschiedlichen Stellen zu tun.  
 
Ich habe die Gespräche und den Vortrag in der George-
town University als eine solche Chance der Begegnung 
entlang eines interessanten Themas „Bürgergesell-
schaft, Engagement von Unternehmen in einer solchen 
Bürgergesellschaft“ empfunden. Der Besuch und das 
Echo, glaube ich, haben bestätigt, dass es sich gelohnt 
hat, diesen Kontakt aufzunehmen, und wir werden ihn 
auch mit einer Reihe von dort wissenschaftlich tätigen 
und publizistisch tätigen Persönlichkeiten in den Verei-
nigten Staaten aufrecht erhalten, um diesen Gedanken 
der Bürgergesellschaft auch durch Ideen, die anderswo 
erfolgreich praktiziert werden, zu befruchten. 
 
 
Dass man bei einem solchen Besuch auch froh darüber 
ist, wenn Gesten und Zeichen gesetzt werden, drückt 
sich, glaube ich, bei dem Empfang im Nationalarchiv am 
Vormittag des 3. Oktober aus, gemeinsam mit Staats-
sekretär Burns, dem Stellvertreter von Condoleezza 
Rice, der in einer, wie ich finde und was mir auch die 
Botschaft bestätigt hat, beachtenswerten Rede deutlich 
gemacht hat, dass, ohne dass man überhören konnte, 
natürlich aus unterschiedlichen Positionierungen auch 
die eine oder andere unterschiedliche Einschätzung der 
Zusammenarbeit zwischen den USA und der Bundesre-
publik Deutschland gegeben hat, aber doch in dieser 
Rede nachdrücklich deutlich geworden ist, dass die 
positiven Ansätze gesucht werden und man Wert darauf 
legt, dies auch öffentlich darzustellen. Die Übergabe von 
Dokumenten aus den letzten Stunden des Wiederverei-
nigungsprozesses und der entsprechenden Entschei-
dungen, die auf amerikanischer Seite getroffen worden 
sind, war äußerer Ausdruck dieser Haltung und dieser 
Bereitschaft.  
 
Meine Damen und Herren, ich will in diesem Zusam-
menhang wie im Zusammenhang mit den Gesprächen 
mit dem stellvertretenden Sicherheitsberater und ande-
ren hochgestellten Persönlichkeiten unterstreichen, dass 
es, glaube ich, ein ganz guter Zeitpunkt war, zu dem wir 
in den Vereinigten Staaten waren. Zumindest hat mir 
das der deutsche Botschafter immer wieder deutlich 
gemacht. Es war deshalb ein guter Zeitpunkt, weil natür-
lich die Bundestagswahl wenige Tage zuvor und endgül-
tig an dem Sonntag unseres ersten Aufenthaltstags in 
den Vereinigten Staaten zu mancher Frage auf der ame-
rikanischen Seite geführt hat. Man muss sich das sicher 
daraus erklären, dass man im amerikanischen System 
Koalitionsbildungen, wie sie in unserem parlamentari-
schen System die Regel sind, nicht kennt, weil der Prä-
sident direkt gewählt wird mit all seinen Befugnissen und 
entsprechenden Mehrheiten.  
 

(Zuruf aus dem Hause) 
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– Ich hätte nichts dagegen, wenn das hier auch so wäre. 
Ich wollte nur auf den Zwischenruf antworten. Ich bin 
insoweit an dieser Stelle nicht einzuschüchtern.  
 
Das war kein konkreter Vorschlag zu einer Verfassungs-
änderung, Herr Dr. Braun. Keine Sorge. 
 
Ich glaube, man muss das verstehen. Insoweit war es 
wichtig, dass deutlich geworden ist, auch durch unser 
gemeinsames Auftreten über Parteigrenzen hinweg, 
dass der Wille zu freundschaftlichen Beziehungen zu 
den Vereinigten Staaten ungebrochen ist und ferner 
Kontinuität in der deutschen Außenpolitik und gerade 
auch gegenüber den Vereinigten Staaten als gegeben 
angenommen werden kann. Wir konnten auch, Herr 
Kollege Bruch, gerade entlang der jüngsten Entschei-
dungen in der Afghanistanfrage deutlich machen, dass 
dies kein Lippenbekenntnis ist, sondern auch in einer 
solchen Zeit der Veränderung aufgrund einer Wahl, die 
gerade stattgefunden hat, solche weiß Gott herausfor-
dernden und schwierigen Entscheidungen in Deutsch-
land mit großer Mehrheit getroffen werden können und 
damit die Verlässlichkeit der deutschen Außenpolitik 
unter Beleg gestellt werden konnte. 
 
Meine Damen und Herren, ich will natürlich auch daran 
erinnern, weil mir dies wichtig ist – ich denke der Dele-
gation war dies genauso wichtig –, dass wir leider zu 
unterschiedlichen Zeiten, wegen meiner Gesprächster-
mine im Senat, doch jeweils die Gelegenheit genutzt 
haben, das Holocaust-Museum zu besuchen und damit 
ein klares Bekenntnis zu unserer Geschichte, auch zu 
den furchtbaren Zeiten unserer Geschichte, mit dieser 
Reise verbunden gewesen ist. 
 
Ich bin dankbar dafür, dass betont worden ist, dass die 
Kontakte mit den Universitäten – über die Georgetown 
University habe ich gesprochen, aber auch mit der Uni-
versität in Maryland – wertvoll gewesen sind. Ich will 
gerade den wissenschaftlichen Begleitern, allen voran 
Herrn Professor Rombach, sehr herzlich danken. Es war 
schon  sehr  eindrucksvoll  zu sehen,  dass  ein  Institut 
– würden wir nach unserem Sprachgebrauch sagen – in 
Kaiserslautern, das Fraunhofer-Institut, in Maryland nicht 
nur offensichtlich hervorragende Arbeit leistet. Es wurde 
präsentiert, wie die Auftraggeber lauten: Pentagon, 
Weltraumbehörde und viele renommierte große ameri-
kanische Firmen. Es wurde aber auch in den Gesprä-
chen der Universitätspräsidenten und der Verantwortli-
chen der Maryland University deutlich, wie sehr man 
diese Zusammenarbeit schätzt. Auf dieser Basis war es 
möglich, die Intensivierung der Zusammenarbeit zwi-
schen den Universitäten Maryland und Kaiserslautern in 
einem unterzeichneten Dokument noch weiter zu inten-
sivieren. 
 
Ich will auch unterstreichen, was hinsichtlich der Ge-
spräche in der Weltbank angesprochen worden ist. Ich 
bin froh und dankbar darüber, dass uns der deutsche 
Exekutivdirektor, Herr Dr. Deutscher, dort nicht nur ein 
Briefing gegeben hat, sondern auf neue Möglichkeiten 
hingewiesen hat. Das bezieht sich zum einen auf unser 
Engagement in Ruanda, dankenswerterweise derzeit 
konkretisierter Anstrengungen hinsichtlich der Kraftwer-
ke Mainz-Wiesbaden, ein Fotovoltaikkraftwerk in Ruan-
da zu errichten. Wir haben die Zusage der Unterstützung 

auch über die Weltbank. Wir werden das vertiefen und 
weiter konkretisieren.  
 
Es war für uns auch von besonderem Interesse. Ich 
habe das Angebot gern aufgenommen, dass Herr 
Dr. Deutscher noch in diesem Jahr oder in den ersten 
Tagen des kommenden Jahres in der Staatskanzlei – ich 
würde es gern zusammen mit der Zukunftsinitiative 
Rheinland-Pfalz machen – über einen Ansatz der Welt-
bank vor mittelständischen Unternehmern darüber refe-
rieren will, wie mittelständische und kleinere Unterneh-
men sich an den Entwicklungshilfeprojekten beteiligen 
können und damit ein wirtschaftliches Interesse mit 
einem Hilfsangebot der Weltbank verknüpft werden 
kann.  
 
Ich finde, das sind interessante Ansätze, die wir in jedem 
Fall weiterverfolgen werden. 
 
Wenn ich bei wirtschaftlichen Kontakten bin, so will ich 
mich auf das beziehen, was mir von der Wirtschaftsde-
legation berichtet worden ist, die mit uns unterwegs war. 
Es scheint sehr konkrete Kontakte gegeben zu haben, 
sowohl anlässlich der Konversionskonferenz in den 
Tagungsräumen der Deutschen Botschaft, einer sehr 
großen, einer beachtenswerten Konferenz, als auch 
darüber hinaus in unmittelbaren Kontakten.  
 
Es gibt angekündigte Gegenbesuche von Wirtschaftsde-
legationen aus den USA. Ich denke, das war mit unsere 
Aufgabe, eine gewisse Türöffnerfunktion wahrzuneh-
men. 
 
Lassen Sie mich neben dem Feiern des Tags der Deut-
schen Einheit noch zu einem zweiten zentralen Punkt 
einige Bemerkungen machen, nämlich zur Frage, wie es 
mit der Stationierung amerikanischer Streitkräfte in Eu-
ropa, in Deutschland und in Rheinland-Pfalz weitergeht. 
 
Es sieht so aus, muss man formulieren, dass noch in 
dieser Tagungsperiode des Senats eine Entscheidung 
herbeigeführt wird über die Stationierung, wie sie im 
Einzelnen aussieht. Der Stand ist uns bereits vor Abrei-
se durch die amerikanische Generalität, aber auch dort 
bei den Gesprächen so geschildert worden, dass die 
Generalität ihre Vorschläge unterbreitet hat, Vorschläge, 
die hinsichtlich der weiteren Präsenz einer schweren 
gepanzerten Einheit in Europa eine gewisse Dualität mit 
und ohne eine solche Einheit aufweisen, sodass es 
letztendlich eine politische Entscheidung sein wird, wel-
ches dieser Konzepte umgesetzt wird. 
 
Es ist in Amerika so, dass dem Pentagon und von dort 
aus dem Weißen Haus Listen mit den entsprechenden 
Vorschlägen vorgelegt werden, die zwar im Regelfall 
und im formalen Fall nur als Ganzes angenommen oder 
abgelehnt werden können, aber es ist uns auch in den 
Gesprächen mit dem stellvertretenden Vorsitzenden des 
Auswärtigen Ausschusses und des Verteidigungsaus-
schusses – ich nehme jetzt einmal unsere Übersetzun-
gen –, Senator Warner, deutlich gemacht worden, dass 
man natürlich miteinander spricht. 
 
In dem Gespräch mit Senator Warner waren Repräsen-
tanten und Berater aus dem Pentagon mit dabei, die er 
gezielt dazugeholt hatte, sodass wir unsere Vorschläge 
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hinsichtlich der Übungsmöglichkeiten auf dem Truppen-
übungsplatz Baumholder und hinsichtlich des Housing-
Konzepts nicht nur mit der politischen Ebene bespre-
chen konnten, sondern es hat einen unmittelbaren Dia-
log in unserem Beisein mit diesen Fachleuten gegeben, 
die dann letztendlich die Empfehlung geben, ob ein 
solcher Vorschlag realisiert werden sollte oder nicht. 
 
Das hat deutlich gemacht, dass es einen sehr engen 
Kontakt, zumindest mit der Mehrheitsfraktion und dem 
Pentagon, in diesen Fragen gibt. 
 
Wir haben unsere Argumentation darauf gestützt, dass 
wir die vier Vorzüge, die wir für eine weitere Stationie-
rung, insbesondere in Baumholder, sehen, herausge-
stellt haben. Das ist zum einen dieses Radnabenkon-
zept, das wir vor einiger Zeit entwickelt und Ihnen mehr-
fach vorgestellt haben, mit der entsprechenden zentra-
len Funktion von Ramstein und der zusätzlichen Funkti-
on, die Spangdahlem in diesem Zusammenhang hat. 
 
Wir haben deutlich gemacht, dass die Investitionen, die 
wir dort gemeinsam getätigt haben, aber auch nicht 
zuletzt die USA, zu dieser Drehscheibenfunktion führen 
und dies von uns gewollt ist, wissend, dass wir auf die 
Belange der regionalen Bevölkerung im Rahmen all der 
Möglichkeiten, die wir hinsichtlich des Lärmschutzes und 
Ähnlichem haben, eingehen wollen und uns darum be-
mühen wollen und bemüht haben. 
 
Dieser Umweltschutz, insbesondere die Lärmgesichts-
punkte, sind bereits in der Umsetzung der Bauphase 
sehr intensiv von unserer Seite aus in dem gemeinsa-
men Ausschuss, der die Dinge begleitet hat, von dem 
Herrn Kollegen Bruch und insbesondere auch von Herrn 
Dr. Deubel, der diese Dinge als Vertreter des Bauminis-
teriums sehr nah begleitet hat, eingebracht worden. 
 
Wir haben in teilweise finanziell schwierig zu lösenden 
Fragen Konsense und Lösungen gefunden. 
 

(Beifall der SPD und der FDP) 
 

Das ist der erste Punkt unserer Argumentation. Nir-
gendwo ist man so nahe an der internationalen Dreh-
scheibe, die für die Zukunft ertüchtigt worden ist, wie 
dies für Baumholder gilt, auch wenn eine schwere Ein-
heit dort stationiert ist. Wir haben das auch im Einzelnen 
durchdekliniert bis hin zu den Bahntransportmöglichkei-
ten, die in enger Zusammenarbeit mit den Kommunen 
geschaffen worden sind. 
 
Der zweite Punkt ist, dass wir auf die Übungsmöglichkei-
ten auf dem Truppenübungsplatz Baumholder hingewie-
sen haben. Verehrte Frau Kollegin Grützmacher, da 
kann ich Ihren Einwand hinsichtlich der Haltung der 
Bevölkerung nur begrenzt verstehen.  
 
Natürlich müssen wir darauf achten, auch an dieser 
Stelle, dass wir die Belastungen der Bevölkerung so 
niedrig wie immer nur möglich halten. Ich hatte vor we-
nigen Wochen in Baumholder zusammen mit dem Land-
rat und den Bürgermeistern von Stadt und Verbandsge-
meinde und dem Rat mit all seinen Fraktionen und dem 
zuständigen General der Truppen, die in Baumholder 
stationiert sind, gesprochen. 

Nach diesen Gesprächen gab es vor dem Rathaus auf 
dem Platz, dessen Name mir jetzt gerade entfallen ist, 
eine öffentliche Präsentation unserer Überlegungen. Die 
Bevölkerung hat in einem wirklich mehr als beachtlichen, 
in einem – man könnte sagen – riesigen Ausmaß daran 
teilgenommen und mich ermutigt, diesen Weg zu gehen 
und zu versuchen, die Stationierung in Baumholder, 
soweit es immer nur möglich ist, zu halten, sowohl die 
der Bundeswehr, die wir sichern konnten, als auch die 
der amerikanischen Streitkräfte, die dort stationiert sind. 
 
 
Ich glaube, dass man guten Gewissens davon ausgehen 
kann, dass die Interessenlage, die wir in Amerika deut-
lich gemacht haben, im Einklang mit einem ganz großen 
Teil der regionalen und der städtischen Bevölkerung in 
Baumholder steht. Mir sind keine anderen Hinweise 
bekannt. 
 

(Beifall der SPD und der FDP) 
 

Wir haben schließlich zum Dritten in diesem Zusam-
menhang auf das Sicherheitskonzept verweisen können, 
das Herr Kollege Bruch nicht nur theoretisch, sondern 
auch praktisch schon nach dem 11. September mit sei-
nem furchtbaren Attentat und zu Zeiten der Kriegshand-
lungen, unmittelbarer Art der Beginn der Kriegshandlun-
gen im Irak unter Beweis gestellt hat. 
 
Sosehr wir dort in der Sache politisch unterschiedlicher 
Auffassung gewesen sind, sosehr haben wir die Auffas-
sung vertreten, dass wir Mitverantwortung für die ameri-
kanischen Soldaten, ihre Liegenschaften und vor allen 
Dingen ihre Housings, also den Wohnungen der Ange-
hörigen der amerikanischen Soldaten, haben.  
 
Es ist anerkannt worden, was hier geleistet worden ist. 
Es war auch sehr präsent bei allen meinen Gesprächs-
partnern, die mit diesem Thema zu tun hatten, was ge-
leistet worden ist. Das ist sicher auch ein Punkt, den 
man zu Recht auf die Waagschale legen durfte. 
 
Schließlich unser Housing-Konzept, dieses Public-
Private-Partnership-Konzept, das mit großer Sicherheit 
dazu führen wird, dass wir in den nächsten Monaten 
eine Entscheidung treffen und beginnen können mit dem 
Bau der ersten 500 Wohnungen im Bereich Ramstein, 
das mit einiger Wahrscheinlichkeit dann weiter umge-
setzt werden wird und als Argument für die sicher not-
wendige Erneuerung und Renovierung der Wohnsub-
stanz in Baumholder nicht ohne Gewicht ist. 
 
Ich sage offen, nicht deshalb ohne Gewicht ist, weil man 
dort auch auf die eigenen Budgets schaut. Es laufen 
gerade Budgetverhandlungen im Senat. Senator Warner 
hat mir davon berichtet, dass er versucht, einen Anhang 
im Interesse der militärischen Aufgaben unterzubringen. 
Also insoweit sieht man das. 
 
Wir haben angeboten, dort Entlastungen zu schaffen, 
zumal dies nichts mit Belastungen für unseren Landes-
haushalt zu tun hat, sondern mit einer Interessenlage, 
die man organisieren kann und die uns als Träger im 
Sinne der Ideenträgerschaft und als Absicherer, aber 
nicht als Finanzier erscheinen lassen muss, da wir Be-
darfe klar haben, da wir Nutzungen klar haben und über 
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die Mietzahlungen auch die Refinanzierung sicherstellen 
können. 
 
Meine Damen und Herren, das waren die Punkte, die wir 
einbringen konnten. Die Entscheidung wird in den USA 
fallen und nicht durch uns oder durch noch so gute Ar-
gumente. Aber wir hoffen, dass wir mit unseren Argu-
menten die Entscheidung beeinflussen konnten. Ich war 
sehr froh darüber, dass Senator Warner – sicherlich 
einer der einflussreichsten Männer im Senat – uns in 
diesen Fragen klare Unterstützung für den Standort 
Baumholder zugesagt hat, und dies nicht nur im internen 
Gespräch, sondern auch in dem gemeinsamen Pres-
sebriefing, das nach unserem Gespräch stattgefunden 
hat. Dieses Gespräch hat im Übrigen 40 Minuten ge-
dauert. Nur so viel möchte ich zu den gelegentlichen 
Begegnungen, wie dies so schön heißt, sagen. 
 
Es ist, wie es ist. Wir sind uns unserer Kleinheit in 
Rheinland-Pfalz gegenüber den großen Vereinigten 
Staaten  bewusst.  Ich bin mir auch  darüber  im  Klaren 
– dies war ich auch vor dieser Reise –, dass man in 
Amerika 50 Gouverneure kennt und deutsche Minister-
präsidenten in dieser Weise eingestuft werden. Es gibt 
gelegentlich einmal nützliche Situationen, in denen ge-
meinsame Fotos auch im amerikanischen Interesse 
sind, aber darauf kam es mir in der Tat nicht vorrangig 
an.  
 
Frau Kollegin Grützmacher, ich komme nun zu dem 
Stichwort der Entscheidung dieses Parlaments, Resolu-
tion oder Entschließung des Parlaments zu der Frage 
der Atomwaffen. Ich halte es für richtig und für geboten, 
dass über diese Frage in der geordneten Reihenfolge 
gesprochen wird, nämlich zunächst mit der Bundesregie-
rung – das werden wir tun – und danach mit dem ameri-
kanischen Repräsentanten in Deutschland, also dem 
Botschafter. Ich hatte für morgen ein diesbezügliches 
Gespräch anberaumt. Aber ich bitte Sie um Verständnis, 
dass ich diesen Termin aufgrund der Situation in Berlin, 
wo morgen früh um 09:00 Uhr ein Gespräch stattfinden 
wird, an dem ich nicht zuletzt im Interesse dieses Lan-
des und nicht nur meiner Partei teilnehmen sollte, da 
dort einige Eckpunkte angesprochen werden, die uns in 
den Ergebnissen auch interessieren werden, leider ver-
schieben musste. Aber es wird mit dem, was das Parla-
ment beschlossen hat, von der Landesregierung auf 
eine angemessene Weise reagiert.  
 
Ich glaube, dass man doch nicht ernsthaft annehmen 
kann, dass man zu jemandem fährt, um gemeinsam 
einen Feiertag zu begehen und sich dafür zu bedanken, 
dass man diesen Feiertag begehen durfte, und dann ein 
solches Thema, das von den Zeitabläufen nicht vorberei-
tet sein konnte, dort sozusagen nebenbei in die Arena 
wirft. Ich bin kein Außenpolitiker, aber so viel politische 
Erfahrung werden Sie mir zugestehen, dass ein solches 
Vorgehen dort wie eine Ohrfeige verstanden worden 
wäre 
 

(Beifall bei SPD und FDP) 
 

und nicht wie eine Basis, um über diese Frage, die wir 
ernst nehmen, mit Aussicht auf Erfolg miteinander zu 
sprechen. Ich nehme an, dass Sie auch nicht die Gele-
genheit wahrgenommen haben, mit den hochrangig 

anwesenden Vertretern, beispielsweise mit dem stellver-
tretenden Finanzminister oder mit vielen anderen, dar-
über zu sprechen. Das war klug so, verehrte Frau Kolle-
gin. Ich habe das so eingeschätzt, wie ich es Ihnen jetzt 
sage. Deshalb werden wir auch bei dieser Vorgehens-
weise bleiben.  
 
Alles hat seine Zeit, und bestimmte außenpolitische 
Vorgehensweisen müssen ihre Ordnung haben, weil die 
außen- und sicherheitspolitischen Zuständigkeiten bei 
der Bundesrepublik Deutschland und ihrer Bundesregie-
rung liegen. Das heißt nicht, dass wir nicht versuchen 
werden, darauf einzuwirken. Das werden wir tun, aber 
wir werden es in einer Vorgehensweise tun, die kein 
Kopfschütteln über dieses Land Rheinland-Pfalz auslöst, 
sondern in einer angemessenen Art und Weise. Dafür 
bitte ich Sie um Verständnis. 
 
Ich möchte mich bei all denjenigen bedanken, die mit-
gewirkt haben. Das war dieses Parlament, und viele 
andere, die ich genannt habe. Ich glaube, das, was wir 
uns vorgenommen haben und was erreichbar gewesen 
ist, haben wir mit dieser Reise erreicht. Wenn Sie gele-
gentlich einmal einen anderen Eindruck von außen er-
halten wollen, können Sie gern ein Interview mit der 
„Washington Post“ oder mit anderen Zeitungen und die 
Bewertungen dort nachlesen. Diese Bewertungen sind 
für uns – um es einmal vorsichtig zu sagen – gar nicht 
so übel. 
 
Vielen Dank. 
 

(Beifall der SPD und der FDP) 
 
 

Präsident Grimm: 
 
Meine Damen und Herren, aufgrund der Redezeit des 
Ministerpräsidenten stehen den Fraktionen jeweils weite-
re vier Minuten Redezeit zur Verfügung.  
 
Für die SPD spricht Herr Abgeordneter Lewentz. 
 
 
Abg. Lewentz, SPD: 
 
Sehr geehrter Herr Ministerpräsident! Sie haben Ihre 
Ausführungen mit einem Dank beendet. Ich möchte mich 
diesem Dank anschließen; denn es war wirklich eine gut 
vorbereitete Reise. Mein Dank geht an die Protokollche-
fin und die Referenten im Innenministerium und in der 
Staatskanzlei, die diese Reise vorbereitet haben. Herr 
Staatssekretär Strutz, ich möchte mich bei dieser Gele-
genheit auch bei Ihnen für Ihre Begleitung bedanken 
sowie für diese kleine, aber feine Werbemöglichkeit, die 
ich am Rande dieser Reise aus Ihrem Hause kennen 
gelernt habe. 
 
Sehr geehrter Herr Schmitt, Sie haben Ihren Ausführun-
gen ein Fazit vorangestellt, das sich am Schluss eigent-
lich mit dem Fazit fast aller Redner deckte. Sie haben 
diese Reise als gut, sinnvoll und zweckdienlich bezeich-
net. Ich denke, das war sie auch. Sie sind auch auf den 
Aspekt eingegangen, dass Sie sich lediglich als Begleit-
personal empfunden haben. Das ging der Kollegin 
Schmitt und mir nicht so.  
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Ich möchte Ihnen ein Beispiel nennen. Wir waren in der 
Weltbank. Sie waren dabei. Frau Kollegin Schmitt hat 
dort die Besonderheiten unserer Graswurzelpartner-
schaft mit Ruanda angesprochen. Dies ist auf Anregung 
unserer Delegation aufgegriffen und in der Chefetage 
der Weltbank diskutiert worden. Wir konnten dort bei-
spielsweise ein Projekt der Mainzer Stadtwerke sehr 
intensiv ansprechen und dafür werben, dass die Welt-
bank Unterstützung dazu leisten möge. Dies wurde uns 
auch versprochen. Insgesamt wurde uns von den Vertre-
terinnen und Vertretern der Weltbank signalisiert, dass 
sie sich diese besondere Art der Partnerschaft zwischen 
Ruanda und Rheinland-Pfalz, die dort gar nicht so be-
kannt gewesen ist, sehr genau anschauen wollen, da 
diese Partnerschaft in eine Sparte der Projektförderung 
hineinpasst, die auch in der Weltbank sehr hohe Wert-
schätzung genießt.  
 
Des Weiteren haben Sie gesagt, in den USA zählten nur 
Parlamentarier. Nun, es waren sieben Parlamentarier, 
zwei Vizepräsidentinnen, der Präsident und eine Aus-
schussvorsitzende anwesend. Ich glaube, das ist auch 
wahrgenommen worden. 
 
Frau Grützmacher, ich möchte auf Ihre Ausführungen 
mit einem mir überlassenen Brief zum Thema „Baum-
holder“ antworten. Sie haben pauschal in den Raum 
gestellt, dass die Menschen insgesamt dort so empfin-
den würden, wie Sie es ausgeführt haben. Ich habe 
heute einen Brief vom Bürgermeister der Verbandsge-
meinde Baumholder, Herrn Pees, bekommen. Herr 
Präsident, ich möchte mit Ihrer Erlaubnis einige Sätze 
daraus zitieren: 
 
Er schreibt: „Baumholder ist für die amerikanischen 
Streitkräfte einer der größten europäischen Standorte. 
Dadurch ist Baumholder auch in den USA ein Begriff. 
Heute leben etwa 5.500 Soldaten und 7.500 Zivilange-
hörige in unserer Region. 
 
In Baumholder werden ca. 200 Millionen Euro durch die 
US-Soldaten und deren Angehörige per anno verdient. 
Ca. 35 Millionen Euro verbleiben in der Verbandsge-
meinde und der weiteren Umgebung. „Wir sind dankbar,“ 
– so der Bürgermeister – „dass Bemühungen des In-
nenministeriums um den Erhalt der früheren Bundes-
bahnstrecke voll unterstützt werden. Damit steht und fällt 
die US-Garnison Baumholder und der Truppenübungs-
platz, da die Gleisanlagen die Lebensader der militäri-
schen Einrichtungen darstellen.  
 
Probleme würden bei einem Abzug der US-Streitkräfte 
die riesigen Flächen (717 Hektar) bereiten und der 
Wertverlust, den ich soeben genannt habe.“ 
 
Sein Fazit: „Natürlich würden dann, wie man so schön 
sagt, die Lichter ausgehen. Das Szenario brauche ich 
wohl nicht zu schildern, es ist allseits bekannt.“ Das ist 
das, wovor die Menschen dort Befürchtungen haben mit 
Blick auf die Stationierungsfragen der amerikanischen 
Soldaten. 
 
Es war eine anstrengende Reise. Mein Fazit lautet: Ich 
habe erlebt, dass das deutsch-amerikanische Verhältnis 
viel entspannter ist, als wir es phasenweise wahrge-
nommen haben. Ich habe die Delegation des Minister-

präsidenten dort, wo ich es direkt erleben konnte, als 
offen und klar argumentierend erlebt. Ich denke, diese 
offene und klare Argumentation, die die notwendigen 
Punkte angesprochen hat, hat dazu beigetragen, dass 
diese gute Atmosphäre, die zwischen der offiziellen 
Seite der amerikanischen Streitkräfte, des amerikani-
schen Senats und der rheinland-pfälzischen Landesre-
gierung herrschte, vorangebracht werden konnte. 
 

(Glocke des Präsidenten) 
 
Herr Ministerpräsident, Herr Innenminister Bruch, von 
daher lautet mein Appell an Sie: Machen Sie so weiter, 
es scheint ein sehr erfolgreicher Weg zu sein. 
 

(Beifall der SPD) 
 
Präsident Grimm: 
 
Ich erteile Herrn Abgeordneten Schmitt das Wort. 
 
 
Abg. Schmitt, CDU: 
 
Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Die große Kunst besteht darin, sich zu beschrän-
ken, 
 

(Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:  
Sehr richtig!) 

 
auch wenn man eine gewisse Redezeit hat. Ich hatte 
vorhin nicht im negativen Sinne die Frage gestellt, ob es 
etwas gibt, was wir von den Medienvertretern, die gut 
darüber berichtet haben, noch nicht wissen. Man hat 
eben an der Stimmung gemerkt, alle miteinander waren 
auf demselben Diskussionsstand. Da gab es nichts 
Neues. Das ist in Ordnung. Dann muss ich es nicht 
wiederholen.  
 
Hinsichtlich des Dankes kann man sich auf die SPD 
verlassen. Ich hätte mich natürlich auch bei den Mitar-
beitern bedankt. Von vornherein war bei mir im Konzept 
aber klar, die Landesregierung erhält den Dank von der 
SPD. Das ist gar keine Frage. 
 
Ich sage ganz einfach, ich habe die Punkte, die mir 
verbesserungsbedürftig erscheinen, angeführt. Darum 
geht es bei einer Delegation. Ich rede jetzt als Abgeord-
neter. Es geht darum, was man bei einer Delegation 
besser machen kann, was notwendig ist. Da habe ich 
die drei Punkte genannt, die für mich entscheidend wa-
ren. 
 
Ich könnte erzählen, wie das mit der Deutschen Wein-
königin war. Sie würden sich wundern, wie das Pro-
gramm von ihr vorgesehen war. Ich bilde mir ein, dass 
ich sie einige Zeit begleiten musste, um das deutlich zu 
machen. 
 

(Lewentz, SPD: Sie sind ihr nicht  
von der Seite gewichen!) 

 
 
Man könnte über all das diskutieren, aber das ist nicht 
der Punkt und nicht der Tag und nicht die Stunde dazu. 
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Es geht nicht darum, dass wir darüber reden, Wasser 
hineinzugießen. Wir sollten vor einer der nächsten Rei-
sen im Ausschuss darüber reden, wie wir als Parlamen-
tarier noch einen größeren Nutzen aus den Gesprächen 
ziehen. Meinen großen Nutzen zog ich dabei aus den 
Gesprächen mit Oberst Altmaier und vielen anderen, die 
aus unserer Region kamen. Man hat darin gemerkt, wie 
die Stimmungslage in Amerika bei den Menschen und 
bei der Bevölkerung ist. Sie haben schon Sorge, wie 
sich Deutschland entwickeln wird.  
 
 
Das ist die Botschaft, um die es in Zukunft stärker geht. 
Wir sollten klar machen, warum eine Position so vertre-
ten wird. Daran hat es in der Vergangenheit gehapert. 
Ich glaube, dabei sollten wir es heute belassen. Es gab 
nicht sehr viel Neues dazu. Dies heißt aber nicht, dass 
es schlecht war. 
 
Ich bedanke mich. 
 

(Beifall bei der CDU) 
 

 
Präsident Grimm: 
 
Ich erteile Frau Abgeordneter Grützmacher das Wort. 
 
 
Abg. Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Herr Schmitt, 
ich kann Sie beruhigen, da Sie gesagt haben, dass man 
im Ausschuss einmal darüber sprechen sollte. Wir ha-
ben uns im Präsidium schon mit dieser Sache beschäf-
tigt. 
 

(Schmitt, CDU: Respekt! Respekt!) 
 

 
– Nein, das können Sie nicht wissen, das ist völlig in 
Ordnung. Ich denke, dass wir im Landtag selbst, im 
Ältestenrat und im Präsidium einmal über diese Sache 
sprechen sollten. 
 
 
Ich denke aber, das Thema sind immer noch die Ergeb-
nisse der USA-Reise des Ministerpräsidenten. Deswe-
gen halte ich mich etwas stärker an dieses Thema. 
 
 
Herr Lewentz, ich komme noch einmal auf Baumholder 
zu sprechen. Der Ministerpräsident hat es von sich 
selbst schon gesagt – da würde ich es erst recht nicht 
von uns sagen –, ich glaube nicht, dass wir GRÜNEN 
einen großen Einfluss darauf haben, ob der Truppen-
übungsplatz in Baumholder geschlossen wird oder nicht. 
 

(Kuhn, FDP: Gott sei Dank!) 
 

– Darüber kann man streiten, aber immerhin, das ist 
Fakt. 
 
Die Frage aber, warum und wenn die Amerikaner dort 
abziehen und wer das entscheidet, um es einmal richtig 
auszudrücken, wird in Washington geklärt. Es kann 

passieren, dass dort solche Entscheidungen gefällt 
werden.  
 

(Zurufe von der SPD) 
 
Warum soll es dann ein Denkverbot geben, sich zu 
überlegen, wie man die zivile Nutzung dieses riesigen 
und sehr schwierig zu konvertierenden Geländes vor-
nehmen kann? 
 

(Pörksen, SPD: Kennen Sie  
das Gelände?) 

 
– Natürlich, ich habe es selbst besucht. Ich kenne auch 
die Geschichte mit dem Naturschutz. Es ist alles nicht 
einfach. Gerade aber weil es nicht einfach ist, sollte man 
sich sehr früh mit solchen Sachen beschäftigen. Dies 
fordern wir schon lange ein, auch in diesem Bereich. 
 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 

Meine Damen und Herren, ich möchte nicht verhehlen, 
dass das Problem für uns an dieser Reise war, dass das 
Verhältnis von Rheinland-Pfalz und den USA so, wie es 
in den Medien herüberkam, vor allem stark auf das Mili-
tärische fixiert war. Es gab natürlich aber auch sehr viele 
andere Sachen. Der Kontakt zwischen der Technischen 
Universität Kaiserslautern und der Universität Maryland 
wurde besprochen. Auch diese Dinge sind vorhanden. 
Ich glaube, wir müssen mehr Kreativität, mehr Energie 
und mehr Engagement dort hineinsetzen, damit diese 
zivilen Kontakte mit Amerika weiter verstärkt werden. 
Einige wurden in dem Zusammenhang schon erwähnt. 
 
 
Ich möchte jetzt doch noch einmal über meine Erfahrun-
gen reden. Ich habe die Gelegenheit an dem Abend zum 
3. Oktober wahrgenommen, um mit der Delegation aus 
South Carolina zu reden. Ich denke, es wäre eine gute 
Sache, wenn man diese Zusammenarbeit mit South 
Carolina wieder verstärken würde. In diesem Zusam-
menhang wäre es eine gute Sache, einmal das Thema 
„Bürgergesellschaft“ anzusprechen. 
 
Es ist ganz schwierig, mit Amerika im kulturellen Be-
reich, im Bildungsbereich und im Schulbereich Kontakt 
zu bekommen. Ich weiß das. Es ist beispielsweise ganz 
schwierig, Austauschmöglichkeiten für deutsche Schulen 
zu finden. Das ist außerordentlich problematisch.  
 
 
Darum müssen wir gerade im zivilen Bereich genauso 
viel Engagement, Kreativität und Energie hineinsetzen, 
wie das Herr Bruch in der letzten Zeit im militärischen 
Bereich gemacht hat. Ich glaube, im zivilen Bereich 
muss die Zukunft der rheinland-pfälzischen und ameri-
kanischen Beziehungen liegen. 
 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 

 
 
Präsident Grimm: 
 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich schließe 
die Aussprache. 
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Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 
 

Regierungserklärung 
„Für mehr Lebensqualität im Alter – Innovative  

Modelle der Pflege in Rheinland-Pfalz“ 
 

Ich erteile Frau Staatsministerin Dreyer das Wort. 
 

(Bischel, CDU: Die zweite Regierungs- 
erklärung! – 

Jullien, CDU: Eine jagt die andere!) 
 

 
Frau Dreyer, Ministerin  
für Arbeit, Soziales, Familie und Gesundheit: 
 
Herr Präsident, meine sehr geehrten Herren und Da-
men! Vor wenigen Tagen hat in Mainz der erste rhein-
land-pfälzische Pflegekongress mit über 1.000 Teil-
nehmerinnen und Teilnehmern stattgefunden – es waren 
genau gesagt 1.200 –, darunter auch Schülerinnen und 
Schüler aus den Pflegeberufen. Unsere Erwartungen 
wurden damit bei weitem übertroffen, hatten wir doch 
zunächst „nur“ mit etwa 500 Gästen gerechnet. 
 
 
Dies zeigt Folgendes: 
 
– Die Pflege ist ein gesellschaftspolitisches Thema 

von hoher Bedeutung. 
 
– Sie geht Menschen aller Altersgruppen an. Für viele 

junge Menschen ist sie ein lohnendes Berufsziel. 
Die mittlere Generation versorgt ihre pflegebedürfti-
gen Angehören. Die Älteren pflegen schließlich ihre 
Partnerinnen und Partner oder werden – selbst 
pflegebedürftig – von ihren erwachsenen Kindern 
unterstützt. 

 
– Der große Zuspruch zu unserem Kongress hat aber 

auch gezeigt, „Menschen pflegen“, die von mir vor 
drei Jahren ins Leben gerufene Initiative, hat bei 
den Fachkräften unseres Landes sichtbare Unter-
stützung gefunden. 

 
Die Initiative „Menschen pflegen“ konzentriert sich auf 
unser Land, das heißt, auf das, was wir in Rheinland-
Pfalz – die Politik, die beteiligten Verbände, die Fach-
kräfte, die Angehörigen und die Pflegebedürftigen – 
gemeinsam voranbringen können. Die anstehende Re-
form der sozialen Pflegeversicherung ist dagegen eine 
Sache des Bundes, zu der wir uns positionieren, die wir 
beeinflussen und aktiv mitgestalten werden. Im Mittel-
punkt meiner Regierungserklärung steht allerdings das 
hier in unserem Land unmittelbar Machbare. 
 
 
Meine sehr geehrten Herren und Damen Abgeordneten, 
wenn gefragt wird, was uns die Pflege wert ist, dann 
konzentriert sich die Antwort vielfach nur auf die monetä-
ren Aspekte, auch wenn diese natürlich sehr wichtig 
sind. Die Pflege aber, der Erfolg des gesellschaftlichen 
und politischen Engagements in der Pflege, ist keines-
wegs nur eine Frage ihrer Finanzierung. Vielmehr geht 
es um die Frage, wie viel gesellschaftliche Anstrengung 
uns diese Pflege wert ist. 

Was ist uns die Pflege hier in Rheinland-Pfalz wert? Ich 
denke, eine erste Bilanz unseres Engagements macht 
deutlich, allen Beteiligten war und ist sie es wert, sich 
zunächst einmal in einem großen Bündnis für die Zu-
kunft der Pflege zusammenzuschließen. Sie war und ist 
es uns wert, im Rahmen dieses Bündnisses Differenzen 
zu überwinden und einen Konsens bzw. tragfähige Kon-
zepte zu erarbeiten. Schließlich ist uns die Pflege wert, 
die Umsetzung dieser Konzepte gemeinsam in die Hand 
zu nehmen. 
 
In den vergangenen Jahren haben sich in unserem Land 
alle an der Pflege beteiligten Institutionen, Professionen 
und Organisationen auf Initiative der Landesregierung 
unter der Überschrift „Menschen pflegen“ zusammenge-
schlossen und es geschafft – auch das gehört ganz 
oben in die Bilanz unserer Anstrengungen –, Leitlinien 
und konkrete Konzepte zu erarbeiten, um die Qualität 
der Pflege in unserem Land gemeinsam sicherzustellen. 
 
 
Menschen pflegen ist ein lebendiger Prozess der Erar-
beitung von Konzeptionen und deren partnerschaftlicher 
Umsetzung, in den ständig neue Impulse einfließen. In 
meiner ersten Regierungserklärung zum Thema „Pflege“ 
im Dezember 2002 habe ich die Herausforderungen 
einer veränderten Pflegelandschaft beschrieben und 
Ihnen ein erstes umfassendes Handlungskonzept vorge-
stellt. Heute, in der zweiten Regierungserklärung zu 
diesem Thema, möchte ich mich mit den weiteren Per-
spektiven, den zukünftigen Schwerpunkten unserer 
Arbeit auseinandersetzen und darstellen, wie weit wir 
bisher gekommen sind. 
 
Wir haben uns in der Vergangenheit mit den verschie-
densten Aspekten der Pflege, mit Qualitätssicherung, 
den Fachkräften, den Hilfen für Menschen mit Demenz-
erkrankungen, der Unterstützung für pflegende Familien 
und auch mit Fragen der Finanzierbarkeit und Wirt-
schaftlichkeit beschäftigt und gemeinsam mit unseren 
Partnern und Partnerinnen eine Fülle von Initiativen 
entwickelt und wichtige Fortschritte erzielt. In Zukunft 
wollen wir uns über diese Aktivitäten hinaus vor allem 
auf zwei zentrale Aufgaben konzentrieren.  
 
Wir wollen die häusliche Pflege noch stärker als bisher 
unterstützen, und wir wollen den Arbeitsmarkt Pflege in 
unserem Land aktiv voranbringen:  
 
Um die häusliche Pflege zu stärken, werden wir die 
Pflegestrukturen so weiterentwickeln, dass die Men-
schen, die zu Hause gepflegt werden wollen, dies auch 
können. Weil sich die Pflege künftig als Hilfe-Mix aus 
familiärer, ehrenamtlicher und professioneller Hilfe dar-
stellen wird, unterstützen wir den Aufbau von Pflege-
Netzwerken auf kommunaler Ebene.  
 
Wir werden die Chancen, die der Arbeitsmarkt Pflege für 
die Menschen in unserem Land eröffnet, nutzen. Wer 
sich für einen Pflegeberuf entscheiden will, soll flexible 
Ausbildungsmöglichkeiten und vielfältige Berufsfelder 
vorfinden und sich auf stabile berufliche Rahmenbedin-
gungen verlassen können. Die Pflege ist ein Arbeits-
markt der Zukunft. Wir wollen auch dafür sorgen, dass 
die professionelle oder ehrenamtliche Arbeit in der Pfle-
ge die ihr zustehende hohe Wertschätzung erfährt.  
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Meine sehr verehrten Herren und Damen Abgeordnete, 
lassen Sie mich im Folgenden vor allem auf diese bei-
den politischen Schwerpunkte eingehen. Für die Pflege 
insbesondere alter Menschen haben die Familien in 
unserem Land nach wie vor eine zentrale Bedeutung. So 
werden in Rheinland-Pfalz über 70 % der pflegebedürfti-
gen Menschen in ihren Familien betreut. Aber auch bei 
der außerhäuslichen Pflege sind Familien in vielfältiger 
Weise für das Wohlergehen der Pflegebedürftigen en-
gagiert.  
 
In Zukunft aber werden sowohl der demografische Wan-
del, also das Älterwerden unserer Gesellschaft, als auch 
der soziale Wandel, das heißt, die veränderten Famili-
enstrukturen, die häusliche Pflege vor neue Herausfor-
derungen stellen. Angesichts dieser Entwicklung kann 
die Sicherung der Pflege nur dann gelingen, wenn wir 
die häusliche Pflege künftig noch stärker als bisher un-
terstützen und auch bürgerschaftlich Engagierte für die 
Versorgung und Betreuung gewinnen. Solidarität bleibt 
nicht nur unverzichtbar, sie wird in der Pflege an Bedeu-
tung gewinnen. 
 
Der Wandel der Altersstruktur unserer Gesellschaft 
beschert uns aber nicht nur neue Aufgaben, sondern 
bietet uns gleichzeitig auch neue Möglichkeiten, diese 
Aufgaben zu meistern. So ist mit dem Älterwerden der 
Gesellschaft für jede und jeden Einzelnen von uns – mit 
etwas Glück bezogen auf unsere Gesundheit – ein Ge-
winn an Lebenszeit verbunden. Aber was machen wir 
mit den gewonnenen Jahren? Wir könnten und vielleicht 
müssen wir sie auch zum Wohl der Gesellschaft nutzen. 
Studien belegen, dass insbesondere die so genannten 
„jungen Alten“ motiviert sind, sich bürgerschaftlich zu 
engagieren. Dieses Engagement gilt es aufzugreifen und 
zu unterstützen, damit unsere Gesellschaft auch in der 
Pflege von den vielfältigen Erfahrungen und Kompeten-
zen der Älteren profitieren kann. 
 
Weil die meisten der etwa 95.000 pflegebedürftigen 
Menschen ambulant, das heißt, zu Hause versorgt wer-
den wollen, ist unsere Politik in der Pflege dem Grund-
satz „ambulant vor stationär“ verpflichtet. Auch die im 
Landespflegeausschuss vertretenen Gruppen – das sind 
im Übrigen alle Akteure des Pflegemarktes – haben sich 
auf diesen Grundsatz verständigt. Sie haben im Januar 
2003 zehn Leitsätze verabschiedet, in denen ihr ge-
meinsames Verständnis von Qualität in der Pflege zum 
Ausdruck gebracht wird. Mit den Leitsätzen „Wir streben 
eine wohnortnahe Versorgung an“ und „Wir setzen uns 
für die Vernetzung aller an der Pflege Beteiligten ein“ ist 
von allen im Landespflegeausschuss vertretenen Grup-
pen dargestellt worden, wie der Grundsatz „ambulant vor 
stationär“ in unserem Land umgesetzt werden soll. 
 
Mit dem Begriff einer wohnortnahen Versorgung wird 
eine sozialräumliche Pflegestruktur beschrieben, die von 
den Ressourcen des pflegebedürftigen Menschen aus-
geht, in einem zweiten Schritt die Kompetenzen und 
Leistungsfähigkeit seiner Angehörigen, Freunde und 
Freundinnen, Nachbarn und Nachbarinnen sowie bür-
gerschaftlich engagierter Menschen einbezieht und dann 
ergänzend die professionell notwendige Hilfe bestimmt. 
Bei alle dem ist nicht nur eine Betreuung das Ziel, viel-
mehr ist und bleibt gesellschaftliche Teilhabe das Leit-
bild. 

Das vom Landtag verabschiedete Landesgesetz zur 
Sicherstellung und Weiterentwicklung der pflegerischen 
Angebotsstruktur, das zum 1. Januar 2006 in Kraft tritt, 
greift diese Zielsetzungen auf. Durch flächendeckende 
Beratungsstrukturen, ergänzende niedrigschwellige 
Angebote und die Einbeziehung des bürgerschaftlichen 
Engagements werden wir die häusliche Pflege aufgrund 
dieses Landesgesetzes noch besser unterstützen kön-
nen; denn wir alle wissen, neben guten medizinischen 
und pflegerischen Leistungen sind Kontakte und emotio-
nale Bindungen zwischen den Generationen und im 
sozialen Umfeld der Pflegebedürftigen entscheidende 
Faktoren für deren Wohlbefinden und Lebensqualität. 
 
 
Unabdingbar für eine gut funktionierende Pflege ist die 
Kooperation aller Beteiligten, seien es ambulante Diens-
te oder stationäre Pflegeeinrichtungen, Ärzte und Ärztin-
nen, Krankenhäuser, Pflegekassen, Familienangehörige 
oder bürgerschaftlich Engagierte. Mit dem Landesgesetz 
geben wir den Kommunen das richtige Instrument an die 
Hand, um koordinierend wirken zu können; denn nur auf 
örtlicher Ebene lässt sich der Anspruch auf eine regional 
gegliederte, ortsnahe und aufeinander abgestimmte 
Pflegestruktur konkretisieren und umsetzen. 
 
Die 36 kommunalen Gebietskörperschaften haben nun-
mehr die Aufgabe, eine Pflegestrukturplanung vorzu-
nehmen, die sich auf die Sammlung und Auswertung 
relevanter Strukturdaten, das Angebot bedarfsgerechter 
komplementärer Hilfen im Vor- und Umfeld der Pflege, 
die Einbeziehung des bürgerschaftlichen Engagements 
und die Entwicklung neuer Formen pflegerischer Ange-
bote erstrecken muss. Wir werden die Kommunen bei 
dieser Aufgabe selbstverständlich unterstützen. 
 
 
Mit regionalen Pflegekonferenzen, die zum 
1. Januar 2006 ihre Arbeit aufnehmen sollen, werden wir 
örtliche Pflegenetzwerke initiieren und stärken. Damit 
sollen Schnittstellenprobleme zwischen den Versor-
gungsstrukturen und den Beteiligten beseitigt und alle an 
der Pflege beteiligten Berufsgruppen sowie die Betroffe-
nen und ihre Vertretungen eingebunden werden. Insbe-
sondere die Kooperation der Institutionen und Berufs-
gruppen soll durch eine engere Zusammenarbeit im 
Rahmen der regionalen Pflegekonferenzen verbessert 
werden.  
 
Beratungsstrukturen in der Pflege und in Fragen rund 
um das Alter gewinnen künftig noch mehr an Bedeutung. 
Mit 135 Beratungs- und Koordinierungsstellen halten wir 
in Rheinland-Pfalz ein Angebot vor, um das uns andere 
Bundesländer beneiden. 
 
Im Beziehungsgefüge Pflege nehmen die Beratungs- 
und Koordinierungsstellen eine zentrale Rolle ein, weil 
sie die Schnittstelle zur familiären Pflege und allen sie 
unterstützenden und ersetzenden Pflegeleistungen 
bilden. Zu ihren Aufgaben gehören neben der qualifizier-
ten Beratung und Unterstützung die Vermittlung und 
Koordinierung pflegerischer und komplementärer Ange-
bote. Zukünftig werden sie sich darüber hinaus verstärkt 
auf die Gewinnung, Unterstützung und Einbeziehung 
bürgerschaftlich engagierter Menschen in das Arbeits-
feld Pflege konzentrieren.  
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Es ist unser Ziel, die Bereitschaft zum Engagement der 
so genannten „jungen Alten“ gezielt zu fördern, quasi 60 
plus für 80 plus. Hier sind die formellen und informellen 
Hilfen zusammenzuführen, gezielte Qualifizierungs-, 
Fort- und Weiterbildungsmöglichkeiten für professionell 
und ehrenamtlich Pflegende anzubieten und die beste-
henden Strukturen des ehrenamtlichen und freiwilligen 
Engagements in Rheinland-Pfalz, beispielsweise die 
Freiwilligenzentren und Ehrenamtsbörsen oder Ehren-
amtsagenturen, einzubinden. 
 
Außerdem werden wir im Jahr 2006 gezielte Fortbil-
dungsveranstaltungen für Fachkräfte der Familienarbeit 
anbieten, die pflegende Angehörige bei ihrer Arbeit 
motivierend begleiten und ihnen den Weg zu unterstüt-
zenden Anlaufstellen und Angeboten weisen. Von gro-
ßem Interesse war für mich in diesem Zusammenhang 
im Übrigen eine Erkenntnis, die Herr Professor Dörner 
auf dem Pflegekongress erläuterte: Die Wahrnehmung 
von Verantwortung für andere Menschen diene auch der 
eigenen psychischen Gesundheit. Auch insofern war 
und ist es richtig, die Pflegeversicherung als so genann-
te Teilkaskoversicherung zu gestalten; denn wir dürfen 
die Pflege nicht ausschließlich in die Hand Dritter legen. 
Jede und jeder Einzelne von uns muss in der Pflege 
auch ein Stück gesellschaftlicher Verantwortung tragen. 
 

(Beifall der SPD und der FDP) 
 

Wie Herr Professor Dörner gesagt hat, statt einer perso-
nellen „Entpflichtung“ gehe es hier darum, eine „Ver-
pflichtung“ für andere wahrzunehmen. 
 
 
Meine sehr verehrten Herren und Damen Abgeordnete, 
das Landesgesetz zur Sicherstellung und Weiterentwick-
lung der pflegerischen Angebotsstruktur hat viele einzel-
ne Elemente meiner Initiative „Menschen pflegen“ auf-
genommen. Nun ist es an uns, dem Land, aber auch an 
den Kommunen, es umzusetzen, um damit die ambulan-
te Pflege und das häusliche Umfeld verstärkt zu unter-
stützen.  
 
Die Expertinnen und Experten, die wir auf dem Pflege-
kongress als Gäste empfangen durften, haben uns wis-
sen lassen, dass mit dem Gesetz die richtigen Instru-
mente für eine sozialräumliche Pflegestruktur entwickelt 
wurden.  
 
Zur Stärkung der häuslichen Pflege gehört vor allem 
auch die verstärkte Unterstützung von Familien, die 
Angehörige mit einer Demenzerkrankung pflegen, meine 
sehr verehrten Herren und Damen Abgeordnete. In 
Rheinland-Pfalz sind dies etwa 70.000 Menschen, von 
denen 60 % zu Hause versorgt werden. Für die Angehö-
rigen geht dies oftmals mit einer vollständigen Umorga-
nisation des bisherigen Lebensalltags einher. Mit viel 
Geduld und Kraft müssen sie sich auf einen wechselhaf-
ten Tagesablauf voller Unwägbarkeiten einstellen. 
 
 
Im Rahmen unserer Initiative "Menschen pflegen" haben 
wir bereits vielfältige Anstrengungen unternommen, um 
den Leitsatz des Landespflegeausschusses „Wir 
verbessern die Situation von Menschen mit Demenzer-
krankung“ mit Leben zu erfüllen.  

Zunächst hat das Ministerium für Arbeit, Soziales, Fami-
lie und Gesundheit im Jahr 2004 gemeinsam mit der 
Landeszentrale für Gesundheitsförderung und vielen 
weiteren Kooperationspartnern eine Demenz-Kampagne 
durchgeführt, die das Ziel verfolgte, die Öffentlichkeit 
über die Krankheit und ihre Verlaufsformen aufzuklären, 
aber auch Hilfeangebote und Fortbildungsmöglichkeiten 
aufzuzeigen; denn nur in einer Atmosphäre der gesell-
schaftlichen Offenheit für das Krankheitsbild Demenz, 
das heißt, nur wenn frei und offen über die Befindlichkei-
ten und Bedürfnisse demenzkranker Menschen gespro-
chen werden kann, wird sich die Lebensqualität der 
erkrankten Menschen, aber auch ihrer pflegenden An-
gehörigen spürbar verbessern lassen. 
 
Dazu gehört auch die Früherkennung und qualifizierte 
ärztliche Betreuung von Menschen mit Demenz. Die 
Qualifizierung der Ärzteschaft wurde in den vergange-
nen Jahren auf unsere Initiative hin von der Landesärz-
tekammer vorangebracht, sodass wir heute davon aus-
gehen können, dass mehr Hausärztinnen und Hausärzte 
Demenz frühzeitig und kompetent diagnostizieren kön-
nen. Auch wenn Demenz nach wie vor nicht heilbar ist, 
so ist doch der Verlauf der Erkrankung herauszuzögern, 
und die Folgen sind therapeutisch, zumindest für eine 
begrenzte Zeitdauer, abzumildern. 
 
Um die oft schwierige Kommunikation von Angehörigen, 
Fachkräften oder ehrenamtlichen Helferinnen und Hel-
fern mit dementen Menschen zu verbessern, fördern wir 
seit 2003 eine Telefon-Hotline beim Validationszentrum 
in Bad Dürkheim. Alle Rat Suchenden werden auf diese 
Weise schnell und unbürokratisch mit qualifizierten In-
formationen und notwendigen Tipps versorgt. Die Vali-
dation ist eine Technik im Umgang mit verwirrten und 
psychisch veränderten alten Menschen, die auf Wert-
schätzung und Akzeptanz aufbaut und die Kommunika-
tion zwischen der oder dem Kranken und der Pflegeper-
son entscheidend verbessert und erleichtert. 
 
Insbesondere für Menschen mit einer fortgeschrittenen 
Demenz müssen neben den ambulanten Strukturen 
auch die stationären Angebote verbessert werden. De-
menz ist nämlich der häufigste Grund für den Umzug in 
eine stationäre Pflegeeinrichtung.  
 
Damit sich die Pflegeheime in Zukunft stärker als bisher 
auf die Versorgung und Betreuung psychisch veränder-
ter Bewohnerinnen und Bewohner einstellen, haben wir 
in den vergangenen zwei Jahren gemeinsam mit dem 
Medizinischen Dienst der Krankenversicherungen ein 
Projekt zur Optimierung der Versorgung von Menschen 
mit Demenz in stationären Pflegeeinrichtungen durchge-
führt. Das Ergebnis ist positiv: Wenn Einrichtungen bau-
lich und personell ihre Konzepte und die Praxis auf die 
besonderen Bedürfnisse der Demenzkranken einstellen, 
wenn die milieutherapeutische Gestaltung und die Quali-
fizierungsmaßnahmen angepasst werden, dann hat dies 
spürbar positive Auswirkungen auf die Bewohnerschaft, 
aber auch auf die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen. Der-
zeit befindet sich das Projekt in seiner Schlussphase. 
 
 
Auf unseren bisherigen Aktivitäten und Erfahrungen 
aufbauend, die ich hier nur beispielhaft genannt habe, 
planen wir für die Zukunft natürlich weitere Schritte, um 
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die Situation von an Demenz erkrankten Menschen und 
ihren Angehörigen weiter zu verbessern. 
 
So soll die Diagnostik und Früherkennung weiter ausge-
baut werden. Wir werden die im Land bereits bestehen-
den Gedächtnisambulanzen bekannter machen und 
dafür Sorge tragen, dass das Angebot in der Fläche 
Ausweitung findet.  
 
Mit 365.000 Euro fördern derzeit das Land, die Kommu-
nen und die Pflegekassen 82 niedrigschwellige Betreu-
ungsangebote, um ergänzende Ressourcen der sozialen 
Betreuung zu gewinnen und um damit einen zukunfts-
weisenden und nachhaltigen Pflegemix aus familiären, 
bürgerschaftlich engagierten und hauptamtlichen Ver-
sorgungsstrukturen zu schaffen. Der flächendeckende 
Ausbau schreitet zügig voran. 
 
Darüber hinaus werden wir noch in diesem Jahr in sie-
ben Regionen in Rheinland-Pfalz Modellvorhaben zur 
Weiterentwicklung der Versorgungsstrukturen auch im 
Sinne einer stärkeren Vernetzung von Altenhilfe, Pflege 
und Gesundheitswesen sowie zur Erprobung neuer 
Strukturen und Konzepte beginnen. Wir erwarten davon 
wertvolle Erkenntnisse, die wir dann allen zur Optimie-
rung ihrer Strukturen und Versorgungsangebote zur 
Verfügung stellen werden. 
 
Neu ist auch, dass auf meine Initiative hin in allen Kom-
munen des Landes – also flächendeckend – Schulungen 
für Angehörige von Demenzkranken durchgeführt wer-
den, die für die Teilnehmenden von den Pflegekassen 
finanziert werden. Die Betreuung der Demenzkranken 
wird während der Schulungszeit selbstverständlich si-
chergestellt. In der stationären Pflege werden wir die 
Evaluation und Dokumentation der Ergebnisse des Pro-
jektes zur Optimierung der Versorgung von Menschen 
mit Demenz landesweit nutzbar machen. Natürlich wird 
die Demenzkampagne auch in diesem Jahr und im 
nächsten Jahr weitergeführt. 
 
Neben der Versorgung in der Familie und dem Leben in 
einem Pflegeheim kann das Wohnen in einer ambulant 
betreuten Wohngemeinschaft für viele, auch für an De-
menz erkrankte Menschen, eine wünschenswerte Alter-
native sein, zum Beispiel dort, wo Familienstrukturen 
sich ändern oder auflösen. Bisher existieren in Rhein-
land-Pfalz nur sehr wenige dieser Angebote.  
 
 
Meine Kollegen im Kabinett, Herr Finanzminister Mittler 
und Herr Innenminister Bruch, und ich haben es zu 
unserer gemeinsamen Aufgabe gemacht, innovative 
Wohnmodelle im Quartier beziehungsweise im Wohn-
umfeld zu fördern. Wir wollen Strukturen schaffen, die es 
interessierten Bürgerinnen und Bürgern und Trägern 
geeigneter Wohnimmobilien ermöglichen, das notwendi-
ge Know-how abzurufen. Unabdingbar ist, dass Kom-
munen, die Wohnungswirtschaft und Träger sich dieser 
Aufgabe ebenfalls annehmen. 
 
Gestern hat der erste gemeinsame große Kongress zu 
diesem Thema stattgefunden. Er war gut besucht, und 
wir sind hoffnungsvoll, dass wir mit diesem gemeinsa-
men Konzept tatsächlich auch große Schritte voran-
schreiten werden. 

Die bisherige Bundesregierung hat im Juli dieses Jahres 
eine Änderung des Heimgesetzes angekündigt, um 
bestehende Hürden zur Ermöglichung neuer Konzepte 
abzubauen. Wir haben die Pläne mit entwickelt und 
setzen uns für ihre Umsetzung ein. Darüber hinaus 
werden wir uns in Rheinland-Pfalz mit den Leistungs- 
und Kostenträgern auf gemeinsame Qualitätsgrundsätze 
beim Thema „Wohnen“ verständigen. 
 
Die Bedürfnisse der Menschen mit Demenz müssen 
auch bei der anstehenden Reform der sozialen Pflege-
versicherung stärker berücksichtigt, das heißt, die Leis-
tungen der Pflegeversicherung für diesen Personenkreis 
ausgebaut werden. Weiterhin spreche ich mich dafür 
aus, dass in einem nächsten Schritt der Begriff der Pfle-
gebedürftigkeit geändert wird, damit auch der tatsächli-
che Beaufsichtigungs- und Betreuungsbedarf dieses 
Personenkreises angemessen berücksichtigt werden 
kann.  
 
Meine sehr verehrten Herren und Damen Abgeordnete, 
eine qualitativ hochwertige Pflege setzt gut ausgebildete 
und motivierte Pflegekräfte voraus. Darauf hat unsere 
Initiative „Menschen pflegen“ von Anfang an gesetzt.  
 
Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes waren im 
Jahr 2003 bundesweit 1.226.000 Fachkräfte in der Pfle-
ge beschäftigt, in Rheinland-Pfalz lag die Zahl bei über 
62.000.  
 
Experten und Expertinnen sind sich darin einig, dass wir 
es in der Pflege mit einem boomenden Markt zu tun 
haben, der Arbeitsplätze schafft und wirtschaftliche 
Perspektiven bietet, auch wenn wir derzeit in der statio-
nären Krankenpflege aufgrund der Einführung der DRGs 
eine vorübergehende Einstellungsstagnation feststellen. 
Nach aktuellen Angaben des Bundesministeriums für 
Gesundheit und Soziale Sicherung sind allein durch die 
Einführung der Pflegeversicherung rund 250.000 Ar-
beitsplätze im Pflegebereich geschaffen worden.  
 

(Vizepräsident Itzek übernimmt  
den Vorsitz) 

 
Der demografische und soziale Wandel wird die Nach-
frage nach professionellen Hilfs- und Pflegeangeboten 
sowie nach geronto-medizinischen Leistungen weiter 
steigern. Pflegekräfte werden verstärkt Beratungsaufga-
ben übernehmen. Dazu zähle ich auch die Prävention, 
ein Gebiet, das zurzeit noch wenig Beachtung findet. 
 
Lassen Sie mich also festhalten: Die Pflege ist ein Ar-
beitsmarkt der Zukunft. 
 
Die Landesregierung hat frühzeitig die Zeichen der Zeit 
erkannt und Ende 2002 in enger Zusammenarbeit mit 
der Landespflegekonferenz eine Bildungs- und Fachkräf-
teinitiative gestartet. Dabei haben wir uns an den Leit-
sätzen des Landespflegeausschusses „Wir setzen uns 
für eine Verbesserung der Aus-, Fort- und Weiterbildung 
ein“ und „Wir schaffen gute Arbeitsbedingungen für die 
berufstätig Pflegenden“ orientiert. 
 
Die Ausbildung in den Pflegeberufen haben wir in den 
vergangenen zwei Jahren gemeinsam mit dem Bil-
dungsministerium von Grund auf reformiert und auf den 
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aktuellen Stand der berufspädagogischen Erkenntnisse 
gebracht. Die nach neuem Recht und nach den neuen 
Rahmenlehrplänen ausgebildeten Schüler und Schüle-
rinnen in den Pflegeberufen werden nun gut vorbereitet 
sein, um den Herausforderungen einer schwieriger ge-
wordenen beruflichen Praxis gerecht werden zu können. 
 
 
Im Rahmen unserer Initiative erproben die Pflegerischen 
Schulen des Diakonissenkrankenhauses in Speyer seit 
dem Schuljahr 2004/05 die gemeinsame Weiterentwick-
lung der Altenpflegeausbildung, der Gesundheits- und 
Krankenpflegeausbildung und der Gesundheits- und 
Kinderkrankenpflegeausbildung. Damit gehört das Dia-
konissenkrankenhaus zu den bundesweit acht Projekt-
teilnehmern des Modellvorhabens „Pflegeausbildung in 
Bewegung“ des Bundesministeriums für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend. 
 
 
Die Ziele des Modellvorhabens sind: 
 
– Ein Kompetenzgewinn der Auszubildenden durch 

Erweiterung der Ausbildungsinhalte, 
 
– die Anpassung der bundesdeutschen Pflegeausbil-

dung an internationale Standards, 
 
– eine curriculare und pädagogisch-didaktische Neu-

gestaltung der Ausbildung und eine Anpassung der 
Ausbildungsgänge an die Handlungsfelder der be-
ruflichen Zukunft sowie 

 
– eine höhere Flexibilität bei der Arbeitsplatzwahl 

nach der Ausbildung. 
 
Zusätzlich wird eine Weiterbildung zur „Praxisanleitung 
in der Alten-, Kranken- und Kinderkrankenpflege“ in der 
Kreuznacher Diakonie durchgeführt. 
 
Seit September 2005 fördert die Landesregierung über 
einen Zeitraum von viereinhalb Jahren das Modellprojekt 
„Ausbildungsvorbereitung von Jugendlichen mit Migrati-
onshintergrund auf eine qualifizierte Berufsausbildung in 
der Pflege“ am Klinikum der Stadt Ludwigshafen. Es 
setzt an der Schnittstelle Schule und berufliche Bildung 
an. Zielgruppen sind schulpflichtige Jugendliche mit 
Migrationshintergrund, die ein Abschlusszeugnis der 
Hauptschule haben.  
 
Damit uns auch in der Zukunft eine ausreichende Anzahl 
von Pflegefachkräften zur Verfügung steht, müssen wir 
heute für eine qualifizierte Ausbildung der nachkom-
menden Generationen sorgen. Die Finanzierung der 
Ausbildungsvergütung in der Altenpflege haben wir 
deshalb gemeinsam mit dem Parlament neu geregelt. 
Durch eine Umlage beteiligen sich nunmehr auch dieje-
nigen an der Ausbildung des Nachwuchses, die selbst 
nicht ausbilden. 
 
Um die Arbeitsbedingungen der in der Pflege beschäftig-
ten Menschen zu verbessern, haben wir uns von Okto-
ber 2002 bis Sommer 2005 am Praxisprojekt „Gesunde 
Beschäftigte und gute Servicequalität in der ambulanten 
Pflege“ beteiligt, einem Modellvorhaben des Bundesmi-
nisteriums für Bildung und Forschung.  

Das Projekt untersuchte die Arbeitssituation in der am-
bulanten Pflege und forschte nach Wegen zur Gesund-
heitsförderung und zur besseren Arbeitsgestaltung von 
Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen. Zu den Ergebnissen 
des Projekts gehört die Forderung nach einer systemati-
schen Verbesserung der Schnittstellen zu anderen Ein-
richtungen und Institutionen, die am Pflegeprozess be-
teiligt sind, nach einer Intensivierung der Zusammenar-
beit mit den niedergelassenen Ärzten und Ärztinnen und 
nach einer Optimierung der internen Arbeitsabläufe. Die 
Studie ist von besonderer Bedeutung, weil die Verweil-
dauer der Pflegefachkräfte in der Pflege relativ kurz ist.  
 
Meine sehr verehrten Herren und Damen, die Bilanz 
unserer Bildungs- und Fachkräfteoffensive zeigt, dass 
wir es gemeinsam mit unseren Partnerinnen und Part-
nern geschafft haben 
 
– die Fachkräftesituation in qualitativer und quantitati-

ver Hinsicht nachhaltig zu sichern und zu verbes-
sern und 

 
– die Pflegekräfte auf künftige Anforderungen vorzu-

bereiten, die insbesondere aus der veränderten Al-
ters- und Bedürfnisstruktur sowie aus der stärkeren 
Konzentration auf Präventiv- und Beratungsaufga-
ben resultieren. 

 
Wir werden auch in Zukunft dafür Sorge tragen, dass es 
in Rheinland-Pfalz eine ausreichende Zahl qualifizierter 
Fachkräfte gibt.  
 
Meine sehr geehrten Herren und Damen Abgeordnete, 
um die Chancen, die uns der Pflegemarkt Rheinland-
Pfalz eröffnet, zu nutzen, haben wir vor, auch in Zukunft 
wichtige Impulse für mehr Beschäftigung, für bessere 
Arbeits- und Ausbildungsbedingungen in der Pflege zu 
geben.  
 
Um den Pflegearbeitsmarkt fördern und gestalten zu 
können, muss er zunächst transparent sein. Deshalb 
entwickeln wir zurzeit das Branchenmonitoring Pflege 
Rheinland-Pfalz, das erste inhaltliche Ergebnisse bis 
Ende des Jahres zur Verfügung stellen wird. Informatio-
nen zum Pflegearbeitsmarkt auf regionaler Basis sollen 
zeitnah zugänglich gemacht werden. So kann sehr 
schnell bewertet werden, ob, in welchen Regionen, in 
welchen Berufen und in welchen Sektoren ein Pflege-
kräftebedarf oder -überhang zu verzeichnen ist und 
welche Maßnahmen zur Steuerung notwendig sind. 
 
Das Sozialministerium wird zusammen mit dem Bil-
dungsministerium die Umsetzung der umfassend novel-
lierten Ausbildung begleiten und evaluieren, damit bei 
Bedarf zeitnah notwendige Änderungen vorgenommen 
werden können. 
 
Mittelfristig wird es darum gehen, ob die Ausbildungen in 
der Altenpflege und in der Gesundheits- und Kranken-
pflege beziehungsweise der Gesundheits- und Kinder-
krankenpflege zu einer gemeinsamen Ausbildung zu-
sammengefasst werden. Ich halte dies für einen überle-
genswerten Weg. Wichtige Erkenntnisse, die uns die 
Entscheidung für oder gegen eine gemeinsame Ausbil-
dung erleichtern, werden wir durch die bereits erwähnten 
Modellversuche erhalten. 
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Wir müssen den bereits eingeschlagenen Weg zur teil-
weisen Akademisierung der Pflegeausbildung weiter 
gehen. Es geht dabei nicht darum, generell die Ausbil-
dung von der Ebene des Berufsbildungssystems auf das 
der Hochschule zu heben, sondern für Führungs- und 
Leitungsaufgaben in der Pflege eine akademische Quali-
fikation zu ermöglichen. 
 
Wegen des oft hohen Betreuungsbedarfs, insbesondere 
bei demenzkranken Menschen, fehlt es allein stehenden 
Pflegebedürftigen oder Familien in Rheinland-Pfalz trotz 
unseres vorbildlich ausgebauten Netzes an ambulanten 
Diensten nicht selten an einer preisgünstigen Hilfe, die 
sie auch längerfristig, wenn nötig auch über Nacht, ent-
lasten könnte. Viele Familien wählen daher den Weg, 
eine ausländische Arbeitskraft illegal zu beschäftigen.  
 
Um dieses Versorgungsproblem in der Pflege zu lösen, 
starten wir in Kürze, genau im November, in enger Ko-
operation mit den Kostenträgern, den Leistungserbrin-
gern, der Arbeitsverwaltung und den Berufsverbänden 
das Angebot einer finanzierbaren Assistenzkraft für 
allein stehende Pflegebedürftige und für Familien mit 
Pflegebedürftigen, die vor allem einfache Betreuungs-
leistungen und ergänzende Dienste übernehmen wird.  
 

(Beifall bei SPD und FDP) 
 

Um die Verknüpfung mit den professionellen Hilfen der 
Fachkräfte und damit die Sicherstellung der Versor-
gungsqualität zu gewährleisten, wird die Vermittlung 
dieser Hilfe über die ambulanten Dienste erfolgen. Die 
Betreuungskräfte können von den Pflegebedürftigen und 
ihren Angehörigen auch stundenweise angefordert wer-
den. Das Land fördert das Projekt im Rahmen seiner 
Arbeitsmarktinitiative „Neue Chancen – 6.000 plus für 
Jung und Alt“ mit 1 Million Euro. 
 

(Beifall bei SPD und FDP) 
 

Meine sehr verehrten Herren und Damen, ich weiß, dass 
sich die illegale Pflege zu einem großen Problem entwi-
ckelt hat und gehe deshalb konsequent gegen sie vor. 
Erstens ist es notwendig, bezahlbare Alternativen anzu-
bieten. Das werden wir tun. Ich habe sie eben genannt.  
 
 
Darüber hinaus haben wir die Zollbehörden gebeten, in 
Rheinland-Pfalz Schwerpunktaktionen gegen die Ver-
mittlung illegaler Pflegekräfte durchzuführen. Dies wird 
in naher Zukunft auch geschehen.  
 
Schließlich werden wir die Verbraucherinnen und 
Verbraucher gemeinsam mit den Leistungsanbietern 
verstärkt informieren und aufklären: Über alle legalen 
Pflegehilfen und auch darüber, dass illegale Pflege zu 
einer gefährdenden Pflege werden kann, dass damit 
nicht nur Sozialversicherungs- und Steuerbeiträge hin-
terzogen, sondern auch mafiöse Strukturen unterstützt 
und reguläre Arbeitsplätze gefährdet werden. 
 

(Beifall bei SPD und FDP) 
 

Meine sehr verehrten Herren und Damen Abgeordnete, 
um die Arbeitsbedingungen in der Pflege weiter zu 
verbessern, müssen wir da, wo dies möglich und not-

wendig ist, die Pflege von einer Überbürokratisierung 
entrümpeln. 
 
Nachdem wir gemeinsam mit unseren Partnern und 
Partnerinnen im Juli des letzten Jahres eine bundesweit 
beachtete Musterdokumentation für den stationären 
Pflegebereich vorgelegt haben, werden wir voraussicht-
lich noch in diesem Winter eine Musterdokumentation für 
den ambulanten Bereich erarbeitet haben. 
 
Wir erwarten, dass sich auch dort – gemessen am bis-
herigen Zeitaufwand – bis zu 25 % Dokumentationszeit 
einsparen lassen, ohne den Bedeutungsgehalt der Do-
kumentation zu schmälern und eine sinnhafte Planung 
und Gestaltung des Pflegeprozesses zu gefährden. 
 
Wie bereits dargestellt, gehört zu einer Entbürokratisie-
rung auch eine Reform des Heimrechts und der Heim-
mindestbauverordnung. Wir werden an entsprechenden 
Initiativen auf Bundesebene mitwirken und sie befördern. 
 
Die Arbeit in der Pflege wird sich in Zukunft weiter ver-
ändern. Auch die von uns unterstützten Pflegebudgets 
gehören in diesen Zusammenhang. Als eine von sieben 
bundesweiten Modellregionen nimmt das Land Rhein-
land-Pfalz mit dem Landkreis Neuwied an der Erprobung 
des Persönlichen Pflegebudgets teil.  
 
Außerdem erproben wir neuerdings – das ist einmalig in 
der Bundesrepublik Deutschland – in den Modellregio-
nen Landkreis Neuwied und Stadt Mainz ein „Integrier-
tes“ Budget.  
 
Wir erwarten, dass sich die neue Nachfrage auch auf 
den Angebotssektor der Pflege auswirken wird. Perso-
nengebundene Pflegebudgets können für ambulante 
und auch stationäre Pflegedienstleister Impulse geben, 
ihre Angebote weiter zu flexibilisieren, um zu einer be-
darfs- und bedürfnisgerechteren Versorgung beizutra-
gen. 
 
Schließlich kann die Inanspruchnahme des Persönlichen 
Budgets auch das ehrenamtliche Engagement von Fa-
milienangehörigen, Freunden und Nachbarn deutlich 
stärken und damit professionelle und ehrenamtliche 
Hilfen zu einem effizienten Pflegenetzwerk verbinden 
helfen. 
 
Die Pflege ist in der Tat also ein Arbeitsmarkt der Zu-
kunft. Mit der Assistenzkraft für den Pflegehaushalt, dem 
Persönlichen Pflegebudget, dem Integrierten Budget und 
dem Case Manager geben wir innovative Impulse für 
neue Beschäftigungsfelder und leisten somit auch einen 
arbeitsmarktpolitischen Beitrag. Durch die Entbürokrati-
sierung verbessern wir die Arbeitsbedingungen, und mit 
unseren Ausbildungsmaßnahmen sorgen wir dafür, dass 
es auch künftig eine ausreichende Anzahl qualifizierter 
Fachkräfte geben wird. 
 
Meine sehr geehrten Herren, meine sehr verehrten Da-
men, die Pflege ist, wie ich finde, eine der wichtigsten 
Aufgaben in unserer Gesellschaft. Wie eine Gesellschaft 
die Pflege organisiert, sagt viel über ihre Einstellung zum 
Alter, über ihre Fähigkeit zur Solidarität und auch über 
das Verhältnis der Generationen zueinander aus. Der 
Staat kann die Achtung vor dem Alter, Generationenso-
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lidarität oder Mitmenschlichkeit natürlich nicht verordnen, 
aber er kann Rahmenbedingungen schaffen, die sie 
ermöglichen. 
 
Mit unserem Bündnis "Menschen pflegen" schaffen wir 
solche Rahmenbedingungen, indem wir die Strukturen 
der Pflege auf die Herausforderungen der Zukunft ein-
stellen. Zum Wohl der Pflegebedürftigen und der Pfle-
genden ist es uns dabei gelungen, eine Vielzahl innova-
tiver Modelle zu entwickeln, die die häusliche Pflege 
stützen, neue Beschäftigungsfelder schaffen sowie Ar-
beitsbedingungen und Ausbildung in der Pflege verbes-
sern helfen.  
 
Die Beteiligten können stolz darauf sein, dass viele nach 
Rheinland-Pfalz schauen, und dafür möchte ich mich bei 
allen Beteiligten an dieser Stelle sehr, sehr herzlich 
bedanken. Ich bin der Meinung, Sie haben die Frage, 
was uns die Pflege hier in Rheinland-Pfalz wert ist, damit 
sehr eindrucksvoll beantwortet.  
 
Ich bin sehr dankbar für das große Bündnis, den Kon-
sens, den wir erreichen konnten, und vor allem für die 
Vielzahl der praktischen Erfolge.  
 
Ich freue mich, dass unsere Konzepte und Projekte dazu 
beitragen, das Niveau der Pflege zu sichern, Teilhabe 
und Selbstbestimmung für die älteren Menschen zu 
ermöglichen, und sie uns allen eine Chance geben, 
Generationensolidarität auch in Zukunft zu leben. 
 
In diesem Sinn bedanke ich mich auch sehr, sehr herz-
lich beim Parlament für seine Unterstützung. 
 
Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall der SPD und der FDP) 
 

 
Vizepräsident Itzek: 
 
Meine Damen und Herren, ich begrüße Gäste im rhein-
land-pfälzischen Landtag, und zwar Mitglieder des Man-
dolinen-Clubs Mendig und Bürgermeister der Verbands-
gemeinden Rhaunen und Herrstein. Seien Sie herzlich 
willkommen! 
 

(Beifall im Hause) 
 
 
Abg. Dr. Enders, CDU: 
 
Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Wir haben gerade die zweite Regierungserklärung 
zum Thema „Pflege“ gehört. Die erste wurde im Dezem-
ber 2002 abgegeben. Die Landesregierung dokumentiert 
damit meiner Meinung nach, dass bei diesem Thema ein 
Nachholbedarf besteht. 
 

(Unruhe bei der SPD) 
 

Auf Seite 8 der Broschüre des Ministeriums „Menschen 
pflegen“ heißt es: „Es besteht jedoch weiterer Hand-
lungsbedarf, auch wenn in Rheinland-Pfalz neben einer 
flächendeckenden und bedarfsgerechten Grundversor-
gung mit ambulanten Hilfen heute ein ausreichendes 

Angebot an stationärer Pflege bereitgestellt wird.“ Es ist 
in der Tat richtig, dass da Handlungsbedarf besteht; 
denn die eigentlichen Probleme liegen in der Zukunft. 
Deshalb begrüßt die CDU-Fraktion, dass die Landesre-
gierung ihren Aufgaben in diesem Bereich nachkommt; 
denn die Folgen für die Gesundheitsversorgung sind 
aufgrund der Demografie in Rheinland-Pfalz besonders 
offensichtlich. 
 
Ich darf in diesem Zusammenhang an unsere Initiative 
zum Thema „Demenz“ im Jahr 2000 erinnern. Das wur-
de damals zum Landtagsthema gemacht. Ich darf auch 
an einen damals abgelehnten Antrag der CDU-Fraktion 
zum Thema „Zukunft der Pflege“ und an zwei Große 
Anfragen zu den Themen „Personalsituation“ und „Aus-
bildung in der Altenpflege“ erinnern.  
 
Wir haben vor einem Jahr eine Große Anfrage zum 
Thema „Folgen für die Gesundheitsversorgung aufgrund 
der demografischen Entwicklung“ gestellt. Da war das 
Thema „Pflege“ auch mit einbezogen. In der Antwort auf 
die Frage 2 heißt es – ich darf zitieren –: „Die Bereiche 
der Pflege, Rehabilitation und Prävention werden in den 
kommenden Jahren an Bedeutung gewinnen und in 
Zukunft besser miteinander verzahnt werden müssen. 
Aufgrund der zu erwartenden Zunahme hochbetagter 
und multimorbider Menschen müssen Versorgungsstruk-
turen flexibel organisiert sein und nahtlos ineinander 
greifen. Dabei kommt ambulanten Angeboten eine 
wachsende Bedeutung zu.“ 
 
In der Tat werden in Rheinland-Pfalz 70 % aller Pflege-
bedürftigen zu Hause gepflegt. Der Bedarf an professio-
neller Pflege wird zunehmen, und er wird Ergänzung 
brauchen mit weiteren Angeboten im Sinn dieses Hilfe-
mixes, sei es ehrenamtlich oder durch Familienangehö-
rige. Die Unterstützung des familiären und ehrenamtli-
chen Pflegepotenzials ist sehr wichtig. 
 
 
Bereits jetzt ermöglicht die Pflegeversicherung die Wert-
schätzung des Beitrags pflegender Familienmitglieder; 
denn pflegende Angehörige sind eine wichtige Säule bei 
der Versorgung und Betreuung Pflegebedürftiger, und 
sie beweisen bei der Erbringung ihrer Aufgaben hohe 
Flexibilität und auch Belastbarkeit. 
 

(Beifall der CDU) 
 

All diejenigen, die das zu Hause erleben, können das 
sicherlich bestätigen. 
 
Trotzdem muss man feststellen, dass viele irgendwann 
vor einer Zerreißprobe stehen und an die Grenzen ihrer 
Belastungsfähigkeit kommen. 
 
Im Gesamtkontext Pflege sind drei Punkte von mir her-
auszustellen.  
 
Das Erste ist die Qualität. Da sind wir uns einig. Diese 
Qualität darf nicht dem Zufall überlassen werden. Quali-
tät ist aber auch – das sage ich als Arzt – optisch er-
kennbar. Wenn ich in ein Patienten- oder Pflegezimmer 
hineinkomme, sieht man oder riecht man auch unter 
Umständen, ob in diesem Fall gut oder nicht so gut 
gepflegt wird.  
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Das Problem für das Pflegepersonal ist aber, dass es 
ein hohes Maß an Arbeitsverdichtung hat und die Pfle-
gedokumentation überbürokratisiert ist, um irgendwel-
chen Überprüfungen des MDK gewachsen zu sein. Da 
besteht großer Handlungsbedarf. Es ist dringend emp-
fehlenswert, das Dokumentationsverhalten zu verbes-
sern. Frau Dreyer, da stimme ich Ihnen zu. Wir müssen 
dazu kommen, dass bessere Systeme zur Anwendung 
kommen, die das ermöglichen. 
 
Zusammenfassend kann man sagen, bei der Qualität 
und der Dokumentation müssen wir entbürokratisieren. 
Die Zeit, die die Mitarbeiter benötigen, um zu dokumen-
tieren, fehlt bei der Versorgung der Menschen. 
 
Ein zweiter wichtiger Punkt ist die bedarfsgerechte Zahl 
der Pflegekräfte. Das ist sowohl für die zu Pflegenden 
als auch für die Pfleger selbst wichtig.  
 
Da kann man feststellen, dass trotz des Arbeitsmarkts 
zwei Drittel aller Einrichtungen Probleme bei der Stel-
lenbesetzung haben. Bei ambulanten Diensten sind es 
74 %. Im stationären Altenpflegebereich sind es 70 %. 
Die größten Besetzungsprobleme gibt es offensichtlich 
bei Altenpflegerinnen und Altenpflegern. 
 
Ambulant vor stationär funktioniert nur dann richtig, 
wenn dieses Besetzungsproblem behoben werden kann. 
 
Woran liegt das? Was sind die Ursachen und Gründe 
dafür? Da kann man vier Punkte aufzählen, nämlich 
 
– die gesellschaftliche Anerkennung ist zu gering,  
– die Arbeitsbelastung ist zu hoch, 
– die Bezahlung ist im Vergleich zu dem, was geleis-

tet werden muss, nicht angemessen, und 
– die Arbeit ist verdichtet. 
 
Hinzu kommt, dass es neben mangelndem Nachwuchs 
in der Tat auch bei den Ausgebildeten – das ist ein gro-
ßes Dilemma – eine geringe Verweildauer im Beruf gibt. 
 
Deswegen müssen die Arbeitsbedingungen verbessert 
werden. Werbekampagnen allein helfen nicht. Neben 
einer verstärkten Förderung der Pflegeausbildung ist es 
unerlässlich – das ist eine politische Aufgabe –, die 
gesellschaftliche Anerkennung der Pflegenden zu erhö-
hen und damit auch den Personalmangel zu beseitigen. 
Imagekampagnen können nur ein Baustein sein. 
 
Es ist insbesondere erforderlich, den Pflegeberuf sub-
stanziell attraktiv zu machen. 
 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU) 
 

Dazu gehören auch – das funktioniert in Amerika gut – 
sichtbare Karrierechancen, akzeptable Arbeitszeiten, 
eine leistungsgerechte Bezahlung und die Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf.  
 
Ein letzter Punkt, der mir wichtig ist – Herr Rüddel wird 
später zu anderen Dingen noch etwas sagen –, ist das 
Thema „Demenz“. Sie haben sehr viel dazu gesagt. Es 
ist gut, dass sich bei dieser häufigsten und folgenreichs-
ten psychiatrischen Erkrankung des alten Menschen in 
den letzten Jahren etwas getan hat. Es haben Aufklä-

rung und Informationen in allen Bereichen stattgefunden, 
wie zum Beispiel bei den Angehörigen, Therapeuten und 
Ärzten. Wir müssen sehen, dass sich in den nächsten 15 
Jahren die Zahl von 900.000 auf fast 1,5 Millionen in 
Deutschland erhöhen wird. Das bringt Herausforderun-
gen mit sich.  
 
Auch wenn der Bund zuständig ist, ist es nötig – ich 
denke, die Länder können Druck machen –, dass wir bei 
der Pflegeversicherung wie schon vor Jahren gefordert 
dahin kommen, dass die Besonderheiten der Pflege und 
der Versorgung Demenzkranker Berücksichtigung fin-
den. Das fehlt bisher und ist nicht gerecht.  
 
Zusammenfassend ist festzustellen, dass die Pflege eine 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe und nicht nur ein Ar-
beitsmarkt ist. Ich darf auf einen Bericht der Enquete-
Kommission „Situation und Zukunft der Pflege“ in Nord-
rhein-Westfalen hinweisen. Dieser Bericht geht weit über 
diese Regierungserklärung hinaus. Ich empfehle Ihnen, 
diesen Bericht zu lesen. Ich denke, das letzte Wort zu 
diesem Thema ist noch nicht gesprochen. 
 

(Beifall bei der CDU) 
 
 

Vizepräsident Itzek: 
 
Vielen Dank. 
 
Das Wort hat Herr Abgeordneter Dröscher. 
 
 
Abg. Dröscher, SPD: 
 
Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Unsere Zukunft ist eine Gesellschaft des langen 
Lebens. Das ist auch in Rheinland-Pfalz bereits Realität. 
Die niedrigen Geburtenraten, die anhalten, und die wei-
ter steigende Lebenserwartung sind dafür die Ursachen. 
Dieser Wandel der Altersstruktur bei einem zahlenmäßi-
gen Rückgang der Bevölkerung hat Folgen für alle Le-
bensbereiche, und zwar den Arbeitsmarkt, den Woh-
nungsmarkt und die Bildungs- und Sozialsysteme. Die 
erfolgreiche Gestaltung dieses Wandels wird immer 
mehr zum Maßstab einer solidarischen Gesellschaft. 
 
 
Diese demografische Entwicklung ist aufgrund ihrer 
Auswirkungen auf die sozialen Sicherungssysteme all-
gemein auch mit Befürchtungen verbunden. Dabei wer-
den die Chancen – Staatsministerin Frau Dreyer hat das 
bereits angedeutet – des Gewinns an Lebenszeit für die 
Gesellschaft und den Einzelnen sehr oft übersehen. Die 
Erfahrung und das Wissen der älteren Menschen sind 
unverzichtbar. Viele der Älteren sind bereit, ihre Kompe-
tenzen einzubringen und an der Gestaltung der Gesell-
schaft, aber auch der Politik mitzuwirken. 
 
Es ist eine gesellschaftliche Chance und Herausforde-
rung. Für uns Sozialdemokraten und unsere Landes- 
und Kommunalpolitik in Rheinland-Pfalz ist das solidari-
sche Zusammenleben der Generationen der Weg zur 
Bewältigung dieser Herausforderungen. Wir haben die-
sen Weg mit unserer Politik seit 1991 konsequent einge-
schlagen. 
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Herr Dr. Enders, insofern sehe ich den Nachholbedarf 
nicht, wie Sie ihn sehen. 
 

(Beifall bei SPD und FDP) 
 

Ich sehe die Regierungserklärung der Staatsministerin 
Malu Dreyer auch als eine Fortführung eines konse-
quenten Wegs als Kontinuität mit Perspektiven. 
 
 
Meine Damen und Herren, mit der Übernahme der Re-
gierungsverantwortung 1991 wurden in Rheinland-Pfalz 
auch die Leitstelle „Älter werden“ als fachlich kompeten-
te Verbindungsstelle zwischen der Landesregierung und 
den Seniorenorganisationen im Land sowie der Landes-
seniorenrat eingerichtet. Er koordiniert die Arbeit der 
wachsenden Anzahl von kommunalen Seniorenvertre-
tungen. Die Landesberatungsstelle „Barrierefrei bauen 
und wohnen“ hat gerade ihr 10-jähriges Jubiläum gefei-
ert. Das Erfahrungswissen der älteren Generation tragen 
Initiativen wie das Bundesprojekt „Seniorentrainerinnen 
und -trainer“, an dem wir beteiligt sind, weiter.  
 
Warum sage ich das, wenn es um die Pflege geht? Mit 
zunehmendem Lebensalter leben wir in einem Span-
nungsfeld zwischen Selbstständigkeit und Hilfebedürftig-
keit. Das, was wir vorher auch im Alter machen, ist dafür 
ganz wichtig. Etwa zwei Millionen Menschen in Deutsch-
land sind pflegebedürftig und damit in ganz unterschied-
lichem Umfang von der Unterstützung durch Familien, 
Freunde und gesellschaftlich organisierte Hilfen abhän-
gig.  
 
Mit der Einführung des Pflegeversicherungsgesetzes 
1995 für den ambulanten und 1996 für den stationären 
Bereich begann eine neue Zeitrechnung in der Pflege. In 
diesen zehn Jahren wurde vieles erreicht, aber viele 
Erwartungen und Hoffnungen noch nicht eingelöst. Eine 
Reform – das hat auch mein Vorredner gesagt – des 
Pflegeversicherungsgesetzes steht an, und zwar insbe-
sondere was den Pflegebegriff, die Frage der demenziell 
erkrankten Menschen, die Dynamisierung und auch die 
Finanzierung angeht. Wir Sozialdemokraten haben Vor-
stellungen, die heute nicht weiter ausgebreitet werden. 
Als Datenbasis kann uns heute das Pflegeversiche-
rungsgesetz zu diesem Thema wertvolle Hinweise ge-
ben; denn die Bundesregierung ist alle drei Jahre ver-
pflichtet, einen Bericht über die Entwicklung der Pflege-
versicherung vorzulegen. Ich will aus diesem Sonderbe-
richt „Lebenslagen der Pflegebedürftigen“ einige ganz 
wenige Fakten nennen. 
 
Etwa 1,9 Millionen Leistungsbezieher, davon über 80 % 
Senioren über 60 Jahre und die Hochbetagten, erhalten 
etwa 52 % aller Leistungen. Zwei Drittel der Leistungs-
empfänger werden nach wie vor ambulant und etwa ein 
Drittel in Heimen versorgt. Das Verhältnis ändert sich 
allerdings mit steigendem Alter. Ältere Pflegebedürftige, 
die in Privathaushalten leben, sind auf Hilfeleistungen 
besonders angewiesen. Diese kommen im Allgemeinen 
aus dem sozialen Umfeld. Das funktioniert in vielen 
Fällen sehr gut. Bei etwa einem Fünftel der Älteren, 
nämlich die allein leben und niemand in der Nähe ha-
ben, wird der zusätzliche Einsatz professioneller Pflege-
kräfte ganz besonders wichtig, wenn auch nach wie vor 
zu bemerken ist, dass der engere Familienkreis mit etwa 

drei Viertel der Hauptpflegepersonen die Hauptlast der 
regelmäßig zu erbringenden Hilfeleistungen trägt. 
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, der Hilfe- und 
Pflegebedarf bei Angehörigen bestimmt über einen 
langen Zeitraum das Leben der Pflegenden in den Fami-
lien. Im Durchschnitt muss – das ist mir auch nicht be-
kannt gewesen; ich habe das nachgelesen – etwa acht 
Jahre ab der ersten Hilfebedürftigkeit an gepflegt wer-
den. Das ist mit erheblichen Belastungen der Pflegeper-
sonen verbunden. Deshalb wird mittlerweile über das 
Thema „Gewalt in Pflegebeziehungen“ nachgedacht, 
und zwar insbesondere in Familien, die demenziell er-
krankte Angehörige pflegen. 
 
Ein weiterer Punkt, der ganz kurz angesprochen werden 
soll, ist, dass wir mittlerweile auch eine ganze Reihe von 
Migrantinnen und Migranten haben, nämlich etwa 
600.000 in der Bundesrepublik, die 60 Jahre und älter 
sind. Auch hier müssen wir uns auf entsprechende Pfle-
gesituationen einstellen. 
 
Aus dieser Situation gibt es eine ganze Reihe von Folge-
rungen, die heute unbestritten ist, und zwar Handlungs-
ansätze im Interesse der alten  Menschen und  Thesen 
– das fand ich ganz interessant –, die 1995 in einem 
Memorandum zur Altenhilfe sehr deutlich dargestellt 
wurden. Ich gebe den Text verkürzt wieder. Darin heißt 
es: „Das Altern in Deutschland wird bunt.“ – Damit ist die 
große Vielfalt der Lebenssituationen gemeint. Es heißt 
weiter: „Das Alter in der ergrauten Gesellschaft ist kein 
Sonderstatus mehr. Auch hohes Alter ist normal gewor-
den, wird überwiegend autonom gestaltet und gelebt. 
Wir müssen uns auf eine nachberufliche Lebensphase 
einstellen, die zeitlich länger ist, als es unsere Jugend 
war.“  
 
Zum Thema „Pflege“ heißt es, dass die Teilhabe und die 
Teilnahme am gesellschaftlichen Leben im Alter auch 
gestaltet und gesichert werden müssen und diese 
Selbstständigkeit der Lebensführung auch in Situationen 
wachsender Unterstützungsbedürftigkeit des Einzelnen 
durchgesetzt werden muss.  
 
Selbstbestimmung trotz Pflege – das ist ein selbstver-
ständliches Gestaltungsprinzip für die Fachleute. Diese 
Erkenntnisse und Leitlinien sind in den Anträgen, Ge-
setzentwürfen und Initiativen der SPD-Fraktion und der 
SPD-geführten Landesregierung der vergangenen Jahre 
als roter Faden zu finden. 
 
Herr Dr. Enders, die SPD-Fraktion hat mit den anderen 
Fraktionen an den Diskussionen in diesem Plenarsaal 
zum Streitfall Pflege mitgewirkt. Wir haben dazu eine 
Broschüre, die ausliegt. Wir haben uns mit der leistungs-
fähigen und bedarfsgerechten pflegerischen Versorgung 
in Rheinland-Pfalz 2003 beschäftigt. Herr Dr. Enders hat 
an den Antrag zum Thema „Demenz“ erinnert. Wir ha-
ben einen gemeinsamen Antrag dazu vorgelegt. Dann 
gab es die Große Anfrage der SPD-Fraktion im 
Jahr 2003 zum Thema „Pflegende Angehörige“. Es gab 
2004 eine Anfrage zum persönlichen Budget in der Pfle-
ge. Es gab 2005 vor allem auch eine enge Zusammen-
arbeit mit der Landesregierung beim Landesgesetz zur 
Sicherstellung und Weiterentwicklung der pflegerischen 
Angebotsstruktur. Frau Staatsministerin Dreyer hat vor-
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hin schon einige der wesentlichen Punkte genannt. Das 
war ein Einstieg in einen Bereich, der heute auch in der 
Regierungserklärung einen wesentlichen Teil einnahm. 
Ich komme nachher noch einmal zu der Frage des Eh-
renamts zurück. 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, pflegebedürfti-
ge alte Menschen und ihre Angehörigen finden in Rhein-
land-Pfalz eine differenzierte und gut ausgebaute pflege-
rische Angebotsstruktur. Mit der Qualitätsoffensive 
„Menschen pflegen“ hat Sozialministerin Malu Dreyer 
einen deutlichen Schwerpunkt gesetzt. Mehr Qualität in 
der Pflege, eine Bildungs- und Fachkräfteoffensive, 
bessere Hilfen für Menschen mit Demenzerkrankungen 
und mehr Mitgestaltung für pflegebedürftige Menschen 
und ihre Angehörigen sind Ziele, zu deren Verwirkli-
chung sich in dieser Initiative, in diesem Bündnis viele 
Partner aus dem Gesundheits- und Sozialwesen des 
Landes zusammengefunden haben.  
 
Schritte in die Praxis sind die Demenzkampagne, das 
Projekt „Schulung pflegender Angehöriger“, der Famili-
enratgeber usw. Das alles kann man durchaus als eine 
stolze Bilanz bezeichnen. Das sind nachhaltige Investiti-
onen in die Zukunftschance unserer Gesellschaft, einer 
Gesellschaft für alle Lebensalter, getragen auch von 
einer Kultur des bürgerlichen Engagements, für die wir in 
Rheinland-Pfalz schon gute Ansätze finden. 
 
Ich möchte noch auf eines besonders hinweisen, das wir 
als Zukunftsmodell und auch gleichzeitig als ergiebige 
Ideensammlung für das, was jetzt an Perspektiven auch 
von Frau Staatsministerin Dreyer in der Regierungser-
klärung genannt ist, das Bürgergutachten „Miteinander 
der Generationen in einer alternden Gesellschaft“, be-
schreiben können. Es sind 162 zufällig ausgewählte 
Bürgerinnen und Bürger stellvertretend für uns alle betei-
ligt gewesen und haben nach einer Bestandsaufnahme 
der Sorgen und Wünsche vielfältige Vorschläge und 
Empfehlungen für neue Formen des gesellschaftlichen 
Zusammenlebens und der Solidarität der Generationen 
aufgeschrieben. Es werden modellhaft entwickelt – das 
findet sich auch in dem wieder, was die Landesregierung 
jetzt umsetzen will –: generationsübergreifende Wohn-
formen, familienunterstützende von Nachbarschaftshilfe 
und vom Ehrenamt getragene soziale Netze. Diese 
Botschaft finden wir auch in der Regierungserklärung. 
 
Ich will noch auf zwei Kernbotschaften besonders einge-
hen. Wir werden uns einmal in Zukunft noch sehr stark 
auf die Stärkung der sozialen Netze einstellen werden, 
das, was mit Pflege-Mix bezeichnet ist, was auch Woh-
nen und Umfeld sehr stark angeht, was die Frage der 
demenziell Erkrankten, die von der Pflegeversicherung 
überwiegend nicht erfasst werden, angeht, was die Fra-
ge der illegalen Beschäftigung von zunächst Hauswirt-
schafts- aber dann doch als Pflegekräfte benutzten 
Menschen angeht. Das ist der eine Bereich.  
 
Der zweite Bereich betrifft die Professionalisierung. Das 
wird zusammen gesehen werden müssen. Wir werden 
das nur schaffen – das hat Frau Staatsministerin Dreyer 
deutlich beschrieben –, wenn es uns gelingt, diesen 
Pflege-Mix zwischen denen herzustellen, die professio-
nell pflegen, für die wir die Ausbildungsregelungen neu 
gemacht haben, für die wir dabei sind – dafür bin ich der 

Landesregierung besonders dankbar –, die Entbürokra-
tisierung, die Schaffung neuer Dokumentationsformen, 
die Zeit und Aufwand sparen, – – – Die Frage der Be-
schäftigung der illegalen Pflegekräfte habe ich schon 
angesprochen. Das Landesgesetz lässt den Einrichtun-
gen, den ambulanten Diensten, erhebliche Spielräume 
bei der Gestaltung dieser Pflegestruktur. 
 
Es gibt eine Reihe von Modellen, die als lokale Netzwer-
ke angestoßen worden sind: im Bereich der Angehöri-
genschulung, die in den Bereich des integrierten Bud-
gets gehen, die Assistenz von Pflege. – Die gemeinsa-
me Ausbildung wurde beschrieben –  eine ganz tolle 
Sache. 
 
Abschließend möchte ich noch darauf eingehen, was in 
dieser Woche als sehr erfreulicher Ansatz herüberkam, 
nämlich die gemeinsame Erklärung des Ministeriums für 
Arbeit, Soziales, Familie und Gesundheit, des Ministeri-
ums der Finanzen und des Ministeriums des Innern und 
für Sport zum Thema „Neue Wohnformen für das Alter“. 
Das ist eine zentrale Frage, die auch in der Regierungs-
erklärung eine große Rolle gespielt hat. Das wird für die 
Zukunft ein Schlüssel für die Gestaltung der Lebenssitu-
ation älterer Menschen sein. 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, Rheinland-
Pfalz ist in der Pflege auf einem guten Weg. Die Politik 
der Landesregierung zeigt auch in dieser Regierungser-
klärung Kontinuität und gleichzeitig innovative Entwick-
lungsperspektiven. Die SPD-Landtagsfraktion wird die-
sen Weg und diese Handlungskonzepte unterstützen 
und aktiv begleiten. 
 
Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 
 

(Beifall bei der SPD) 
 

 
Vizepräsident Itzek: 
 
Ich erteile Herrn Abgeordneten Marz das Wort. 
 
 
Abg. Marz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
 
Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen, meine 
Herren! Sehr geehrte Frau Ministerin, Sie haben Ihre 
Rede fast mit einem Hinweis auf die Notwendigkeit be-
gonnen, die Pflegeversicherungsgesetzgebung des 
Bundes zu verändern. Sie haben gesagt, die Landesre-
gierung würde sich in diesem Punkt positionieren, und 
sie würde sich aktiv an der Gestaltung beteiligen. Sie 
haben aber mit keinem Wort gesagt, wie Sie das ma-
chen wollen, mit welchen Inhalten Sie das machen wol-
len. 
 

(Rösch, SPD: Sie werden es  
uns jetzt sagen!) 

 
In dieser Hinsicht geht es mir nicht nur um Finanzie-
rungsfragen. Dazu komme ich nachher noch. Ich sage 
das deshalb am Anfang meiner Ausführungen, weil ich 
denke, dass es einen erheblichen Änderungsbedarf 
beim Umgang mit der Pflege und natürlich beim Umgang 
mit der Pflegeversicherung gibt. 



6740 Landtag Rheinland-Pfalz - 14. Wahlperiode - 101. Sitzung, 12. Oktober 2005 
 

  
 

Ich will Ihnen einmal etwas vorlesen. Es geht um Men-
schenwürde, meine sehr verehrten Damen und Herren. 
Wenn man auf Hilfe und Pflege angewiesen ist, dann ist 
das nicht nur deshalb unangenehm, weil man gehandi-
kapt in gewisser Weise ist, sondern es ist auch gerade 
deshalb unangenehm, weil die Würde in Gefahr ist. Das 
wissen wir alle. Es gibt bei der Berechnung, wie viel Zeit 
bei der Pflege zur Verfügung stehen darf, so genannte 
Zeitkorridore, nach denen die Pauschalen in der Pflege-
versicherung berechnet werden. Ich lese Ihnen einmal 
vor, damit Sie verstehen, dass es hier auch um Men-
schenwürde geht. Die Zeiten, die für eine Ganzkörper-
wäsche zur Verfügung stehen, betragen 20 bis 25 Minu-
ten, Teilwaschen, Hände und Gesicht, ein bis zwei Minu-
ten, Duschen 15 bis 20 Minuten, Kämmen ein bis drei 
Minuten, Zubereitung mundgerechter Ernährung zwei 
Minuten, Hauptmahlzeit 15 bis 20 Minuten.  
 
Ich könnte das auch um noch weit unangenehmere 
Beispiele ergänzen. Ich erspare Ihnen und mir das an 
dieser Stelle. In diesem Zusammenhang wird über Men-
schen gesprochen. Wenn ein Pflegedienst so vorgehen 
muss, es eilig haben muss, dann ist die Würde des  zu 
pflegenden Menschen in Gefahr. Deshalb sage ich das 
am Anfang. Ich sage Ihnen: Wenn es eine Änderung in 
der bundesgesetzlichen Regelung gibt, dann muss es 
auch hierbei Änderungen geben. Deshalb erwarte ich 
von der Ministerin, wenn sie schon eine Regierungser-
klärung abgibt, dass sie solche Rahmenbedingungen mit 
abdeckt. Das haben Sie versäumt. 
 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
und CDU – 

Zuruf des Abg. Mertes, SPD) 
 
– Herr Mertes, schreien nutzt an dieser Stelle nichts. 
Dann unerhalten Sie sich mit ihm und anders mit mir. 
 

(Zuruf der Abg. Frau Schmitt, SPD – 
Mertes,  SPD:  Dann  werden  die  Lohnneben- 
kosten  angeführt!  Außerdem,  das ist typisch  
Gutmenschart, die Sie anführen! Alle anderen, 
die wirtschaftlich damit umgehen müssen und  

die Beiträge einfordern, werden schlecht  
gemacht!) 

 
– Herr Kollege Mertes, wenn Sie anfangen – – – Wenn 
jemand das Wort „Menschenwürde“ in diesem Zusam-
menhang in den Mund nimmt, und Sie brüllen so unqua-
lifiziert dazwischen, dann disqualifiziert Sie das.  
 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
und der CDU – 

Mertes, SPD: Das geht nicht anders!  
Sie haben das Mikrofon! – 

Zuruf des Abg. Dr. Schmitz, FDP) 
 

– Dass Sie mit diesem unqualifizierten und unwürdigen 
Dazwischengebrülle ausgerechnet die Zustimmung von 
Herrn Dr. Schmitz bekommen, wundert mich an dieser 
Stelle nicht.  

(Beifall der Abg. Frau Grützmacher,  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 

Zuruf des Abg. Dr. Schmitz, FDP) 
 
– Herr Dr. Schmitz, Sie kommen gleich noch dran.  

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich fortfahren. 
 

(Mertes, SPD: Wir sind diejenigen,  
die die Menschenwürde verletzen! – 
Zuruf des Abg. Dr. Schmitz, FDP) 

 
Herr Präsident, ich erwarte langsam, dass Sie das Recht 
auf freie Rede schützen. Der Kollege Dr. Schmitz hat 
von Gesülze gesprochen.  
 
 
Vizepräsident Itzek: 
 
Das überlassen Sie bitte dem Präsidenten, wann er 
einschreitet. 
 
 
Abg. Marz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
 
– Herr Präsident, ich habe Sie nur darauf aufmerksam 
gemacht. Es geht schließlich von meiner Redezeit ab.  
 
 
Vizepräsident Itzek: 
 
Das steht aber nicht in der Geschäftsordnung. 
 
 
Abg. Marz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
 
Es steht auch nichts von Gesülze in der Geschäftsord-
nung. 
 

(Rösch, SPD: Gesülze ist ein  
sehr schönes Wort! – 

Schweitzer, SPD: Man muss sich  
doch nicht allen Mist hier antun!) 

 
Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, diese Regierungserklärung weist nicht nur diese 
eine Lücke auf, die sich auf eine ganz wichtige Rah-
menbedingung bezieht, sondern sie ist durchzogen von 
Lücken. Ich finde das sehr schade und der Sache nicht 
angemessen. 
 
Wenn Sie sich überlegen, dass wir aktuell, was den 
Pflegebereich und die Alterstruktur unserer Gesellschaft 
angeht, noch gar nicht an der Stelle sind, wo es wirklich 
schwierig wird, sondern sich ab 2008 die Altersstruktur 
so deutlich verändert, dass der Anteil der über 75-
Jährigen sehr deutlich ansteigen wird, dann wissen wir, 
dass in drei bis vier Jahren das Problem erst richtig auf 
uns zukommt.  
 
Dann muss man natürlich in aller Offenheit und sehr 
ehrlich in einer Bestandsaufnahme darüber sprechen, 
was zu tun ist. Das erwarte ich von einer Regierungser-
klärung.  
 
Richtig  ist  nun  an  Ihren  Ausführungen  zum  Beispiel 
– nicht, dass Sie mich falsch verstehen und meinen, ich 
würde Sie nur kritisieren; Sie werden jetzt immer wieder 
feststellen, dass ich sage: „Richtig ist“, ich sage aber 
auch: „Falsch ist“ –, dass die Pflegeversicherung besten-
falls eine Teilkaskoversicherung sein kann. Sie ist es 
und wird es auch bleiben. Richtig ist aber auch, dass die 
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Frage der Demenz nicht ausreichend oder überhaupt 
nicht berücksichtigt ist. 
 
Frau Ministerin, Sie haben eingangs Ihrer Rede die 
Frage gestellt: Was ist uns die Pflege wert? – Sie haben 
gesagt, dass häufig vor allen Dingen monetäre Aspekte 
im Vordergrund stünden und Sie das zwar für wichtig 
halten, aber fragen: „Wie viele gesellschaftliche An-
strengungen ist uns die Pflege wert?“  
 
Ich halte diese Frage für berechtigt. Wenn man sie aller-
dings in die Realität übersetzt, dann bedeutet das: Wer 
trägt die Lasten der Pflege, wenn sie nicht bezahlbar 
ist?“ Da müssen wir sagen, die Lasten der Pflege, wenn 
sie nicht bezahlbar ist, tragen pflegende Angehörige, 
pflegende Bekannte, die oft so gerühmten ehrenamtlich 
Pflegenden.  
 
Der Herr Kollege Dröscher hat vorhin sehr eindringlich 
darauf hingewiesen. Sie tragen im Durchschnitt acht 
Jahre lang zum Teil sehr drastische Lasten. 
 
Wenn wir die Herausforderung, die sich daraus und aus 
der demografischen Entwicklung ergibt, bewältigen 
wollen, dann bedeutet das, dass wir offen eingestehen 
müssen, dass es nur dann geht, wenn sich mehr Men-
schen an der Pflege und an der Betreuung von Pflege-
bedürftigen und Hilfsbedürftigen beteiligen. 
 
Diese Menschen werden wir aber nur gewinnen, und 
zwar sowohl die Professionellen wie die Ehrenamtlichen, 
wenn wir die Wertschätzung für diesen Beruf und für 
dieses Engagement steigern. Wertschätzung steigern 
heißt aber nicht, in Sonntagsreden oder nicht nur in 
Sonntagsreden zu sagen: „Das ist wichtig, was ihr da 
tut.“ Das hilft diesen Menschen, die 24 Stunden rund um 
die Uhr damit beschäftigt sind, nicht nur ihre Angehöri-
gen zu pflegen, sondern sie auch zu beaufsichtigen, 
damit sie nicht weglaufen oder andere dumme Dinge 
tun, reichlich wenig. 
 
Wir müssen wissen, dass Wertschätzung auch die ver-
bale Wertschätzung sein kann, aber sie natürlich auch 
materielle Wertschätzung sein muss. Wertschätzung 
bekommen wir nicht darüber hin, dass wir das, was in 
der Pflege und in der Betreuung getan wird, abwerten. 
 

(Zuruf des Abg. Pörksen, SPD) 
 

– Herr Pörksen, Sie habe ich sowieso noch nie etwas 
dazu sagen hören. Von daher weiß ich nicht, was Sie 
tun. Ich weiß nur, dass Sie zu allem Zwischenrufe ma-
chen können. 
 

(Pörksen, SPD: Sie stellen Behauptungen  
auf! Antworten Sie doch einmal!) 

 
 
– Herr Pörksen, ich erkläre es Ihnen. Ich hätte es sowie-
so gesagt. Jetzt hören Sie zu. 
 
Die Abwertung geschieht unter anderem dadurch, dass 
häufig in Diskussionen so getan wird, als würde Pflege 
und Betreuung jeder können, als müsste man dafür 
überhaupt kein Geld in die Hand nehmen, als sei es eine 
Tätigkeit minderen Werts.  

Dadurch wertet man natürlich auch ab. Frau Ministerin, 
deshalb ist es sehr richtig – ich unterstütze das mit gro-
ßem Nachdruck, was Sie zur Frage von illegaler Be-
schäftigung, von Lohndumping in diesem Zusammen-
hang gesagt haben –, das ist eine ganz wichtige Initiati-
ve in diesem Zusammenhang, die ich sehr nachdrücklich 
unterstütze, ebenso wie das von Ihnen angekündigte 
Angebot bezüglich bezahlbarer Assistenzkräfte. Auch 
dies ist eine richtige und wichtige Initiative in diesem 
Zusammenhang. 
 
Ich halte es auch für richtig, dass die Pflegestruktur von 
unten nach oben weiter wachsen soll, unser Plan voll ins 
Ziel gerichtet. Ich glaube auch, dass die Regionalen 
Pflegekonferenzen ab dem 1. Januar 2006 eine ent-
scheidende Rolle spielen müssen. Wir werden zu sehen 
haben, wie sich das entwickelt. 
 
Frau Ministerin, ich finde auch richtig, dass Sie dem 
Thema „Demenz“ einen so breiten Raum eingeräumt 
haben, weil die Problematik, zumindest was die Gesetz-
gebung, was die versicherungsrechtliche Gesetzgebung 
angeht, noch nicht ausreichend erkannt ist. 
 
 
In diesem Zusammenhang ist es auch richtig, dass das 
Heimgesetz verändert wird und Hürden abgebaut wer-
den. Das ist alles richtig, allerdings natürlich nicht um 
den Preis einer Qualitätseinbuße.  
 
Ich hätte mir beim Thema „Qualität“ von Ihnen ein paar 
offenere Worte gewünscht, Frau Ministerin. Ich hätte sie 
erwartet.  
 
Wenn Sie sich den Bericht des Medizinischen Dienstes 
der Krankenkassen über die Situation in Heimen an-
schauen, dann müssen Sie feststellen, dass noch aller-
hand im Argen liegt, was die Zufriedenheit mit der Pflege 
angeht, was Defizite in der Pflege und in der Betreuung 
angeht, in diesem Land einiges im Argen liegt.  
 
 
Wenn man schon eine Regierungserklärung abgibt, 
dann muss man natürlich auch das benennen. Das 
haben Sie leider versäumt. 
 
Ein weiteres Versäumnis betrifft einen Bereich, den Sie 
überhaupt nicht erwähnt haben. Das ist die Pflege und 
Betreuung im Sterbeprozess. Bei der Hospizarbeit, bei 
der Palliativmedizin, haben wir eine ähnliche Entwick-
lung auf der betroffenen Seite wie bei der „normalen“ 
Betreuung und Pflege. 
 
Die Betroffenen wollen in ihrem eigenen Umfeld bleiben, 
so nahe wie möglich an Bekannten, so nahe wie möglich 
an ihrem eigenen Heim, wenn sie sterben, bei der Pflege 
bis zum Tod, bei der Pflege bis zuletzt. Dann gehört das 
natürlich auch in eine Pflegediskussion hinein.  
 
 
Es gehört auch deshalb hinein, weil auch bei der Hos-
pizbewegung in Rheinland-Pfalz etwas gelungen ist, was 
wir uns für die übrige Pflegeproblematik so sehr wün-
schen, dass es nicht nur gelingt, Angehörige in die Pfle-
ge hineinzubringen, sondern auch sozial fernere Men-
schen ehrenamtlich in ein Engagement hineinzubringen.  
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Das ist im Bereich der Hospizbewegung gelungen. Aber 
das ist leider noch nicht im ausreichenden Maß gelun-
gen, in dem Menschen Unterstützung bräuchten. 
 
 
Das bedeutet, auch in diesem Bereich muss man natür-
lich auch etwas tun, und Sie müssten an dieser Stelle 
etwas dazu sagen, wenn Sie eine Regierungserklärung 
abgeben. Ich weiß nicht, warum Sie es nicht getan ha-
ben. Liegt es vielleicht daran, dass Ihr Koalitionspartner 
ständig sehr unschöne Sterbehilfedebatten lostritt, die 
sich nun gar nicht mit den Ansätzen der Hospizbewe-
gung vertragen? 
 

(Zurufe von der SPD) 
 

 
– Das ist nur eine Frage. Vielleicht kommt Herr 
Dr. Schmitz, der nach mir sprechen wird, um eine Ant-
wort nicht herum. 
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Regie-
rungserklärung von Frau Dreyer war leider eine einseiti-
ge Regierungserklärung. Es war eine Leistungsschau 
der Landesregierung und des Sozialministeriums in 
Sachen Pflege. Dazu ist dieses Thema nicht geeignet. 
Frau Dreyer, das ist nicht nur für das Thema schade, 
sondern das ist auch eigentlich für Sie sehr schade; 
denn dass Sie gute Ansätze und eine Menge an Initiati-
ven entwickelt haben, wird in diesem Haus und in der 
Öffentlichkeit niemand bestreiten. Dass Sie aber auf-
grund dieses Engagements, nach diesem Engagement 
oder während dieses Engagements nicht das Selbstbe-
wusstsein an den Tag legen, auch die Mängel offen zu 
benennen, kann ich nicht verstehen. Man muss auch an 
einer solchen Stelle sagen, wo es hakt oder wo es richtig 
weh tut. Das haben Sie versäumt. 
 
Eine gute Analyse, eine gute Bilanz, eine gute Be-
standsaufnahme ist Voraussetzung dafür, dass man 
große Aufgaben, wie Sie sie genannt haben, lösen kann. 
Sie haben versäumt, den Teil der Bestandsaufnahme 
hinzuzufügen, der Probleme benennt. Sie haben sie 
damit nicht seriös gemacht und damit weder sich selbst 
noch der Sache einen Gefallen getan.  
 

(Glocke des Präsidenten) 
 
Herzlichen Dank. 
 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
und bei der CDU) 

 
 
Vizepräsident Itzek: 
 
Zu einer Kurzintervention erteile ich Herrn Abgeordneten 
Mertes das Wort. 
 
 
Abg. Mertes, SPD: 
 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Herr Kollege 
Marz hat eine ganz subtile Art, politische Gemeinheiten 
ruhig auszusprechen, und erwartet dann, dass wir 
schweigend zustimmen und das hinnehmen. 

Die Metzgers und die Scheels aus Ihrer Fraktion jagen 
uns jeden Tag dreimal wegen der Lohnnebenkosten 
rund um diesen Bau, 
 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:  
Aber eben hat sich darüber die CDU  

aufgeregt, Herr Mertes!) 
 

und Sie reden in diffamierender Weise davon, wie der 
Medizinische Dienst seine Leistungen in Zeitabschnitten 
erbringen muss, ohne zu sagen, wie die Mehrkosten, die 
entstünden, wenn wir ein anderes System hätten, finan-
ziert werden können. Die „Rosenbauers“ dieses Land-
tags klatschen infantil dazu. Sie sind doch diejenigen, 
die dauernd über Lohnnebenkosten reden. Wenn ein 
Thema kommt, bei dem sowohl Ihre als auch unsere 
Fraktion damals diese Versicherung geschaffen hat, 
klatschen Sie nur, weil Ihr Hass auf die SPD noch grö-
ßer ist als Ihr Verstand, mit diesem GRÜNEN-Thema 
umzugehen. So ist das in dieser Fraktion. 
 

(Beifall der SPD und der FDP – 
Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:  

Vielen Dank!) 
 

Wer sagt, wir müssten in der Pflegeversicherung die 
Zeiteinheiten verändern, der muss zur gleichen Zeit 
sagen, welchen Beitrag er erhöhen will. Damit sage ich 
überhaupt nichts dagegen, dass man in dieser Frage viel 
sensibler sein muss und sein könnte. Aber ich verhehle 
im Gegensatz zu dem Kollegen Marz nicht die Frage, 
wie wir das finanzieren. Diese Art und Weise, uns dies 
sozusagen an die Backe zu kleben, wir seien diejenigen, 
die die Unmenschlichkeit in der Pflege als den Normal-
fall sähen und er sei genau das Gegenteil davon, akzep-
tieren wir in diesem Haus nicht, meine Damen und Her-
ren! 
 

(Beifall der SPD und der FDP) 
 

Herr Dr. Rosenbauer, Sie haben gleich die Gelegenheit, 
auch noch etwas dazu zu sagen. Sie werden einmal 
darauf antworten müssen, wer eigentlich auf diesen 
Gedanken mit der Pflegeversicherung gekommen ist 
und wer ihn politisch durchgesetzt hat. Mit dieser Art der 
Pflegeversicherung werden Sie dann wie verrückt Beifall 
spenden und so tun, als wären wir diejenigen, die nicht 
bereit sind, mit Sensibilität auf diese Leute zuzugehen.  
 
Diese Art von Einstieg können Sie machen. Aber glau-
ben Sie bloß nicht, sie würde unbeantwortet bleiben. 
 

(Kuhn, FDP: Jawohl! – 
Beifall der SPD und der FDP) 

 
 
Vizepräsident Itzek: 
 
Zu einer Erwiderung erteile ich Herrn Abgeordneten 
Marz das Wort. 
 
 
Abg. Marz, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr Kollege 
Mertes, ich bin Ihnen sehr dankbar dafür, dass ich noch 
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einmal die Gelegenheit habe, mich zu äußern. Ich werde 
mich allerdings weder mit Ihrer noch mit meiner Rhetorik 
beschäftigen, sondern zu dem etwas sagen, was Sie 
soeben losgelassen haben. 
 
Herr Kollege Mertes, wenn jemand im Zusammenhang 
mit der Pflege über Menschenwürde spricht, und Sie 
fangen direkt an, auf dem Tisch zu tanzen, so schlägt 
das zuerst einmal auf Sie zurück. 
 

(Dr. Rosenbauer, CDU: So ist es!) 
 

Wenn Sie aufgrund dieses Herumbrüllens, das Sie so-
eben an den Tag gelegt haben, nicht mehr in der Lage 
sind zuzuhören, schlägt das auch auf Sie zurück.  
 
 
Ich habe die Zeitkorridore genannt, aber ich habe nicht 
über die Größe dieser Zeitkorridore gesprochen. Ich 
habe gesagt, wenn die Pflege von Menschen so einge-
teilt ist, dann ist mir unwohl, wenn ich an die Würde des 
Menschen denke. Das habe ich gesagt. 
 
 

(Mertes, SPD: Wir haben schon  
gespürt, was Sie wollten!) 

 
 
Dazu hätten Sie sich äußern können, aber Sie haben 
den Rest nicht mehr mitbekommen, weil Sie nur noch 
dazwischengebrüllt haben. 
 
Wenn Sie es aber schon ansprechen, komme ich nun 
noch zur Finanzierung. Selbstverständlich brauchen wir 
auch in der Pflegeversicherung die Einführung einer 
Bürgerversicherung. Frau Ministerin Dreyer hat auch zu 
diesem Thema eine Lücke gelassen. An anderer Stelle 
hat sie gesagt – korrigieren Sie mich, wenn es nicht 
stimmt –, wir müssten darüber nachdenken, ob die priva-
te Versicherung zur Pflege und die gesetzliche Pflege-
versicherung zusammengelegt werden. Das ist ein 
Schritt zur Bürgerversicherung. Sie wissen ganz genau, 
dass sowohl in der Pflege als auch in der Krankenversi-
cherung ein Schritt zur Lösung der Finanzierungsprob-
leme darin besteht, eine Bürgerversicherung einzuführen 
und die Ungerechtigkeit zu beseitigen, dass sehr viele 
Menschen in unserem Land, die gut verdienen, sich 
nicht an der solidarischen Versicherung beteiligen. 
 
Herzlichen Dank. 
 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 

 
Vizepräsident Itzek: 
 
Meine Damen und Herren, ich möchte noch Gäste im 
rheinland-pfälzischen Landtag begrüßen. Ich begrüße 
Mitglieder 40 unter 40 der SPD Ludwigshafen und Neu-
mitglieder des SPD-Unterbezirks Ludwigshafen-
Frankenthal. Herzlich willkommen in unserem Haus! 
 

(Beifall im Hause) 
 

Für die FDP-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordneten 
Dr. Schmitz das Wort. 

Abg. Dr. Schmitz, FDP: 
 
Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Bevor ich zu meiner Rede komme, möchte ich zwei 
kurze Bemerkungen zu dem machen, was Herr Kollege 
Marz vorgetragen hat, sowie zu den Differenzen, die das 
hohe Haus bewegen. 
 
Herr Marz, ich kann nicht umhin, vielleicht auch in Ihrer 
Diktion als Frage formuliert, so nach dem Motto: „Ist das 
nicht ein Schmierentheater?“, das, was Sie in Ihrer ironi-
schen Süffisanz vorgetragen haben, zumindest in ihrer 
Wirkung als außergewöhnlich unehrlich zu bezeichnen. 
 

(Beifall der FDP und der SPD) 
 

Ich gehe nicht davon aus, dass Sie dies nicht intendiert 
haben. 
 
Es gibt eine zweite Sache, die ich sehr unfein finde, Herr 
Kollege Marz. Ich empfinde es als sehr unfein, mit un-
qualifizierten Rundumschlägen zu versuchen, sich Ihrer 
eigenen Drucksituation zu entlasten, indem Sie – unab-
hängig, ob im Bereich der Hospiz oder im Bereich der 
Palliativmedizin – unqualifizierte und unvollständige 
Vorwürfe an eine andere Adresse richten, die man in der 
Kürze der Zeit nicht aufklären kann. Beschäftigen Sie 
sich doch vielleicht einmal mit den bioethischen Positio-
nen unserer Partei! Beschäftigen Sie sich mit dem, was 
Staatsminister Mertin dazu ausgeführt hat! 
 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:  
Sie haben doch die Möglichkeit, dazu  

Stellung zu nehmen! Das ist doch  
Teil der Debatte!) 

 
– Frau Thomas, wir lassen das jetzt! Wir lassen das 
jetzt, es führt nicht weiter. 

 
Dann werden wir in der Lage sein, auf solider Basis 
ehrlich und fair miteinander zu diskutieren. 
 
Ich möchte noch einen inhaltlichen Punkt ansprechen. 
Herr Kollege Marz, das ist auch ein Teil dieser Halb-
wahrheiten, mit denen Sie zunehmend arbeiten. Es ist 
wirklich ärgerlich, deswegen sage ich es auch. Sie be-
schreiben den Bereich der Palliativmedizin an die Ad-
resse von Staatsministerin Frau Dreyer als Defizit dieser 
Regierungserklärung. Entweder Sie wissen es nicht, 
oder Sie halten die Menschen für so dumm, dass die 
anderen es nicht wissen. Dies ist ein Bereich, der im 
Rahmen der gesetzlichen und privaten Krankenversiche-
rung gelöst wird. 
 
Wenn Sie dazu Änderungsvorschläge haben, dann 
müssen Sie sich zu der Problematik der Finanzierungs-
schwierigkeiten im Grenzbereich zwischen Pflegeversi-
cherung und Krankenversicherung äußern – das be-
rühmte Stützstrumpfurteil –, aber nicht mit diesen bana-
len und pauschalen Vorwürfen operieren. Das ist nicht in 
Ordnung und passt auch nicht zu diesem Thema. 
 
Ich komme nun zur Sache. Meine Damen und Herren, 
ich glaube, weit über Parteigrenzen und Religionen 
hinaus beschreibt der Umgang mit den Schwachen der 
Gesellschaft, welche moralisch-ethische Verfassung 
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eine Gesellschaft hat. Ich glaube, niemand stellt infrage, 
dass alte, hilfsbedürftige und pflegebedürftige Menschen 
zu den Schwächsten dieser Gesellschaft zählen. Sie 
gehören zu den Schwächsten, weil meistens überhaupt 
keine optimistische Perspektive geboten ist. Auch Kinder 
brauchen viel Zuwendung und Pflege, aber sie wachsen 
dann aus dem Gröbsten heraus. Bei alten und pflegebe-
dürftigen Menschen wird es meistens von Monat zu 
Monat, von Jahr zu Jahr schlimmer.  
 
Dass wir diese Diskussion unter der Überschrift „Men-
schenwürde“ führen, begrüße ich ausdrücklich. Dass wir 
sie auch unter der Überschrift „Finanzierung“ führen, 
begrüße ich auch ausdrücklich. Wer das eine fordert, 
ohne das andere zu beantworten, macht sich in der 
Frage „Pflegeversicherung“ angreifbar und ist nicht 
glaubwürdig. 
 
Ich bewerte die zweite Regierungserklärung seit 2002 zu 
diesem Thema anders als meine Vorredner und möchte 
da vielleicht unter Bezugnahme auf den Herrn Kollegen 
Marz noch etwas sagen, was die Emotionen wieder 
herunterzieht. Sie haben es in der Tat jetzt anders ge-
meint. Ich zitiere ironisch, aber nicht böswillig: „Es han-
delt sich um eine Leistungsschau der Landesregierung.“ 
Dem habe ich eigentlich wenig hinzuzufügen.  
 
Wenn man sich daran erinnert, wie alles losging, dann 
wissen Sie, dass die Fragen, die uns jetzt bewegen, 
nämlich optimale Pflege und erträgliche Finanzierungs-
bedingungen für Arbeitnehmer und Arbeitgeber schon 
damals mit die Diskussion bestimmt haben.  
 
Die FDP hat dieses epochale sozialpolitische Instrument 
unter der Bedingung mitgetragen, dass man Lohnne-
benkosten deckelt. Das fällt nicht leicht, wenn man weiß, 
wie wichtig Altenpflege ist. Es ist aber unumgänglich, 
wenn man überlegt – darüber gibt es einen großen Kon-
sens in allen Parteien über die meisten Köpfe hinweg –, 
wie verheerend sich zu hohe Lohnnebenkosten auswir-
ken, was die Arbeitslosigkeit angeht.  
 
Meine Damen und Herren, wir haben dieses Problem 
nicht lösen können. Es bleibt ein unauflösbares Problem. 
Man kann nur in Detailschritten versuchen, stete Opti-
mierung zu betreiben. Ich werde darauf eingehen und 
nicht ausweichen.  
 
Wir haben noch andere Dinge, die von Anfang an instal-
liert waren und Problem dieser Pflegeversicherung sind. 
Das ist die Teilkaskoausformung dieser Pflegeversiche-
rung. Auch dafür gab es gute Gründe, ebenso wie es 
gute Gründe dafür gibt, zu bedauern, dass nicht alles im 
Rahmen der Pflegeversicherung abgedeckt werden 
kann.  
 
Ich glaube, der Bereich, der im Rahmen einer inkomplet-
ten Pflegeversicherung von Anfang an nicht ausreichend 
gesehen wurde, ist der Bereich der Versorgung demen-
ter alter Mitbürgerinnen und Mitbürger. In diesem Be-
reich gibt es Nachholbedarf. Glücklicherweise besteht 
darüber Einigkeit. 
 
Wir wissen aber, nach anfänglich technisch bedingten 
Überschüssen kommen wir jetzt Jahr für Jahr tiefer in 
die Bredouille, weil die Defizite inzwischen Richtung 

1 Milliarde Euro pro Jahr gehen. Das hält die Pflegever-
sicherung nicht aus. Wir haben im Jahr 2007, spätestens 
aber 2008 die Reserven aufgebraucht. Diese tickende 
Zeitbombe gilt es zu lösen. Das heißt nicht, dass man 
diese Probleme nicht an der Seite der Menschen lösen 
möchte. Das ist die Kombination Unterdeckung, demo-
grafische Entwicklung und eine Kostendynamisierung, 
die bisher in den Pflegeversicherungsleistungen keine 
Berücksichtigung gefunden hat. 
 
Das sind wichtige, aber bundespolitische Themen. Das 
eigentliche Thema der heutigen Diskussion ist ein ande-
res. Es ist die Umsetzung der Pflegeversicherung in 
Rheinland-Pfalz vor allem durch die Landesregierung, 
verantwortet von einer sozial-liberalen Koalition.  
 
 
Ich greife jetzt ein wenig vor. Das, was die Landesregie-
rung in diesem schwierigen Umfeld getan hat, um opti-
male Bedingungen in Rheinland-Pfalz zu schaffen, ist 
hervorragende gesetzgeberische und Verordnungsarbeit 
vom Vorgänger von Frau Dreyer und von Frau Dreyer 
gewesen. Ich glaube, in Zukunft wird man dieses Thema 
mit sehr großer Sensibilität und sehr großem Pragma-
tismus typisch rheinland-pfälzisch anfassen. 
 

(Beifall bei FDP und SPD) 
 

Meine Damen und Herren, wir haben die Grobsteuerung 
der Instrumente in den 90er-Jahren und auch in den 
Jahren 2001 und 2002 erlebt. Zurzeit sind wir auf dem 
Weg der Feinjustierung und müssen in vielen Bereichen 
auch neue Ufer versuchen. Die Regierungserklärung hat 
ein großes Bukett an Pflegeversicherungsideen vorge-
tragen, die jetzt in Umsetzung sind. Ich möchte nicht 
alles wiederholen. Vor allem geht es um den Grundsatz 
ambulant vor stationär. Der erste Schwerpunkt dieser 
Erklärung war die Stärkung der häuslichen Pflege. Das 
möchte ich mit einem Ausrufezeichen versehen, weil die 
Abstimmung der Menschen zeigt, wo sie gern gepflegt 
werden möchten.  
 
Wann immer es möglich ist, bleiben zu Pflegende im 
häuslichen Umfeld, obwohl die Regeln der Qualitäts-
überprüfung und der Professionalisierung in diesem 
Bereich nicht annähernd so gegeben sind wie im statio-
nären und professionell ambulanten Bereich. Von daher 
unterstütze ich das, also Schwerpunkt häusliche Pflege, 
Schwerpunkt ambulant vor stationär. 
 
 
Zur Sicherstellung dieser wichtigen Aufgabe brauchen 
wir in Zukunft ein hohes Maß an individueller Vorsorge, 
auch an Eigenverantwortung der Betroffenen in jungen 
Jahren. Diese gehören mit hoher Wahrscheinlichkeit 
irgendwann zur Gruppe der zu Pflegenden. Die Hälfte 
der Bekannten von uns wird pflegerische Maßnahmen in 
Anspruch nehmen müssen. Es lohnt sich also, rechtzei-
tig darüber nachzudenken. 
 
Ich nenne als Instrumente der Landesregierung das 
personenbezogene Budget in der Pflege, das integrierte 
Budget für pflegebedürftige Menschen mit Behinderung. 
Das sind hervorragende Instrumente, um individuelle 
Vorsorge in Eigenverantwortung zu ermöglichen, auch 
wenn man schon in Pflege ist. 



 Landtag Rheinland-Pfalz - 14. Wahlperiode - 101. Sitzung, 12. Oktober 2005 6745
 

  
 

Wenn sich soziale Strukturen ändern, brauchen wir auch 
weiterhin die Solidarität der Familien. Wir brauchen aber 
auch die Solidarität über die Familien hinaus. Wir brau-
chen Netzwerke. Wir brauchen ehrenamtliches Enga-
gement. Ich unterstreiche mit Nachdruck, dass wir die 
Pflege nicht in den Griff bekommen können, wenn wir 
nicht in der Lage sein werden, leistungsfähige, junge 
Alte mit in die Pflegeverantwortung zu nehmen. Ich darf 
vielleicht einen einzigen kleinen zusätzlichen Gedanken 
mit einbringen, ohne Süffisanz, aber auch mit Fragezei-
chen. 
 
Ich glaube, es lohnt das Nachdenken, sich zu überlegen, 
ob man Menschen über ein ganzes Leben hinweg nicht 
anders in tätige soziale Verantwortung als nur über 
Bundeswehr und Zivildienst bringen kann. Es ist ganz 
wichtig, dass man Hilfestellung für ehrenamtliche Tätig-
keit gibt. Ich glaube aber, wir müssen auch Anreize für 
ehrenamtliche Tätigkeit in der Pflege in einem Alter 
setzen, in dem man es noch kann. Wie wir die Anreize 
setzen und wie auch das dann finanzierbar sein wird, ist 
eine Frage. Man sollte sich damit aber in allen Parteien 
beschäftigen. Ich glaube, wir werden daran nicht vorbei-
kommen. Wir brauchen gerade in der Pflege Generatio-
nen im Schulterschluss und nicht Generationen gegen-
einander. 
 
Ich unterstreiche und unterstütze die Dinge, die be-
schrieben wurden, also Pflegestrukturplanung, Pflege-
konferenzen usw. Ich bin davon überzeugt, dass wir bei 
diesen Foren darauf achten, dass das auf Dauer keine 
Diskussionsforen, sondern auch Entscheidungsforen 
sind. Ich bin darüber hinaus davon überzeugt, dass wir 
es schaffen müssen, auch diese Instrumente, die jetzt 
beschrieben wurden, davor zu schützen, dass sie sich 
verkrusten und irgendwann eine Eigenständigkeit entwi-
ckeln, die für die Pflege gar nichts mehr oder nur wenig 
an Beitrag leisten. Wir müssen auch diese Instrumente 
auf Dauer überprüfen.  
 
Wir müssen neue Wohnformen erproben und fördern. 
Wir müssen die Chancen sehen, die in diesen sozialen 
Dienstleistungsberufen liegen.  
 
Bei aller Freude aber über 62.000 Arbeitsplätze in 
Rheinland-Pfalz im Bereich der Pflege muss man auch 
hier wieder, so schwer es mir fällt, über die Finanzierung 
dieser Plätze sprechen. Es gibt nicht den Königsweg aus 
der Massenarbeitslosigkeit, indem man alle Menschen 
über sozialversicherungsfinanzierte Systeme in Arbeit 
bringt. Das sind kommunizierende Röhren. Da sind dann 
die Lösung und das Problem oft gleichermaßen gege-
ben. 
 
Meine Damen und Herren, ich bin von dem überzeugt, 
was zum Berufsbild gesagt wurde, also die finanzielle 
Attraktivität steigern, vor allem aber die Anerkennung 
dieser Berufe. Von daher stehe ich einer stärkeren Zu-
sammenfassung mit anderen pflegerischen Tätigkeiten 
in der Berufsausbildung sehr aufgeschlossen gegen-
über. 
 
Das ist richtig. Das, was Sie zu Illegalen gesagt haben, 
ist richtig. Ich bin als Liberaler bereit, ein entschiedenes 
Vorgehen gegen die dahinter stehenden kriminellen 
Machenschaften zu verantworten. Ich bin allerdings 

gegen ein Kriminalisieren der Opfer und habe Sie auch 
nicht so verstanden. Wir kommen aus dieser Problema-
tik illegaler Pflege nur heraus, wenn wir die Rahmenbe-
dingungen verbessern. Sie haben dazu Beiträge ge-
nannt. 
 
Meine Damen und Herren, zum Ende meiner Ausfüh-
rungen darf ich neben dem, was andere schon gesagt 
haben, eine weitere Idee mit einbringen, über die sich 
nachzudenken lohnt. Ich sehe das Problem der Entsoli-
darisierung. Ich sehe das Problem einer Versicherung, in 
die nicht mehr alle einzahlen. Wir müssen darüber 
nachdenken, ob nicht ein Systemwettbewerb der Pflege-
versicherungen auf Dauer mehr bringt als ein Zusam-
menführen finanzieller Mittel in ein System, das nicht 
ganz einfach ist. Ich glaube, wenn man zumindest in 
gewissem Rahmen Unterschiede zulässt, Eigenanteile, 
Karenzzeiten, weil jedes Individuum, jede Familie eine 
andere finanzielle Grundausstattung hat, ohne die Soli-
darität in Gefahr zu bringen, dann würde auch da das 
Nachdenken lohnen. 
 
 
In diesem Sinn sage ich zusammenfassend wirklich ein 
ehrliches großes Lob der Landesregierung für die Durch-
führung und Optimierung der Pflegeversicherung bisher. 
Lassen Sie uns gemeinsam nach Zukunftslösungen 
suchen. 
 
Danke sehr. 
 

(Beifall bei SPD und FDP) 
 

 
Vizepräsident Itzek: 
 
Danke schön, Herr Kollege Dr. Schmitz. Die CDU-
Fraktion hat noch acht Minuten Redezeit. Herr Abgeord-
neter Rüddel hat sich zu Wort gemeldet. 
 
 
Abg. Rüddel, CDU: 
 
Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Diese Regierungserklärung gegen 
Ende der Legislaturperiode regt selbstverständlich dazu 
an, ein Resümee zu ziehen. Was würde diesem Land 
fehlen, wenn diese Erklärung nicht gegeben worden 
wäre? Ich habe nicht viel Neues vernommen, keine 
eigenständige Handschrift rheinland-pfälzischer Pflege-
politik erkannt. Wir haben eine gute Problembeschrei-
bung erhalten. Unter Politik verstehe ich aber das Auf-
zeigen von Lösungsansätzen. 
 

(Beifall bei der CDU) 
 

Hier wurde viel geredet, aber wenig gesagt. Frau Minis-
terin, ich will Ihnen die guten Absichten nicht abspre-
chen. Sie haben sich hohe Ziele gesetzt und Erwartun-
gen geweckt. Jeder, der jetzt mit dem großen Wurf ge-
rechnet hat, sieht sich enttäuscht. Sollte man diese 
Regierungserklärung bewerten, angelehnt an ein Ar-
beitszeugnis, so würde dort sicherlich folgender Text zu 
finden sein: Sie machte sich mit großem Eifer an die ihr 
übertragenen Aufgaben. Sie war bemüht und zeigte 
Verständnis für ihre Arbeit. 
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Fakt ist, demografischer und sozialer Wandel fordert 
gerade in der Pflege seinen Tribut. Immer weniger Men-
schen müssen die Pflege von immer mehr Menschen 
sicherstellen. Es fehlt ausreichend Geld im System, um 
Pflege für die Menschen bezahlbar zu machen. Dieses 
Geld darf nicht durch die Zusammenlegung von privater 
und gesetzlicher Pflegeversicherung beschafft werden. 
Wir brauchen kapitalgedeckte Systeme und dürfen kein 
gesundes System durch ein krankes System ruinieren. 
 
Dank der vielen verantwortungsbewussten Einrichtungs-
träger und vieler ihrer engagierten Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter haben wir in Rheinland-Pfalz eine Pflegequa-
lität von hoher Güte. Diese gute Pflege ist ihr Geld wert.  
 
 
Aber immer mehr Menschen können und wollen diese 
Standards nicht mehr bezahlen. Wir müssen uns die 
Frage stellen, ob die von uns allen geforderten hohen 
und somit teuren Standards nicht die illegale Beschäfti-
gung fördern. Heute pflegen in Deutschland, wenn man 
tatsächlich von pflegen sprechen kann, über 100.000 
illegal Beschäftigte aus Osteuropa unsere Pflegebedürf-
tigen in privaten Haushalten. Das geschieht preiswert, 
ohne Kontrolle durch die Heimaufsicht und ohne Aufsicht 
durch den Medizinischen Dienst der Krankenkassen.  
 
Alle fordern die hohen Qualitätsstandards in der Pflege, 
aber immer mehr rufen sie nicht ab, weil für sie die pro-
fessionelle Pflege unbezahlbar geworden ist. Hier müs-
sen wir den Familien schlüssige Konzepte anbieten. 
Pflege muss im häuslichen wie im institutionellen Be-
reich unter menschenwürdigen Umständen erfolgen. 
 

(Beifall bei der CDU) 
 

Heute haben viele Pflegeheime und mobile Dienste mit 
einem Rückgang der Nachfrage zu kämpfen. Der wirt-
schaftliche Schaden für die professionellen Pflegediens-
te, die in unserem Land auf höchstem Niveau arbeiten, 
ist enorm. Vielen sozialversicherungspflichtig beschäftig-
ten Pflegekräften droht dadurch der Verlust des Arbeits-
platzes.  
 
Frau Ministerin, die Anregung von Ihnen, im Gegenzug 
niederschwellige Leistungen zu angemessenen Preisen 
anzubieten, ist zwar gut gemeint, aber nicht realisierbar. 
Wenn wir dieser organisierten Schwarzarbeit nicht ent-
schieden entgegentreten, wird mittelfristig die flächende-
ckende pflegerische Grundversorgung in Gefahr sein. 
 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU) 
 

Was nützt die schönste Einrichtung, die einfühlsamste 
Pflege, wenn sie niemand will, weil sie zu teuer ist? 
 
Der Grundsatz „ambulant vor stationär“, den wir auch 
befürworten, wird die stationären Einrichtungen vor 
zusätzliche Probleme stellen. Der zukünftig dort lebende 
Personenkreis wird noch stärker durch Multimorbidität 
und umfassende Pflegebedürftigkeit gestellt sein. 
 
Die regelmäßig geforderte Vernetzung von Aufgaben 
wird durch die aktuelle Pflegegesetzgebung, die eine 
strikte Trennung der Systeme vorsieht, enorm erschwert. 
Dieser aktuelle Problemdruck manifestiert sich unter 

anderem zusätzlich in Konflikten um die Einstufungssys-
tematik und die Einstufungspraxis. 
 
Es wird für die Träger eine immer größere Herausforde-
rung, dem Ruf nach besserer Überschaubarkeit des 
Wohnumfeldes, Integration in die Gemeinschaft, Wohn-
lichkeit und Sicherheit der Individualität gerecht zu wer-
den. Wir brauchen dringend weniger Bürokratie in der 
Pflege. Der Mensch muss wieder im Mittelpunkt stehen 
und nicht die gut geführte Akte über ihn. Hier gibt es 
Ansätze, aber bisher war das noch nicht der große Wurf. 
 
 
Wir brauchen Qualitätsmanagementsysteme, die auf 
Ergebnisqualität unter Einbezug des individuellen Pfle-
geprozesses und der Lebensqualität abzielen. Heute 
stehen leider immer noch die Akten füllenden Organisa-
tions- und Strukturelemente beim pflegerischen Handeln 
im Vordergrund. 
 
Auch in Ihrer Regierungserklärung wurden uns weniger 
Ergebnisse präsentiert, sondern nur viele Problembe-
schreibungen. Unter diesen bekanten Rahmenbedin-
gungen ist es schwer, jungen Menschen den Pflegeberuf 
als Arbeitsmarkt der Zukunft zu vermitteln. Verwaltungs-
druck, ständig steigende formale Anforderungen, kurze 
Verweildauern des immer älteren und multimorbiden 
Kundenklientels bei stagnierender personeller Ausstat-
tung führt zu psychischen und physischen Belastungen, 
der das Pflegepersonal oft nicht länger als fünf Jahre 
gewachsen ist.  
 
Wir müssen Rahmenbedingungen schaffen, die sozial 
engagierten und einfühlsamen Menschen den Mut gibt, 
ihre berufliche Zukunft in der Pflege zu sehen. Die Aus-
bildung der Pflegerinnen und Pfleger muss fachlich gut 
sein. Sie muss aber auch kommunikative Kompetenzen 
vermitteln. Das umfassende Aufgabenfeld verlangt mitt-
lerweile nach einer generalistischen Ausbildung über alle 
Pflegeberufe, die aus einer gemeinsamen Grundausbil-
dung bestehen kann und einer anschließenden Speziali-
sierung für den Alten-, Kranken- oder Kinderkranken-
pflegebereich. 
 
Lassen Sie mich abschließend einige Wort zu den viel 
zitierten innovativen Modellen sagen. Grundsätzlich 
halte ich viele dieser diskutierten Ideen für ein großes 
Ablenkungsmanöver und eine teure Spielwiese für Poli-
tik und Bauträger. Die Diskussion über alternative Wohn-
ideen für Senioren kann interessant sein. Sie ist aber 
nicht zielorientiert für Lösungen der Sorgen und Nöte der 
Menschen in der Pflege. 
 
 
Frau Ministerin, geben Sie dieses Geld besser für die 
Optimierung gewachsener Strukturen aus. Es gibt so 
viele Baustellen in den traditionellen Strukturen, die ihre 
ganze Aufmerksamkeit, Kraft und Zielstrebigkeit brau-
chen. Halten Sie sich bei all diesen teuren Experimenten 
zurück. Konzentrieren Sie sich auf die wichtigen Aufga-
ben, die wir für die Menschen in der Pflege lösen müs-
sen. 
 
Vielen Dank. 
 

(Beifall bei der CDU) 
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Vizepräsident Itzek: 
 
Frau Staatsministerin Dreyer hat das Wort. 
 
 
Frau Dreyer, Ministerin  
für Arbeit, Soziales, Familie und Gesundheit: 
 
Herr Präsident, meine sehr verehrten Herren und Da-
men! Sie verzeihen, dass ich, obwohl ich so lange gere-
det habe, doch noch einmal kurz das Wort ergreife. Aber 
ich möchte schon noch zwei oder drei Sachen zu den 
Äußerungen sagen, die hier getätigt worden sind.  
 
Herr Abgeordneter Marz, mir fallen noch mindestens 20 
Themen ein, die ich im Rahmen der Pflege wichtig finde, 
die ich aber nicht in der Regierungserklärung genannt 
habe, weil ich mich entschieden habe, Schwerpunkte zu 
setzen. Ich persönlich bin der Meinung, dass es wichtige 
Schwerpunkte waren und es nicht richtig gewesen wäre, 
alle Themen, die wir hier schon oft diskutiert haben, 
wieder aufzugreifen. 
 
Ich komme zu einem zweiten Punkt. Ich habe eine sehr 
klare Meinung zur Pflegeversicherung und zur Weiter-
entwicklung der Pflegeversicherung. Sie ist und war 
noch nie ein Geheimnis. Gerade auf unserem großen 
Pflegekongress haben wir den kompletten Vormittag 
diesem Thema gewidmet und dazu klare Ausführungen 
gemacht. Ich habe nicht die Notwendigkeit gesehen, das 
heute in der Regierungserklärung wieder darzustellen. 
Ich sage Ihnen auch, warum. Die Partner in unserem 
Land haben inzwischen längst begriffen, welche Mei-
nung ich habe und wofür ich mich einsetze. Darüber 
hinaus haben die Partner begriffen, dass wir in diesem 
Land sehr viel mehr tun können, als nur auf die Weiter-
entwicklung der Pflegeversicherung zu starren.  
 

(Vereinzelt Beifall bei der SPD) 
 

Das wollte ich im Rahmen meiner Regierungserklärung 
deutlich machen. Wir brauchen natürlich eine solide 
Finanzierung. Wir brauchen die Weiterentwicklung der 
Pflegeversicherung. Das steht völlig außer Frage. Ich 
glaube auch, das ist bei niemandem umstritten. Sogar 
im inhaltlichen Bereich haben wir viele übereinstimmen-
de Meinungen zu diesem Thema. Natürlich gibt es Diffe-
renzen auch zu der Form oder dem Weg, wie die Finan-
zierung aussehen soll. Aber das ist für mich kein Grund, 
das in diesem Parlament nicht zu diskutieren. Ich bin 
genauso sicher, wenn wir irgendwann ein Gesetzge-
bungsverfahren haben, werden wir uns auch in der Koa-
lition dazu zu verhalten wissen. Aber zurzeit ist klar, wie 
die Positionen sind. 
 
Ein letztes Wort dazu: Ich persönlich habe sehr stark 
auch dafür gekämpft, mit den Partnern und Partnerinnen 
zusammen zu schauen, was wir jenseits der Pflegever-
sicherung tun können. Es ist unglaublich viel, was wir für 
die Pflege tun können, was wir angepackt haben, wo wir 
gemeinsam auf einer Ebene sind, wenn wir davon spre-
chen oder wenn ich davon gesprochen habe, dass es 
mir auf die gesellschaftliche Anstrengung in unserer 
Gesellschaft für die Pflege ankommt, dass es uns natür-
lich – das war Ziel dieser Regierungserklärung, das 
deutlich zu machen – auf die Familien, auf die Freiwilli-

gen, auf die Ehrenamtlichen in Zukunft ankommt. Die 
Landesregierung redet nicht nur schön über dieses 
Engagement, sondern wir haben uns in den letzten 
Jahren Instrumente einfallen lassen, um die Familien 
und Ehrenamtlichen tatsächlich zu unterstützen und sie 
wertzuschätzen. Das bedeutet einerseits, dass wir bei-
spielsweise Schulungen für sie anbieten. Das bedeutet, 
dass wir Informationsmaterial für die Angehörigen ins 
Land geben, und es bedeutet, dass wir niedrigschwellige 
Angebote fördern, um gerade die Ehrenamtlichen und 
die Familien in diesem Bereich zu entlasten. 
 
Vielleicht noch ein Blick auf das Landesgesetz: Das, was 
Sie in der Hospiz gelobt haben, war für uns Vorbild für 
die pflegerische Infrastruktur. Wir wollen genau dieses 
System, nämlich das Hauptamt zu fördern, damit Schu-
lung und Unterstützung der Ehrenamtlichen möglich ist, 
auf die Pflege übertragen. Ich bin sicher, dass wir diesen 
Weg auch gemeinsam mit allen Partnern gehen werden. 
 
Nun vielleicht noch zu Ihnen, sehr geehrter Herr Abge-
ordneter Rüddel. Sie stellen viele Fragen. Die haben wir 
auch schon sehr oft im Parlament zu diesem Thema 
gehört, vor allem im Hinblick auf die illegale Beschäfti-
gung. Aus meiner Sicht geben Sie keine Antworten, im 
Gegensatz zu meiner Regierungserklärung, wo Sie viele 
Antworten finden. Ich glaube, es ist einfach auch verfehlt 
zu glauben, dass man bei dem Thema „Illegale Beschäf-
tigung“ auf einen großen Wurf, eine Lösung schlechthin, 
setzen kann. Ich denke, wir müssen unterschiedliche 
Maßnahmen ergreifen, um mit diesem Thema zielgerich-
tet umgehen zu können und auch tatsächlich Erfolge zu 
erreichen. Ich habe mich bemüht, das aufzuzeigen. Ich 
glaube nicht, dass wir davon träumen sollten, dass es 
eine einzige Maßnahme geben könnte mit der die Illega-
le Beschäftigung in der Pflege zu unterbinden wäre. 
 
Vielen Dank. 
 

(Beifall bei SPD und FDP) 
 
 

Vizepräsident Itzek: 
 
Zur Kurzintervention hat Herr Abgeordneter 
Dr. Rosenbauer das Wort. 
 
 
Abg. Dr. Rosenbauer, CDU: 
 
Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen und 
Herren! Sehr geehrte Frau Ministerin, es wäre einfach 
einmal gut, wenn man wirklich genau hinhörte, was 
Redner der Opposition sagen.  
 

(Beifall bei der CDU) 
 
Ich bin nicht mehr gewillt hinzunehmen, dass Sie immer 
alles extra missverstehen. Das Gleiche gilt für Herrn 
Mertes. 
 
Ich will Ihnen noch eines sagen. Sie haben gesagt, es 
gibt viele Antworten in Ihrer Regierungserklärung. Ich 
hätte Ihnen allemal wirklich die Empfehlung gegeben, 
die Debatte von 2002 nachzulesen. Dann können Sie 
Ihre Regierungserklärungen nebeneinander legen, die 
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Überschriften sind genau die gleichen. Wir haben heute 
das Gleiche gehört wie damals. Sie können auch Ihr 
eigenes Heft nehmen und können die Überschriften 
nebeneinander legen. Es ist immer dasselbe, was hier 
erzählt wird. Das ist schon sehr deutlich.  
 

(Mertes, SPD: Sie haben es immer  
noch nicht gelernt! Müssen wir es  

noch einmal machen?) 
 

– Herr Mertes, jetzt sind Sie einfach einmal still. 
 
Wenn unter Punkt 2.1. „ambulant vor stationär“ festge-
stellt wird, muss ich darauf hinweisen, diese These ist 15 
Jahre alt. Das ist überhaupt nichts Neues. So setzt sich 
eine Sprechblase an die andere in der Regierungserklä-
rung. 
 

(Beifall der CDU) 
 
All das, was wirklich problematisch ist, haben Sie ausge-
lassen. Genau das haben der Kollege Reiner Marz und 
der Kollege Erwin Rüddel hier noch einmal gesagt. Es ist 
mehr als die Pflicht einer Opposition, auf diese Probleme 
hinzuweisen. 
 

(Beifall bei der CDU – 
Hartloff, SPD: Das hat die Ministerin in  
den letzten drei Minuten alles gesagt!) 

 
– Ich weiß, dass von der linken Seite dann immer per-
sönliche Verunglimpfungen kommen. Wir werden uns an 
dieser Sache nicht beteiligen. Herr Kollege Mertes hat 
eben das beste Beispiel gegeben. 
 

(Pörksen, SPD: Ein bisschen vorsichtig,  
Herr Kollege!) 

 
Ich will Ihnen das nur an einem Beispiel deutlich ma-
chen. Sie haben in Ihrer Regierungserklärung auf Seite 
23 Folgendes gesagt: Fazit, die Bilanz zeigt, dass wir es 
gemeinsam mit unseren Partnerinnen und Partnern 
geschafft haben. Die Fachkräftesituation ist qualitativ 
und in quantitativer Hinsicht nachhaltig zu sichern und 
zu verbessern gewesen. Das ist erreicht worden. – Ich 
will Ihnen einmal die Zahlen zur Pflege, die man heute 
im Statistischen Landesamt nachlesen kann, gern prä-
sentieren. 
 

(Ramsauer, SPD: Das können  
wir selbst lesen!) 

 
Wir haben die Zahlen des Personals der Pflegedienste 
im ambulanten Bereich. Im Jahr 1999 waren das 7.928. 
Im Jahr 2001 waren es 7.920. Im Jahr 2003 waren es 
7.883. Das ist ein deutlicher Rückgang bei gleichzeiti-
gem Anstieg der zu Betreuenden von 17.578 auf 18.804.  
 
Thema 2 – auch im Statistischen Landesamt nachzu-
schauen –, und zwar Entwicklung des Pflegepersonals 
in Krankenhäusern: Im Jahr 2002, in dem Sie mit Ihrer 
Aktion gestartet sind, die Sie heute gelobt und als Erfolg 
gepriesen haben, waren 15.376 Krankenschwestern in 
Krankenhäusern beschäftigt.  
 

(Glocke des Präsidenten) 

Im Jahr 2004 waren es 14.938. Aus Zeitgründen kann 
ich jetzt nicht mehr alle aufzählen. Gesamtbeschäftigung 
von 19.672 auf 18.558 zurückgegangen. 
 
 
Vizepräsident Itzek: 
 
Herr Kollege, Ihre Redezeit ist zu Ende. 
 
 
Abg. Dr. Rosenbauer, CDU: 
 
Das zeigt die wahre Situation in Rheinland-Pfalz.  
 
Vielen Dank. 

(Beifall der CDU) 
 

 
Vizepräsident Itzek: 
 
Ich möchte noch etwas anmerken: Ich war hier großzü-
gig, das war aber keine Kurzintervention, weil Sie nicht 
auf den letzten Beitrag der Ministerin eingegangen sind. 
 

(Zuruf des Abg. Dr. Rosenbauer, CDU,  
und weitere Zurufe von der CDU) 

 
– Ich sage das nur: Es war keine Kurzintervention.  
 

(Dr. Weiland, CDU: Parteiische  
Amtsführung!) 

 
Meine Damen und Herren, damit wäre die Aussprache 
zur Regierungserklärung beendet.  
 

(Dr. Rosenbauer, CDU: Ich möchte eine  
persönliche Erklärung abgeben! Das  

steht mir als Abgeordnetem zu!) 
 

– Lassen Sie mich erst einmal reden.  
 
Zunächst einmal wäre damit die Aussprache zur Regie-
rungserklärung beendet. Zur persönlichen Erklärung gibt 
es jetzt noch eine Wortmeldung von Herrn Abgeordne-
ten Dr. Rosenbauer. 
 
 
Abg. Dr. Rosenbauer, CDU: 
 
Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen und 
Herren! Herr Präsident, ich habe sehr wohl auf die Ein-
lassungen der Frau Ministerin reagiert und habe zu dem 
Gesamtergebnis Stellung bezogen. 
 

(Beifall der CDU) 
 

Ich lasse mir auch nicht von einem Präsidenten sagen, 
was ich hier zu sagen habe. 
 
Zweitens: Der Kollege Mertes hat eben eine Kurzinter-
vention – – – 

(Zurufe von der SPD) 
 

– Kollege Mertes! 
 

(Mertes, SPD: Hier!) 
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Herr Kollege Mertes hat eben in einer Kurzintervention 
auf den Kollegen Reiner Marz mich in mehreren Sätzen 
angegriffen und auf mich Bezug genommen, obwohl ich 
bis zu diesem Zeitpunkt hier überhaupt nicht geredet 
hatte. Dort sind Sie nicht eingeschritten. Das haben Sie 
zugelassen. Das verbitte ich mir. 
 
Vielen Dank. 
 

(Starker Beifall der CDU – 
Dr. Weiland, CDU: Ungeheuerlich!) 

 
 
Vizepräsident Itzek: 
 
Herr Kollege Hartloff hat das Wort. 
 
 
Abg. Hartloff, SPD: 
 
Herr Präsident, werte Damen und Herren Kolleginnen 
und Kollegen! Zur Geschäftsordnung darf ich feststellen, 
die Kurzintervention von Herrn Dr. Rosenbauer erfolgte 
auf die kurze Wortmeldung der Ministerin, nicht auf die 
Wortmeldung von Herrn Marz. Das, was Sie eben als 
persönliche Erklärung abgegeben haben, war im Sinn 
der Geschäftsordnung auch keine persönliche Erklä-
rung. 

(Vereinzelt Beifall bei der SPD) 
 

Herr Kollege Dr. Rosenbauer, ich darf Sie bitten, einmal 
die Geschäftsordnung nachzulesen. 
 

(Dr. Weiland, CDU: Das haben Sie  
doch gar nicht festzustellen!) 

 
Wir pflegen eine offene Debatte. Ich meine deshalb, wir 
vertiefen es auch nicht.  
 

(Beifall der SPD) 
 

 
Vizepräsident Itzek: 
 
Meine Damen und Herren Kolleginnen und Kollegen! Wir 
können, wenn das Protokoll vorliegt, uns im Ältestenrat 
jederzeit einmal damit beschäftigen. 
 

(Dr. Weiland, CDU: Stümper! Unglaublich!) 
 

Herr Kollege Bischel, zu was melden Sie sich? 
 

(Unruhe im Hause) 
 
 
Abg. Bischel, CDU: 
 
Herr Präsident, ich melde mich zur Geschäftsordnung 
und darf Sie herzlich bitten, den Herrn Kollegen Hartloff 
darüber aufzuklären, dass selbstverständlich ein ange-
sprochener Parlamentarier, wenn er namentlich genannt 
und angegriffen wird, das Recht hat, eine persönliche 
Erklärung zu diesen Angriffen abzugeben. Bitte informie-
ren Sie ihn über die Geschäftsordnung. 
 

(Beifall der CDU) 

Vizepräsident Itzek: 
 
Meine Damen und Herren, ich glaube, wir können uns 
jederzeit im Ältestenrat darüber unterhalten.  
 

(Unruhe im Hause) 
 
Es sollte ein bisschen Ruhe einkehren. 
 
Damit ist Punkt 2 der Tagesordnung beendet.  
 
 
Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 
 

…tes Landesgesetz zur Änderung der  
Verfassung für Rheinland-Pfalz 

Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD, CDU,  
FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

– Drucksache 14/4490 – 
Erste Beratung 

 
Die Fraktionen der SPD, CDU und FDP haben verein-
bart, dass hierzu der Landtagspräsident spricht. Die 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat Wert darauf 
gelegt, dass sie ihre fünf Minuten Redezeit in Anspruch 
nehmen kann. 
 
Herr Präsident, bitte. 
 
 
Präsident Grimm: 
 
Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Ich bin froh darüber, dass ich zu einem Thema 
sprechen kann, über das wir uns im Ergebnis einig sind; 
denn es handelt sich um einen gemeinsamen Gesetz-
entwurf aller Fraktionen. Ich will insbesondere für die 
interessierte Öffentlichkeit kurz darlegen, um was es 
geht. 
 
Es geht darum, dass wir die rechtlichen Voraussetzun-
gen dafür schaffen wollen, dass auch nach der nächsten 
Landtagswahl am 26. März 2006 und folgenden Land-
tagswahlen die konstituierende Sitzung des Landtags, 
und damit nach einer guten rheinland-pfälzischen Tradi-
tion auch die Wahl des Ministerpräsidenten und die 
Bestätigung der Landesregierung, am 18. Mai bzw. 
zeitnah zum 18. Mai stattfinden kann.  
 
Warum brauchen wir hierzu eine Änderung der Verfas-
sung, fragen sich manche. Das hat mit der geltenden 
Fassung des Artikels 83 der Landesverfassung zu tun, in 
dem steht, dass der Landtag spätestens am 30. Tag 
nach der Landtagswahl zusammentreten muss. Das 
bedeutet für die nächste Wahl am 26. März 2006, dass 
spätestens am 25. April 2006 die konstituierende Sit-
zung des Landtags stattzufinden hätte. 
 
 
Wie kam es zu dieser Regelung, die verhindert, dass wir 
an eine gewachsene Tradition anknüpfen können, die 
den 18. Mai als Fixpunkt für die konstituierende Sitzung 
sich hat entwickeln lassen? – Die aktuelle Regelung fußt 
auf einer Änderung der Landesverfassung im Jahr 2000, 
und diese ging zurück auf eine Empfehlung der Enque-
te-Kommission „Verfassungsreform“ im Jahr 1994. 
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Die Enquete-Kommission hat seinerzeit empfohlen, sich 
der Regelung anzuschließen, die für den Deutschen 
Bundestag gilt. Diese Regelung sieht die 30-Tage-Frist 
vor. 
 
Aus den Materialien ergibt sich, dass die Enquete-
Kommission davon ausgegangen ist, dass es sich trotz 
dieser 30-Tage-Frist ermöglichen lasse, an dem 18. Mai 
als Tag der konstituierenden Sitzung festzuhalten. Wir 
sehen aber, dass das für die nächste Wahl nicht gilt. Der 
Irrtum lag wohl darin, dass man geglaubt hat, dass die 
Landesregierung, die für die Festsetzung des Termins 
der Landtagswahl zuständig ist, die Wahl so platzieren 
könnte, dass es mit dem 18. Mai tatsächlich hinkommt.  
 
Das ist nun offenkundig nicht der Fall und hat seine 
Gründe; denn die Landesregierung entscheidet in eige-
ner Verfassungsverantwortung, aber doch unter politi-
schen Rahmenbedingungen, die nicht ausschließlich 
von ihr selbst gesetzt werden. 
 

(Ministerpräsident Beck: Beispielsweise  
Fastnacht!) 

 
– Beispielsweise Fastnacht, beispielsweise Osterferien, 
beispielsweise die Tatsache, dass auch in Baden-
Württemberg und in Sachsen-Anhalt gewählt wird. 
 
Für die Öffentlichkeit wäre es schon schwer vermittelbar, 
dass Rheinland-Pfalz sagen würde, wir wählen 14 Tage 
später. Ich lasse das Problem „Osterferien“ einmal bei-
seite. 
 
Kurzum: Es ist die Notwendigkeit offenkundig, eine fle-
xiblere Lösung zu finden. Dafür bietet sich eine Auflo-
ckerung der 30-Tage-Frist an. Der Gesetzentwurf sieht 
vor, auf 60 Tage zu gehen. Damit wären alle unsere 
Bedürfnisse, vor allen Dingen die Bedürfnisse einer 
potenziellen Landesregierung, die sich auch in Koaliti-
onsverhandlungen finden und ausreichend Zeit haben 
muss, sichergestellt. 
 
Ein Gesichtspunkt scheint mir noch besonders wichtig 
zu sein: Das ist der 18. Mai selbst. Welche Bedeutung 
kommt dem 18. Mai in unserem Land und in unserer 
politischen Tradition zu? – Ich glaube, er ist ein einmali-
ges Datum für unser rheinland-pfälzisches Gemeinwe-
sen. Das belegt ein kleiner Rückblick in die Geschichte. 
 
 
Am 18. Mai 1947 hat die Wahlbevölkerung in Rheinland-
Pfalz mit Mehrheit die Landesverfassung verabschiedet, 
und sie hat an diesem Tag auch den ersten rheinland-
pfälzischen Landtag gewählt. Am 18. Mai 1949 hat der 
rheinland-pfälzische Landtag seine Zustimmung zum 
Grundgesetz und damit zur Bildung der Bundesrepublik 
Deutschland gegeben, und am 18. Mai 1951 hat hier im 
Deutschhaus erstmals der Landtag Rheinland-Pfalz 
getagt. 
 
Überdies hat der 18. Mai noch eine weiter zurückliegen-
de politisch-historische Bedeutung; denn am 
18. Mai 1848 konstituierte sich die Paulskirchenver-
sammlung, die auch für die Region, die heute zu Rhein-
land-Pfalz gehört, eine außerordentliche Bedeutung 
hatte. Heinrich von Gagern, der erste Präsident, stammt 

schließlich aus einer Region des heutigen Rheinland-
Pfalz, nämlich aus der Nähe von Worms. 
 
Man darf sogar vermuten, dass diejenigen, die dem 
18. Mai in den 40er-Jahren diese politische Bedeutung 
gegeben haben, diesen Termin 18. Mai 1848 mögli-
cherweise im Hinterkopf hatten. 
 
Kurzum: Es ist ein Traditionstag, den es zu bewahren 
und im Bewusstsein der Bevölkerung zu vertiefen gilt. 
Deswegen glaube ich, dass über diese praktischen 
Erwägungen hinaus, die wir angestellt haben, es wün-
schenswert ist sicherzustellen, dass wir am 18. Mai auch 
für die folgenden Wahlen die Konstituierung des Land-
tags ermöglichen und damit eine Tradition fortsetzen 
oder begründen – je nachdem, wie man will –, die ihre 
eigene politische Bedeutung hat. 
 
Ich bitte Sie also, diesem Gesetzentwurf zuzustimmen. 
 

(Beifall der SPD, der CDU und der FDP) 
 

 
Vizepräsident Itzek: 
 
Ich erteile Frau Abgeordneter Thomas das Wort. 
 
 
Abg. Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
 
Meine Damen und Herren! Mancher mag es bemer-
kenswert finden, dass wir einen eigenen Redebeitrag 
haben. Aber ich finde, selbst wenn man mit einem ge-
meinsamen Gesetzesantrag und einem gemeinsamen 
Gesetzentwurf eine Verfassung ändert, es ist schon das 
Recht und meiner Meinung nach auch die Pflicht der 
Fraktionen, hierzu einige Erläuterungen zu machen.  
 
Ich bin froh, dass ich das – – – 
 

(Mertes, SPD: Warum haben Sie denn  
so ein schlechtes Gewissen?) 

 
– Ich habe überhaupt kein schlechtes Gewissen.  
 
Ich bin ganz froh, dass ich jetzt nach dem Präsidenten 
noch einmal auf eines hinweisen kann. Auch er hat in 
seiner Begründung den Eindruck erweckt, es sei sozu-
sagen ein Versehen gewesen, dass mit der letzten Ver-
fassungsänderung, die im Jahr 2000 vom Parlament und 
aufgrund von Empfehlungen der Enquete-Kommission 
vorgenommen wurde, eine Frist von 30 Tagen beschlos-
sen worden ist. 
 
Meiner Meinung nach ist es wichtig zu sagen, dass dies 
im Jahr 2000 nach sehr gründlichen Überlegungen be-
schlossen worden ist. Auch die Enquete-Kommission 
hatte sich das damals im Jahr 1994 sehr wohl überlegt. 
Sie wissen, es verging ein langer Zeitraum, bis die Ver-
fassungsänderung vom Parlament beschlossen werden 
konnte. Im ersten Anlauf hatte das nicht geklappt.  
 
Wenn man sich die Unterlagen von damals betrachtet, 
kann man feststellen, dass sich die Enquete-
Kommission diesen Schritt damals sehr wohl überlegt 
hatte. Zum einen, weil sie den vorherigen, sehr unsiche-
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ren Zustand beseitigen wollte. Sie wissen, damals gab 
es die Regelung, dass zwischen der Wahl und der Kon-
stituierung 17 Tage liegen sollten – also ein sehr viel 
kürzerer Zeitraum –, aber gleichzeitig war in der Verfas-
sung die Möglichkeit vorgegeben, dass die neu gewähl-
ten Abgeordneten bis zu drei Monate neben dem noch 
existierenden Parlament im Amt sein konnten. So sah 
die Regelung in unserer Verfassung vor dem Jahr 2000 
aus. 
 
Die damalige Enquete-Kommission hat – sicherlich in 
Anlehnung an die Vorgänge im Bundestag – empfohlen: 
Wir wollen für die Legislaturperiode ein klares Ende 
setzen, und wir wollen uns bei der Frist an dem orientie-
ren, was in manchen anderen Parlamenten gilt. 
 
 
Es wurde damals auch erörtert, dass man nicht immer 
mit dem Konstituierungstermin auf dem 18. Mai landen 
könne, dass man aber bei entsprechenden Planungen 
und Vorbereitungen – dies gilt auch für die Festlegung 
des Wahltermins – mit der Frist von 30 Tagen meistens 
auf dem 18. Mai landen könne.  
 
 
Es ist mir wichtig, dies heute in Erinnerung zu rufen, da 
sich damit damals in der Enquete-Kommission und auch 
im Parlament sehr intensiv auseinander gesetzt wurde.  
 
 
Dass wir dennoch mit Ihnen gemeinsam die Verlänge-
rung der Frist beschließen, hat zum einen etwas mit der 
Würdigung des Verfassungstags in Rheinland-Pfalz zu 
tun. Unsere Begründung fußt auf zwei weiteren Intentio-
nen.  
 
Das sind insbesondere die verstärkten Bemühungen, 
Wahltermine zu Landtagen zusammenzulegen. Um in 
diesen Bemühungen erfolgreich zu sein, ist meiner Mei-
nung nach eine längere Frist erforderlich; denn wenn 
verschiedene Bundesländer versuchen, die Termine 
zusammenzulegen, ist es bei diversen Fristen schwierig, 
einen gemeinsam möglichen Termin zu finden. 
 
 
Ein weiterer Grund ist die Tatsache – wir erleben das 
gerade in Berlin –, dass eine Regierungsbildung oder 
Koalitionsbildung komplizierter sein kann und mehr Zeit 
erfordert. Wir kommen dann natürlich in Schwierigkeiten, 
wenn sich der Landtag konstituiert, aber zum Beispiel 
noch keine Regierung gebildet werden kann. Auch in 
Rheinland-Pfalz könnte es komplizierter werden. Aus 
diesem Grund stehen wir hinter der Änderung der Ver-
fassung.  
 
Wir legen aber Wert darauf, dass wir in einem solchen 
Fall unsere Begründung selbst vortragen können. 
 
Vielen Dank. 
 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
 

Vizepräsident Itzek: 
 
Ich erteile Herrn Staatsminister Mertin das Wort. 

Mertin, Minister der Justiz: 
 
Herr Präsident, meine sehr geehrten Kolleginnen und 
Kollegen! Lassen Sie mich für die Landesregierung 
ausdrücklich die aus dem Parlament kommende Initiati-
ve zur Verlängerung dieser Frist begrüßen. Sie ermög-
licht es – darauf hat Herr Präsident Grimm schon hinge-
wiesen –, an der in unserem Land aus guten Gründen 
geltenden Tradition festzuhalten, wenn möglich am 
18. Mai die Legislaturperiode zu beginnen. Allerdings 
wird unsere Landesverfassung auch nach dieser Ände-
rung dies nicht in jedem Fall gewährleisten, weil unsere 
Landesverfassung zum Beispiel den Fall der Selbstauf-
lösung vorsieht. In einem solchen Fall kommen wir unter 
Umständen aus dem Rhythmus heraus. Aber auch in 
diesem Fall könnte die neu gesetzte Frist helfen, durch 
eine geschickte Gestaltung von Wahlterminen wieder 
näher an den Termin 18. Mai zu rücken. Auch insoweit 
wäre dann eine Hilfe gegeben. 
 
 
Ich betone, dass die Landesregierung diesen Termin 
selbstverständlich nach Sondierungen des Herrn Minis-
terpräsidenten auch mit den im Landtag vertretenen 
Parteien festgesetzt hat. Insoweit wurden alle Gesichts-
punkte berücksichtigt und Einvernehmen erzielt. 
 
 
Es erscheint mir wichtig, einen Punkt aus verfassungs-
rechtlicher Sicht zu erwähnen, weil unter Umständen 
problematisiert werden könnte, dass ein Parlament in 
einer laufenden Legislaturperiode gegebenenfalls seine 
eigene Amtszeit um 30 Tage verlängern könnte. Im 
vorliegenden Fall scheint mir das aber nach näherer 
Prüfung nicht stichhaltig zu sein.  
 
Die bisher geltende Regelung hätte bei einer anderen 
Gestaltung des Wahltermins dazu führen können, dass 
die Legislaturperiode dieses Parlaments bis in den Juni 
hinein hätte gelten können. Wenn sie bis in den Juni 
hinein durch eine andere Festlegung des Wahltermins 
hinein hätte ausgedehnt werden können, scheint es 
möglich zu sein, durch die jetzt beschlossene Verlänge-
rung einen Beginn der Legislaturperiode am 18. Mai zu 
erreichen, sodass man nicht von einer echten, sondern 
von einer unechten Verlängerung sprechen muss. Inso-
fern besteht aus meiner Sicht kein verfassungsrechtli-
ches Problem. Es bleibt daher bei meinen einführenden 
Bemerkungen, dass die Landesregierung diese Ände-
rung begrüßt. 
 

(Beifall bei FDP und SPD) 
 
 

Vizepräsident Itzek: 
 
Ich schlage die Überweisung an den Rechtsausschuss 
vor. Werden dagegen Einwände erhoben? – Das ist 
nicht der Fall. Dann ist das so beschlossen. 
 
Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung auf: 
 

Landesumweltinformationsgesetz (LUIG) 
Gesetzentwurf der Landesregierung 

– Drucksache 14/4307 – 
Zweite Beratung 
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dazu: 
Beschlussempfehlung des Ausschusses  

für Umwelt und Forsten 
– Drucksache 14/4551 – 

 
Änderungsantrag der Fraktion  

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
– Drucksache 14/4566 – 

 
Es wurde eine Redezeit von fünf Minuten je Fraktion 
vereinbart.  
 
Ich erteile dem Berichterstatter, Herrn Abgeordneten 
Dr. Braun, das Wort. 
 
 
Abg. Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
 
Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und Herren! 
Durch Beschluss des Landtags vom 14. Septem-
ber 2005 ist der Gesetzentwurf an den Ausschuss für 
Umwelt und Forsten federführend und an den Rechtaus-
schuss überwiesen worden. 
 
Der Ausschuss für Umwelt und Forsten hat den Gesetz-
entwurf in seiner 38. Sitzung am 22. September 2005 
beraten. Der Rechtsausschuss hat den Gesetzentwurf in 
seiner 41. Sitzung am 6. Oktober 2005 beraten.  
 
 
Die Beschlussempfehlung lautet, den Gesetzentwurf 
anzunehmen. Ich füge noch hinzu, dass es um die Um-
setzung eines EU-Gesetzes und insofern um den Voll-
zug einer Vorgabe der EU geht. 
 

(Vereinzelt Beifall im Hause) 
 

 
Vizepräsident Itzek: 
 
Ich erteile Herrn Abgeordneten Stretz das Wort. 
 
 
Abg. Stretz, SPD: 
 
Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Wir haben im Ausschuss für Umwelt und Forsten 
ausführlich über den Gesetzentwurf gesprochen. Es 
bestand einhellige Auffassung, dass es richtig ist, dass 
das Land Rheinland-Pfalz in diesem Fall eine Umset-
zung der EU-Richtlinie 1 zu 1 vornimmt. Es gab den 
einen oder anderen Einwand insbesondere aus dem 
Bereich von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, die eine noch 
stärkere Positionierung der Verbraucher in Bezug auf 
den Zugang zur Information haben wollten.  
 
 
Ich stelle fest, dass die Umweltinformation auf zwei 
Säulen beruht, die wir im Gesetz verankern wollen, 
nämlich dem Zugangsanspruch und der aktiven Informa-
tionspflicht. Dem ist in ausreichender Weise Genüge 
getan. Deshalb werden wir dem Gesetzentwurf zustim-
men und den Änderungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN ablehnen. 
 

(Beifall der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Itzek: 
 
Ich erteile Herrn Kollegen Lammert das Wort. 
 
 
 
Abg. Lammert, CDU: 
 
Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Der Gesetzentwurf wurde bereits im Plenum und im 
Ausschuss für Umwelt und Forsten ausführlich erörtert. 
Das Gesetz führt sicherlich zu einer höheren Transpa-
renz in Umweltfragen. Dies insbesondere für die Bürge-
rinnen und Bürger. Das begrüßen wir natürlich ausdrück-
lich. 
 
Auch wir begrüßen es, dass die Richtlinie lediglich 1 zu 
1 umgesetzt wird. Wir wünschen uns, dass auch in der 
Zukunft EU-Richtlinien ausschließlich 1 zu 1 umgesetzt 
werden.  
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, zu dem Ände-
rungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
der relativ kurzfristig eingereicht wurde, darf ich nur so 
viel sagen, dass wir der Ansicht sind, dass im Gesetz-
entwurf bereits viele Punkte, die im Änderungsantrag 
aufgeführt sind, hinreichend geregelt sind und sicherge-
stellt ist, dass informationspflichtige Stellen die ge-
wünschten Informationen weitergeben. Sie wollen letzt-
lich eine Kann-Regelung in eine Muss-Regelung um-
wandeln. Das ist der Hintergrund für diesen Änderungs-
antrag. Wir sehen in dieser Forderung nur einen zusätz-
lichen Bürokratismus. Deshalb werden wir diesen Ände-
rungsantrag ablehnen. Die CDU-Fraktion wird aber dem 
Gesetzentwurf zustimmen.  
 
Danke schön. 
 

(Beifall der CDU) 
 
 
 
Vizepräsident Itzek: 
 
Das Wort hat Herr Abgeordneter Hohn. 
 
 
 
Abg. Hohn, FDP: 
 
Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Auch ich möchte mich den Worten meiner beiden 
Vorredner anschließen. Unsere Fraktion begrüßt, dass 
die EU-Vorgabe 1 zu 1 umgesetzt wurde. Wir werden 
dem Gesetzentwurf zustimmen und den Änderungsan-
trag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ebenfalls 
ablehnen. 
 
Ich danke Ihnen. 
 

(Beifall bei FDP und SPD) 
 
 

Vizepräsident Itzek: 
 
Ich erteile Herrn Abgeordneten Dr. Braun das Wort. 
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Abg. Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich werde 
mich den Worten meiner Vorredner nicht anschließen 
und muss deswegen noch einmal kurz begründen, wa-
rum wir die Änderungen eingebracht haben.  
 
Es geht um eine Muss-Regelung, weil es bei Informatio-
nen, Herr Lammert, keinen Sinn macht, dass es eine 
Kann-Regelung gibt. Bei dem Informationsrecht handelt 
es sich um ein Recht, das man einfordern will und das 
dann umgesetzt wird.  
 
Wenn man gegenüber einer Verwaltung eine Kann-
Regelung für die Information auch bei der Weiterleitung 
hätte, hat man kein Recht, sondern eine Gnade. Unserer 
Auffassung nach ist die Information keine Gnade, son-
dern die Bürgerinnen und Bürger haben das Recht, die 
Informationen, die sie haben wollen und dürfen, auch zu 
erhalten. 
 
Deswegen haben wir noch einmal festgehalten, dass die 
Weiterleitung sein muss. Sie hat auch in einer gewissen 
Frist zu erfolgen, weil bei Umweltinformationen ab und 
zu Verfristungen auch bei Einspruchsregelungen vor-
handen sind. Deswegen brauchen wir eine Frist, in der 
die Verwaltung antwortet. Es hilft uns nicht, wenn diese 
vier Monate später antwortet, wenn alle anderen Ein-
spruchsmöglichkeiten vorbei sind. 
 
Dazu haben wir geschrieben – so ähnlich steht es im 
EU-Gesetz; deswegen ist es nicht unbedingt eine 1-zu-
1-Umsetzung –, dass von vornherein Umweltinformatio-
nen mit zu bedenken, Gesetze zu planen und Planungen 
so durchzuführen sind, dass die Umweltinformationen 
weitergegeben werden können. Wir sind der Auffassung, 
dass sie elektronisch weitergegeben werden müssten, 
weil sie in den meisten Fällen elektronisch vorhanden 
sind.  
 
Ich will ein kleines Beispiel nennen, in dem es um Um-
weltinformationen ging. Gestern fand in der Gemeinde 
Altrip die Vorstellung des Polder-Gutachtens für den dort 
geplanten Polder statt. Im Vorfeld gab es einen „wun-
derbaren“ Streit darum, ob diese Gutachten öffentlich 
sind oder nicht. Ursprünglich soll die Ministerin gesagt 
haben, diese seien nicht öffentlich und müssten in nicht 
öffentlicher Sitzung vorgestellt werden. Sie kann dies 
gleich noch einmal richtig stellen. Das hat der Bürger-
meister gesagt.  
 
Die Struktur- und Genehmigungsdirektion sagte inzwi-
schen, der Bürgermeister wollte, dass die Gutachten in 
nicht öffentlicher Sitzung vorgestellt werden. Deshalb 
haben 80 Leute vor dem Rathaus gestanden und wur-
den nicht hineingelassen. Von daher ist es wichtig, dass 
wir bei Umweltinformationen, aber auch bei anderen 
Informationen ein klares Recht haben, es klare Rege-
lungen gibt und die Informationen öffentlich sind, damit 
sich die Bürgerinnen und Bürger entsprechend informie-
ren können. 
 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 

Wir haben noch den Satz dazugeschrieben, dass die 
Informationen kostengünstig weitergegeben werden 

sollen; denn in dem erwähnten Fall mussten die Bürge-
rinnen und Bürger zuerst zur Struktur- und Genehmi-
gungsdirektion gehen und dort mit Digitalkameras und 
Diktiergeräten versuchen, diese Informationen zu si-
chern und nach Hause zu transportieren. Das ist ein 
sehr umständlicher und kostenintensiver Weg. Deswe-
gen sagen wir, dass es auch kostengünstige Möglichkei-
ten geben muss, wie diese Informationen zur Verfügung 
gestellt werden. Die Behörden sollen das von vornherein 
mit bedenken. 
 
Vielen herzlichen Dank. 
 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
 

Vizepräsident Itzek: 
 
Das Wort hat Frau Umweltministerin Conrad. 
 
 
Frau Conrad, Ministerin für Umwelt und Forsten: 
 
Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Es ist richtig, dass das Landesumweltinformations-
gesetz ein Meilenstein auf dem Weg zu einer neuen 
offenen Behördenkultur ist. Es stärkt durch den individu-
ellen Zugang zu Umweltinformationen die Rechte der 
Bürgerinnen und Bürger und betont umgekehrt den 
Dienstleistungscharakter der Verwaltungen, weil sie eine 
Pflicht zur Information haben. 
 
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich bedanke 
mich für die breite Unterstützung durch das Parlament 
für dieses Gesetz. Nicht nur Herr Stretz, sondern auch 
andere haben betont, dass es sich um eine 1-zu-1-
Umsetzung der Europäischen Umweltinformationsrichtli-
nie handelt. 
 
Ich will gern auf den Änderungsantrag der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN eingehen und dazu drei 
Bemerkungen machen. 
 
1. Wenn wir den Antrag umsetzen würden, würde er an 
manchen Stellen eher zur Unklarheit als zur Klarheit 
beitragen. Insofern sollten wir ihn nicht umsetzen. 
 
2. Er ginge über die 1-zu-1-Umsetzung hinaus. 
 
3. Mit einem Punkt des Antrags würden wir die Behör-
den lahm legen. Ich will Ihnen das gern darstellen. Wenn 
Sie verlangen, dass alle Informationen, wie zum Beispiel 
Messdaten, die in Rheinland-Pfalz bei den Behörden 
millionenfach anfallen, nur auf den Verdacht hin bürger-
freundlich übersetzt werden, dass Bürgerinnen und 
Bürger, die keine Fachleute sind, vielleicht diese Infor-
mationen abfragen, ist das – auch im Hinblick auf das 
Verhältnismäßigkeitsprinzip – auch für die Behörden zu 
viel. Selbstverständlich werden die Daten, wenn eine 
Anfrage besteht, bürgerfreundlich aufbereitet und – falls 
notwendig – entsprechend interpretiert. Einem weiter 
gehenden Wunsch können wir nicht entsprechen. Er 
würde nicht dem Informationsbedarf gerecht. 
 
Ich möchte noch etwas zu Altrip sagen.  



6754 Landtag Rheinland-Pfalz - 14. Wahlperiode - 101. Sitzung, 12. Oktober 2005 
 

  
 

Herr Abgeordneter, Fakt ist das, was ich in der Presse 
erklärt habe. Die Struktur- und Genehmigungsdirektion 
hatte auch vor dem Hintergrund ihrer rechtlichen Bewer-
tung gesagt, dass es überhaupt keinen Grund gibt, das 
Gutachten geheim zu halten. Wie ich gestern erfahren 
habe, hat sie Informationen mit Erläuterungen in der 
Geschäftsstelle angeboten. Die Bürgerinitiative hatte die 
Kopien dieses Gutachtens gehabt. 
 
 
Als mich der Bürgermeister im Sommer angeschrieben 
hatte und eine Erörterung im Gemeinderat wollte, habe 
ich diesem Wunsch entsprochen und die Struktur- und 
Genehmigungsdirektion angewiesen, diese vor Ort 
durchzuführen. Im Übrigen habe ich meine Rechtsauf-
fassung auf das Umweltinformationsrecht gestützt und 
mich damit über andere Rechtsauffassungen hinwegge-
setzt. Die Entscheidung, dies in einer nicht öffentlichen 
Sitzung zu tun, ist allein die Entscheidung des Bürger-
meisters vor Ort. In meinem Schreiben steht davon 
nichts drin. Die Erörterung hätte durchaus auch in einer 
öffentlichen Sitzung stattfinden können. Dies können 
und werden wir darstellen und nachholen. 
 
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, zum Schluss 
möchte ich noch einen Ausblick in die Zukunft vorneh-
men. Wir wollen an den Orientierungshilfen für die Bür-
gerinnen und Bürger arbeiten, um ihnen die Suche nach 
Umweltinformationen zu erleichtern. Die künftigen An-
wender und Anwenderinnen werden vor Ort mit dem Ziel 
geschult, das Umweltinformationsrecht im Vollzug rei-
bungslos umzusetzen.  
 
Ich bin sicher, dass die Behörden im Vollzug Transpa-
renz, Bürgerfreundlichkeit, aber auch den Respekt und 
die Verantwortung für den Wirtschaftsstandort Rhein-
land-Pfalz gewährleisten, und zwar dort, wo es darum 
geht, zwischen Informationsanspruch und schützenswer-
ten Daten abzuwägen. 
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich bedanke 
mich für die Unterstützung. 
 

(Beifall bei der SPD) 
 

 
Vizepräsident Itzek: 
 
Frau Ministerin, vielen Dank. 
 
Wir kommen zur Abstimmung über den Änderungsan-
trag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Druck-
sache 14/4566 –. Wer diesem zustimmen möchte, den 
bitte ich um das Handzeichen! – Gegenstimmen? – Der 
Antrag ist mit den Stimmen der SPD, der CDU und der 
FDP gegen die Stimmen des BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN abgelehnt. 
 
Wir kommen zur  Abstimmung über den  Gesetzentwurf 
– Drucksache 14/4307 – in zweiter Beratung. Wer dem 
Gesetzentwurf zustimmen möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen! – Gegenstimmen? – Der Gesetzentwurf 
ist mit den Stimmen der SPD, der CDU  und der FDP 
gegen die Stimmen des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
angenommen.  

Wir kommen zur Schlussabstimmung. Wer dem Gesetz-
entwurf zustimmen möchte, den bitte ich, sich vom Platz 
zu erheben! – Gegenstimmen? – Damit ist der Gesetz-
entwurf mit den Stimmen der SPD, der CDU und der 
FDP gegen die Stimmen des BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN angenommen. 
 
Ich rufe Punkt 5 der Tagesordnung auf: 
 

…tes Landesgesetz zur Änderung des  
Verwaltungshochschulgesetzes 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
– Drucksache 14/4454 – 

Zweite Beratung 
 

dazu: 
Beschlussempfehlung des Ausschusses  

für Wissenschaft, Weiterbildung,  
Forschung und Kultur 
– Drucksache 14/4552 – 

 
Das Wort hat die Berichterstatterin, Frau Abgeordnete 
Leppla. 
 
 
Abg. Frau Leppla, SPD: 
 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Der Aus-
schuss für Wissenschaft, Weiterbildung, Forschung und 
Kultur hat den Gesetzentwurf der Landesregierung in 
seiner 32. Sitzung am 29. September 2005 beraten. Die 
Änderung des Verwaltungshochschulgesetzes ist in der 
von der Landesregierung entworfenen Form notwendig, 
um eine wesentliche Grundlage für die Förderung des 
Forschungsinstituts für öffentliche Verwaltung bei der 
Deutschen Hochschule für Verwaltungswissenschaft in 
Speyer auch für die Zukunft sicherzustellen. 
 
Das Forschungsinstitut für öffentliche Verwaltung an der 
Hochschule für Verwaltungswissenschaften in Speyer ist 
Bestandteil der Wissenschaftsgemeinschaft Gottfried 
Wilhelm Leibniz. Im Rahmen einer turnusmäßig stattfin-
denden Evaluation ihrer Forschungseinrichtungen hat 
der Senat der Wissenschaftsgemeinschaft Gottfried 
Wilhelm Leibniz im Jahr 2002/2003 dem Bund und den 
Ländern empfohlen, eine zukünftige Förderung des 
Forschungsinstituts an die Umsetzung bestimmter Auf-
lagen zu binden, die der Senat formuliert hat.  
 
Der zuständige Ausschuss Forschungsförderung der 
Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und 
Forschungsförderung hat diesen Förderungsempfehlun-
gen zugestimmt und eine Überprüfung der Umsetzung 
der entsprechenden Auflagen für das Jahr 2007 festge-
legt. Die Auflagen sehen neben weiteren Punkten – ver-
gleiche Seite 5 der Drucksache – vor allem die Weiter-
entwicklung des Forschungsinstituts zu einer rechtlich 
selbstständigen Einheit vor.  
 
Um dies zu erfüllen, ist eine Gesetzesänderung notwen-
dig, da das Institut bislang die Rechtsform einer nicht 
rechtsfähigen Anstalt des öffentlichen Rechts hat. Diese 
Änderung ist in Artikel 1 Nr. 2 des vorliegenden Gesetz-
entwurfs geregelt. Das Forschungsinstitut ist danach 
künftig eine rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts. 
Dies stärkt die Freiheit der Forschung bzw. die Autono-
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mie dieser Forschungseinrichtung, dient aber auch der 
Verwaltungsvereinfachung, insofern die Funktionen der 
Aufsichtsbehörde, in diesem Fall der Staatskanzlei, 
beschränkt werden.  
 
Darüber hinaus wird eine Namensergänzung geregelt, 
die unterstreicht, dass das Forschungsinstitut das natio-
nale Verwaltungsforschungsinstitut ist und deshalb in 
Zukunft Deutsches Forschungsinstitut für öffentliche 
Verwaltung heißen wird.  
 

(Jullien, CDU: Eine Aussprache!) 
 

Der Gesetzentwurf enthält über diese Regelung hinaus 
in Nummer 2 eine weitere Neuregelung, die ebenfalls 
dem Grundgedanken der Forschungsfreiheit und Hoch-
schulautonomie entspricht, nämlich ein eigenes Sat-
zungsrecht. 
 
Weiterhin regelt Nummer 3, dem gleichen Grundmotiv 
folgend, dass Berufungen an das Institut in Zukunft nicht 
mehr durch die Aufsichtsbehörde widersprochen werden 
kann, sondern sie dieser nunmehr anzuzeigen sind.  
 
 
Schließlich ist in Nummer 1 des Gesetzentwurfs eine 
umfassende Zuständigkeit des Forschungsinstituts für 
Fragen im Zusammenhang mit der Erteilung von Lehr-
aufträgen geregelt. Damit wird in erweiterter Form eine 
Anregung des Landesrechnungshofs aufgegriffen, der 
eine solche Zuständigkeit in Vergütungsfragen der Lehr-
aufträge angeregt hatte.  
 

(Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:  
Wir sind dafür! – 

Jullien, CDU: Die Berichterstattung  
könnte etwas kürzer ausfallen!) 

 
Die nunmehr umfassende Zuständigkeit soll das For-
schungsinstitut im Einvernehmen mit der Staatskanzlei 
und dem für das Finanz- sowie für das Hochschulrecht 
zuständige Ministerium ausüben.  
 
Der Ausschuss für Wissenschaft, Weiterbildung, For-
schung und Kultur ist in seinen Beratungen zu dem 
Ergebnis gelangt, dass die vorgeschlagenen Änderun-
gen des Verwaltungshochschulgesetzes nicht nur den 
äußeren Erfordernissen nachkommen, sondern hoch-
schul- und forschungspolitisch sinnvoll sind. Das zukünf-
tige Deutsche Forschungsinstitut für Verwaltung ist ein 
wichtiger Bestandteil der Hochschul- und Forschungs-
landschaft in Rheinland-Pfalz.  
 

(Zuruf von der SPD: Sehr wahr!) 
 

Der Ausschuss für Wissenschaft, Weiterbildung, For-
schung und Kultur empfiehlt dem Landtag die Annahme 
des von der Landesergierung vorgelegten Gesetzent-
wurfs zur Änderung des Verwaltungshochschulgesetzes.  
 

(Beifall bei der SPD) 
 

 
Vizepräsident Itzek: 
 
Vielen Dank für die sehr ausführliche Berichterstattung. 

Der Ältestenrat hat beschlossen, diesen Punkt ohne 
Aussprache zu behandeln. Wir kommen deshalb zur 
unmittelbaren Abstimmung. 
 
Wer dem Gesetzentwurf der Landesregierung – Druck-
sache 14/4454 – zustimmen möchte, den bitte ich um 
das Handzeichen! – Ich stelle die einstimmige Annahme 
fest.  
 
Wir kommen zu Schlussabstimmung. Wer dem Gesetz 
in der Schlussabstimmung zustimmen möchte, den bitte 
ich, sich vom Platz zu erheben. – Ich stelle die einstim-
mige Annahme fest. 
 
Ich rufe Punkt 6 der Tagesordnung auf: 
 

Landesgesetz zu dem Staatsvertrag zur Änderung 
des  Staatsvertrages  über  die Bereitstellung von 
Mitteln aus den Oddset-Sportwetten für gemein- 

nützige Zwecke im Zusammenhang mit der  
Veranstaltung der FIFA Fußball-Welt- 

meisterschaft Deutschland 2006 
Gesetzentwurf der Landesregierung 

– Drucksache 14/4455 – 
Zweite Beratung 

 
dazu: 

Beschlussempfehlung des Haushalts-  
und Finanzausschusses 
– Drucksache 14/4553 – 

 
Berichterstatterin ist Frau Kollegin Meurer. 
 

(Abg. Jullien, CDU: Wird verzichtet!) 
 

Wir kommen dann zur Abstimmung über den Gesetz-
entwurf der Landesregierung – Drucksache 14/4455 –, 
da der Ältestenrat die Behandlung ohne Aussprache 
vereinbart hat. 
 
Wer dem Gesetzentwurf zustimmen möchte, den bitte 
ich um das Handzeichen! – Ich stelle die einstimmige 
Annahme fest. 
 
Wir kommen zur Schlussabstimmung. Wer dem Gesetz-
entwurf in der Schlussabstimmung zustimmen möchte, 
den bitte ich, sich vom Platz zu erheben! – Ich stelle die 
einstimmige Annahme fest.  
 
Ich rufe Punkt 7 der Tagesordnung auf: 
 

Landesgesetz über die Beteiligung des Regional- 
trägers an der Arbeitsgruppe Personalvertretung  

der Deutschen Rentenversicherung 
Gesetzentwurf der Landesregierung 

– Drucksache 14/4499 – 
Erste Beratung 

 
Der Ältestenrat hat vereinbart, diesen Punkt ohne Aus-
sprache an die Ausschüsse zu überweisen. 
 
Der Ältestenrat schlägt vor, den Gesetzentwurf der Lan-
desregierung an den Sozialpolitischen Ausschuss – fe-
derführend – und an den Rechtsausschuss zu überwei-
sen. – Gibt es Einwendungen? – Dann ist das so be-
schlossen. 
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Ich rufe Punkt 8 der Tagesordnung auf: 
 

Landesgesetz zu dem Staatsvertrag zwischen dem 
Freistaat Bayern und dem Land Rheinland-Pfalz  
zur Änderung des Staatsvertrags über die Zu- 

gehörigkeit der Apotheker, vorgeprüften  
Apothekeranwärter und Kandidaten der  
Pharmazie des Landes Rheinland-Pfalz  
zur Bayerischen Apothekerversorgung 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
– Drucksache 14/4508 – 

Erste Beratung 
 
Der Ältestenrat hat vereinbart, diesen Tagesordnungs-
punkt ohne Aussprache an die Ausschüsse zu überwei-
sen. Es wird vorgeschlagen, diesen Gesetzentwurf an 
den Innenausschuss – federführend – und an den 
Rechtsausschuss zu überweisen. – Ich sehe keinen 
Widerspruch, dann ist das so beschlossen.  
 
Ich rufe Punkt 9 der Tagesordnung auf: 
 

Landesgesetz zu dem Staatsvertrag zwischen dem 
Freistaat Bayern und dem Land Rheinland-Pfalz  

zur Änderung von Staatsverträgen über die  
Zugehörigkeit rheinland-pfälzischer Berufs- 

gruppenmitglieder zur Bayerischen  
Ärzteversorgung 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
– Drucksache 14/4509 – 

Erste Beratung 
 
Auch in diesem Fall ist eine Überweisung an den Innen-
ausschuss – federführend – und an den Rechtsaus-
schuss vereinbart. – Ich sehe keinen Widerspruch, dann 
ist das so beschlossen. 
 
Ich rufe Punkt 10 der Tagesordnung auf: 
 

Landesgesetz zu dem Staatsvertrag zwischen dem 
Freistaat Bayern und dem Land Rheinland-Pfalz  

und dem Saarland zur Änderung des Staats- 
vertrags über die Zugehörigkeit der Tierärzte  
des Landes Rheinland-Pfalz und des Saar- 
landes zur Bayerischen Ärzteversorgung 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
– Drucksache 14/4510 – 

Erste Beratung 
 
Auch dieser Punkt soll ohne Aussprache an den Innen-
ausschuss – federführend – und an den Rechtsaus-
schuss überwiesen werden. Ich sehe keinen Wider-
spruch, dann ist das so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 11 der Tagesordnung auf: 
 

Landesgesetz zu dem Staatsvertrag zwischen dem 
Freistaat Bayern und dem Land Rheinland-Pfalz  
zur Änderung des Staatsvertrags über die Zu- 
gehörigkeit der Schornsteinfegergehilfen im  
Land Rheinland-Pfalz zu der Versorgungs- 

anstalt der Kaminkehrergesellen 
Gesetzentwurf der Landesregierung 

– Drucksache 14/4511 – 
Erste Beratung 

 
Auch in diesem Fall wird eine Überweisung ohne Aus-
sprache an den Innenausschuss – federführend – und 
an den Rechtsausschuss vorgeschlagen. Ich sehe kei-
nen Widerspruch, dann ist das so beschlossen.  
 
 
Ich rufe Punkt 12 der Tagesordnung auf: 
 

…tes Landesgesetz zur Änderung des  
Rechtsanwaltsversorgungsgesetzes 
Gesetzentwurf der Landesregierung 

– Drucksache 14/4513 – 
Erste Beratung 

 
Auch dieser Punkt wird ohne Aussprache an den 
Rechtsausschuss überwiesen. Ich sehe keinen Wider-
spruch, dann ist das so beschlossen. 
 
 
Ich rufe Punkt 13 der Tagesordnung auf: 
 

Architektengesetz (ArchG) 
Gesetzentwurf der Landesregierung 

– Drucksache 14/4531 – 
Erste Beratung 

 
Die Fraktionen haben sich verständigt, diesen Gesetz-
entwurf ohne Aussprache an den Haushalts- und Fi-
nanzausschuss – federführend –, an den Ausschuss für 
Wirtschaft und Verkehr und an den Rechtsausschuss zu 
überweisen. – Ich sehe keine Einwände, dann ist das so 
beschlossen. 
 
 
Meine Damen und Herren, ich darf mich recht herzlich 
bei Ihnen bedanken und Sie für morgen zur 
102. Plenarsitzung einladen. 
 
Die Sitzung ist geschlossen. 
 
E n d e  d e r  S i t z u n g:  18:39 Uhr. 
 
 


